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I. Vorwort 
Die vorliegende Arbeit ist im Rahmen des Projektbereiches „Geschichte 
Ostdeutschlands und der Deutschen in Ostmittel- und Osteuropa“ am 
Historischen Seminar der Universität Hamburg unter der Leitung von 
Herrn Prof. Dr. Norbert Angermann entstanden. Sie ist für den vorlie­
genden Jahresband der Annaberger Annalen um die Betrachtungen zu 
den einzelnen Schulen gekürzt worden. Es ist geplant, diese fehlenden 
Kapitel in einem Folgeband der Annaberger Annalen zu veröffentlichen. 

1. Einleitung 

1.1. Aufgabenstellung 
„Unsere Geschichte bringt wenig historisch ergreifende Episoden, sie 
weiß von keinen Heldentaten, sie kennt wenig Heroismus, sie ist durch­
gängig eine Geschichte des Alltags, eine Geschichte treuer Arbeit im 
Kleinen, einer Arbeit, die sich oft unter schweren Widerständen und 
Hemmungen zu bewähren hatte“1. 

Dieser Satz aus dem „Deutschen Genossenschaftskalender 1930“ 
umreißt kurz und treffend die Geschichte der deutschen Minderheit in 
Litauen, die im Mittelalter begann und mit der Umsiedlung im Jahre 
1941 bzw. mit der Flucht 1944 endete. Davor lebte diese Volksgruppe, 
die seit dem 19. Jahrhundert vor allem aus Bauern und Handwerkern 
bestand, recht unauffällig zwischen den Litauern. 

Die Deutschen bemühten sich über Jahrhunderte darum, ihre Kultur, 
das heißt ihre Sitten und Gebräuche und ihre Sprache, zu erhalten. Diese 
Bemühungen waren vor allem deshalb erfolgreich, weil die Deutschen 
Protestanten waren und sich somit von den katholischen Litauern unter­
schieden. Neben der evangelischen Kirche waren die seit dem Vordrin­
gen des Protestantismus nach Polen-Litauen vorhandenen Schulen die 
wichtigsten Institutionen des geistigen Lebens, denn sie galten als „Le-

1 Deutscher Genossenschaftskalender für Litauen 1930, S. 55. 
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bensnerv“2 der Volksgruppe und waren für deren Fortbestand von ent­
scheidender Bedeutung. Dabei waren diese Schulen in Litauen bis in 
unser Jahrhundert aufs engste mit der evangelischen Kirche verbunden. 
Erst nach dem Ersten Weltkrieg nahmen sich der Staat und private Ver­
eine der Bildung an. 

In der vorliegenden Arbeit soll die wechselvolle Geschichte des 
deutschen Schulwesens betrachtet werden. Nach einem kurzen Abriß 
der Geschichte der Deutschen in Litauen bis zum Ersten Weltkrieg wird 
das Schulwesen zunächst in dieser älteren Zeit untersucht. 

Die Geschichte der Deutschen in Litauen während des Ersten Welt­
krieges, die „Entdeckung“ dieser in Deutschland bis dahin weitgehend 
unbekannten Volksgruppe und die Schulpolitik der deutschen Besat­
zungsverwaltung werden behandelt. 

Der Chronologie folgend wird es anschließend um die deutschen 
Schulen in der Zeit der litauischen Selbständigkeit gehen. Da ein umfas­
sendes deutsches Schulwesen in Litauen erst in der Zeit nach dem Er­
sten Weltkrieg existierte, nimmt in der vorliegenden Arbeit die Untersu­
chung des Zeitraumes bis zur Umsiedlung einen breiten Raum ein. In 
dieser Zeit entstand eine ganze Reihe neuer deutscher Schulen, die älte­
ren gingen von kirchlicher in staatliche oder private Trägerschaft über. 
Um die verfassungsmäßig garantierten Minderheitenrechte in Anspruch 
nehmen zu können, mußten von den Deutschen Interessenvertretungen 
gegründet werden. Da die wichtigste Volkstumsorganisation, der „Kul­
turverband der Deutschen Litauens“, aus einem Schulverein hervorge­
gangen war und sich insbesondere auch im schulischen Bereich einsetz­
te, werden die Tätigkeit dieser Organisation, ihre innere Struktur und 
insbesondere auch die dort vorhandenen Einflüsse des Nationalsozia­
lismus ab Mitte der 30er Jahre ausführlich darzustellen sein. 

In den 20er und vor allem in den 30er Jahren wurden die Schulen der 
Minderheit, die inzwischen zum großen Teil mit Mitteln aus Deutsch­
land finanziert wurden, zum Hauptstreitobjekt zwischen den staatlichen 
litauischen Stellen auf der einen und der deutschen Volkstumsorganisa-
tion auf der anderen Seite. Die nationalistischen Strömungen in Litauen, 
das in dieser Zeit große innen- und außenpolitische Probleme zu bewäl-

2 Otto Boelitz: Wesen und Bedeutung der deutschen Auslandsschule. In: Die deutsche 
Auslandsschule. Beiträge zur Erkenntnis ihres Wesens und ihrer Aufgaben, hrsg. von 
Otto Boelitz und Hermann Südhoff. Langensalza 1929, S. 1-16, hier S. 1f. 
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tigen hatte, wurden immer stärker und führten zu einer restriktiven 
Minderheitenpolitik, die sich auch gegen das deutsche Schulwesen rich­
tete. Aufgabe dieser Untersuchung wird es sein, die Maßnahmen der l i ­
tauischen Stellen und die Reaktionen der deutschen Seite her­
auszustellen und dabei exemplarisch die Probleme der Umsetzung der 
Minoritätenrechte in einem Nationalstaat mit hohem Minderheitenanteil 
zu beleuchten. 

1940 verlor Litauen infolge des Hitler-Stalin-Paktes seine staatliche 
Souveränität und wurde in die Sowjetunion eingegliedert. Die deutschen 
Schulen wurden geschlossen, und die Minderheit verließ 1941 im Rah­
men einer zwischen der Sowjetunion und dem nationalsozialistischen 
Deutschen Reich vertraglich vereinbarten Umsiedlung ihre Heimat. Ein 
bedeutender Teil der Deutschen kehrte jedoch in den Jahren 1942 bis 
1944 in das inzwischen von deutschen Truppen besetzte Litauen zurück, 
wo sie die Vorboten einer umfassenden deutschen Kolonisation sein 
sollten. Die von der Besatzungsverwaltung für die Rücksiedlerkinder 
wiedereröffneten oder neu eingerichteten Schulen werden in die Unter­
suchung ebenfalls einbezogen. 

In der vorliegenden Arbeit soll nicht nur eine Geschichte der Institu­
tionen geschrieben werden, sondern, soweit die Quellenlage es zuläßt, 
wird auch ein Bild des Schullebens zu vermitteln sein. 

1.2 Begriffsklärung 
Die territoriale Gestalt Litauens unterlag im Laufe der Geschichte er­
heblichen Veränderungen, und auch im Betrachtungszeitraum (Mitte 
des 16. Jahrhunderts bis zum Zweiten Weltkrieg) blieb sie nicht kon­
stant. 

In der vorliegenden Arbeit wird unter „Litauen“ ein Gebiet ver­
standen, das aus dem russischen Gouvernement Kowno, dem Nordteil 
des Gouvernements Suwalki und dem Westteil des Gouvernements 
Wilna bestand und in dieser Gestalt die nach dem Ersten Weltkrieg 
gemäß dem ethnographischen Prinzip geschaffene litauische Republik 
bildete3. 

3 Siehe die Karte "Von der Republik zur Sowjetrepublik Litauen. Grenzveränderungen 
   1918-1945" bei Manfred Hellmann: Grundzüge der Geschichte Litauens und des l i­
    tauischen Volkes. 4. Aufl. Darmstadt 1990 (Anhang). 
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Das Memelland, das nach der Besetzung durch litauische Truppen im 
Jahre 1923 einen Autonomiestatus erhielt, 1939 wieder dem Deutschen 
Reich angegliedert wurde und heute zu Litauen gehört, wird in die Un­
tersuchung nicht mit einbezogen. Wenn es in diesem Gebiet auch eine 
größere Zahl von Personen litauischer Volkszugehörigkeit gab, so ge­
hörte es doch historisch gesehen zu Ostpreußen. Es bestanden so gut wie 
gar keine Verbindungen zwischen den Deutschen im Memelland und 
den Deutschen in Litauen, und auch die Situation des deutschen Schul­
wesens in diesem Gebiet in den Jahren 1923 bis 1939 unterschied sich 
grundlegend von der Lage der deutschen Minderheitenschulen in Litau­
en. 

Das Wilnagebiet mit der historischen Hauptstadt des Landes, das 
zwischen 1919 bzw. 1920 und 1939 widerrechtlich von Polen besetzt 
gehalten wurde, wird als zu Litauen gehörig betrachtet, wobei es dort 
jedoch nur eine einzige deutsche Schule gab, und zwar in Wilna (Vilni­
us) selbst. 

Die Tatsache, daß die Grenzen der russischen Gouvernements, der 
deutschen Militärverwaltung im Ersten Weltkrieg und der litauischen 
Republik der Zwischenkriegszeit nicht genau übereinstimmten4, ist hier 
unbedeutend, da es nur in dem oben umrissenen Gebiet deutsche Schu­
len gab. 

Wenn im Folgenden von „Deutschen“ und „Litauern“ die Rede ist, 
so beziehen sich diese Angaben nicht auf offizielle Daten oder auf die 
Eintragungen in den Pässen, sondern auf das nationale Bekenntnis des 
Individuums oder der Gruppe. Dabei wurde dieses Bekenntnis nicht 
immer verbal oder schriftlich ausgedrückt, sondern es ließ sich aus dem 
Verhalten, z.B. aus der Haussprache oder dem Besuch deutscher Got­
tesdienste, ableiten. Es ist zu beachten, daß es bei einem großen Teil der 
Bevölkerung Litauens, die durch die wechselvolle Geschichte des Lan­
des vor allem auch polnischen und russischen Einflüssen ausgesetzt 
gewesen war, lange Zeit kein klares Nationalbewußtsein gab, sondern 
im Bewußtsein der Bevölkerung kam der Religionszugehörigkeit primä­
re Bedeutung zu. Die deutsche Minderheit bestand zu 98 Prozent aus 
Lutheranern, während sich die litauische Mehrheitsbevölkerung zu ei­
nem ebenso hohen Anteil zur römisch-katholischen Kirche bekannte.
 
 
4 Siehe ebd. 
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Bis in die Zeit zwischen den Weltkriegen bestand im Verständnis der 
Bevölkerung Litauens eine Identität von „evangelisch“ und „deutsch“. 
Da für die ältere Zeit kaum Angaben über die verwendeten Sprachen 
vorliegen und ein großer Teil der Bevölkerung außerdem mehrsprachig 
war (litauisch, deutsch, polnisch, russisch), wird es kaum möglich sein, 
weitere Differenzierungen vorzunehmen. 

In der Zwischenkriegszeit wuchs sowohl das Nationalbewußtsein 
der Litauer als auch der Deutschen. Wenn man das persönliche Be­
kenntnis der Bewohner zugrunde legt, ist eine Zuweisung der Begriffe 
„deutsch“ bzw. „litauisch“ für diese Zeit leichter möglich. Daß es bei 
der Feststellung der Volkszugehörigkeit trotzdem beträchtliche Diffe­
renzen zwischen den litauischen Stellen und den Deutschen gab und 
diese sich insbesondere auch auf das Minderheitenschulwesen auswirk­
ten, soll im Folgenden deutlich werden. 

Eine Erläuterung ist auch für den Begriff „deutsche Schule“ nötig. 
Als solche soll hier eine Einrichtung mit überwiegend deutscher Unter­
richtssprache verstanden werden. Daß es auch hier erhebliche Abwei­
chungen der amtlichen litauischen Statistik von den Zahlen der deut­
schen Volkstumsorganisation gab, wird aufzuzeigen sein. 

Für die Orte, die in der vorliegenden Arbeit erwähnt werden, liegen 
zumeist mehrere Namen vor, da sie häufig außer über eine litauische 
oder polnische auch über eine oder sogar mehrere deutsche Bezeichnun­
gen verfügten. In der vorliegenden Untersuchung erfolgt die Schreibung 
in der Regel in der litauischen Weise. Bei der ersten Nennung wird der 
deutsche Name in Klammern hinzugefügt. 

1.3 Forschungsstand und Quellenlage 
Die Geschichte der Litauendeutschen steht in der Historiographie im 
Schatten der Geschichte der Deutschen aus Estland und Lettland, den 
sogenannten Deutschbalten, und ist weitgehend unerforscht. Diese Dis­
krepanz ist vor allem auf die geringere gesellschaftliche und politische 
Bedeutung der deutschen Minderheit Litauens zurückzuführen. Sie stell­
te im Gegensatz zu den Deutschen in Livland, Kurland und Estland 
keine Oberschicht, sondern glich in ihrer Struktur eher der bäuerlichen 
litauischen Mehrheitsbevölkerung. Diese Volksgruppe hat nur ver­
gleichsweise wenige Akademiker hervorgebracht, und es gab nieman­
den aus dem Kreis der Litauendeutschen, der sich als Historiker der ei­
genen Geschichte hätte annehmen können. 
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Umfangreichere wissenschaftliche Untersuchungen über das deutsche 
Schulwesen in Litauen gibt es nicht5. Rudolf Heberle und Gustav Wag­
ner gehen in ihren Gesamtdarstellungen zur Geschichte der Minderheit 
nur am Rande auf die Thematik ein. In der historischen, demographi­
schen, sozialökonomischen und politischen Untersuchung von Rudolf 
Heberle findet sich ein Kapitel über die Schulen der deutschen Minder­
heit. Das Manuskript für die Arbeit wurde schon im Juli 1926 abge­
schlossen, und Heberle konnte somit nur wenige Ausführungen zu den 
Geschehnissen in den ersten Jahren der litauischen Selbständigkeit ma­
chen. Seine Angaben zur Siedlungsgeschichte und der Demographie der 
Deutschen in Litauen wurden aber bislang noch nicht revidiert. Für das 
zu bearbeitende Thema interessant sind ein Verzeichnis der Orte, an 
denen es deutsche Schulen und deutsche Gottesdienste gab, sowie eine 
dazugehörige Kartenskizze6. 

Die zweite Gesamtdarstellung der Geschichte der Litauendeutschen 
ist die 1943 der Philosophischen Fakultät der Albertus-Universität in 
Königsberg vorgelegte Dissertation von Gustav Wagner7. Als Betroffe­
ner schildert er sehr ausführlich die Repressionsmaßnahmen des litaui­
schen Staates in der Zwischenkriegszeit. Eine ausgewogene Darstellung 
gelingt ihm jedoch nicht. Zu kritisieren ist vor allem seine Sprache8. 
Wagner stützt sich insbesondere auf veröffentlichtes Material, in seinem 
Kapitel über die deutschen Schulen primär auf deutsche Presseerzeug­
nisse aus der Zwischenkriegszeit. 

5 Zum Forschungsstand und zur Quellenlage siehe auch Harry Stossun: Das deutsche 
Schulwesen in Litauen in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen. Eine Übersicht 
der deutschsprachigen Literatur und Archivalien. In: Nordost-Archiv. Zeitschrift für 
Regionalgeschichte, N.F., Bd. 1/1992, H. 2, S. 395-400. Eine allgemeine Einführung 
in die Problematik der Minderheitenschulen liefert Heinz Kloss: Volksgruppenrecht 
und Schule. In: System eines internationalen Volksgruppenrechts. Völkerrechtliche 
Abhandlungen, hrsg. von Theodor Veiter, Bd. 3/3. Sonderprobleme des Schutzes von 
Volksgruppen und Sprachminderheiten. Wien 1978. 
6 Rudolf Heberle: Die Deutschen in Litauen. Stuttgart 1927. 
7 Gustav Wagner: Die Deutschen in Litauen, ihre kulturellen und wirtschaftlichen 
Gemeinschaften zwischen den beiden Weltkriegen. Marburg 1959. 
8 So schreibt Wagner, bezogen auf das Schulwesen: "Das Entvolkungsstreben des litaui­
schen Staates öffnete so manchem Deutschen die Augen und reihte ihn in die völki­
sche Kämpferschar ein". Ebd., S. 169. 
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Von Manfred Hellmann, dem großen Kenner der Geschichte Litauens, 
stammt eine ganze Reihe von Beiträgen zur Geschichte der deutschen 
Minderheit in diesem Land9. Die Schulen werden dabei jedoch nur ganz 
am Rande angesprochen. Das gilt ebenso für Hellmanns bekannte Mo­
nographie zur litauischen Geschichte10. 

Mit der Kulturpolitik in Litauen in der Zeit der deutschen Besatzung 
während des Zweiten Weltkrieges (1941-1944) beschäftigte sich Hans 
Dieter Handrack. In dieser 1981 erschienenen Arbeit über das „Reichs­
kommissariat Ostland“ stellt der Autor auch die Grundzüge der deut­
schen Schulpolitik heraus, mit speziellen Fragen wie die der Schulen für 
die Rücksiedler beschäftigte er sich jedoch nicht11. Letzteres gilt ebenso 
für den finnischen Historiker Seppo Myllyniemi, der in seinem gut gear­
beiteten Buch über die „Neuordnung der baltischen Länder 1941-1944“ 
am Rande auch auf die Rücksiedlung eingeht, nicht aber auf die Schulen 
für diese Deutschen12. 

In dem 1984 von Albert Unger herausgegebenen Buch „Europäer­
Deutsche aus Litauen“, das keinen wissenschaftlichen Ansprüchen ge­
nügt, wird der Bereich Schule so gut wie gar nicht behandelt13. 

Vom Verfasser selbst liegt u.a. eine Untersuchung über das Schick­
sal der Deutschen aus Litauen während des Zweiten Weltkrieges vor, in 
der die deutschen Schulen, sowohl in der Zwischenkriegszeit als auch 

9 U.a. Manfred Hellmann: Zur Geschichte der Deutschen in Litauen. In: Auslandsdeut­
sche Volksforschung, Bd. 1/1937, S. 447-459; ders.: Artikel "Litauen". In: Handwör­
terbuch des Grenz- und Auslandsdeutschtums, hrsg. von: Carl Petersen, Paul­
Hermann Ruth u.a. Breslau 1939, S. 361-402; ders.: Wesen und Werden der deut­
schen Volksgruppe in Litauen. In: Deutsche Monatshefte, H. 7/1940, S. 107-114, H. 
8/1940, S. 231-243; ders.: Die Deutschen in Litauen. Kitzingen 1951; Johannes 
Strauch: Das Deutschtum in Litauen. In: Estländisch-deutscher Kalender 1925, S. 
193-201. 

10 Hellmann: Grundzüge der Geschichte Litauens, a. a. O. 
11 Hans Dieter Handrack: Das Reichskommissariat Ostland. Die Kulturpolitik der 

   deutschen Verwaltung zwischen Autonomie und Gleichschaltung 1941-1944. 
       Hannoversch Münden 1981.12Seppo Myllyniemi: Die Neuordnung der baltischen Länder 1941-1944. Zum 
nationalsozialistischen Inhalt der deutschen Besatzungspolitik. Helsinki 1973. 

   13 Europäer - Deutsche aus Litauen, hrsg. von Albert Unger. Arnsberg 1984. 
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während der Rücksiedlung in den Jahren 1942-1944, jedoch auch nur 
kurz Erwähnung finden14. 

Von litauischer Seite hat man erst in den letzten Jahren damit begon­
nen, die Entwicklung des Schulwesens in der Zwischenkriegszeit näher 
zu betrachten. Litauische Untersuchungen über die Minderheitenschulen 
in der älteren Zeit liegen nicht vor. Saulius Kaubrys veröffentlichte 
1992 eine Arbeit über die Entwicklung des Volksschulwesens in der 
Zeit von 1918 bis 1940. Für seine Untersuchung zog er die im Litaui­
schen Staatsarchiv vorhandenen Akten des Bildungsministeriums heran 
und wertete das Presseorgan dieses Ministeriums, „Švietimo Darbas“ 
(„Bildungsarbeit“), sowie die Zeitschrift „Tautos mokykla“ („National-
schule“)aus. Der Autor geht auch auf die Lehrerbildung ein und zieht 
insgesamt eine positive Bilanz der Entwicklung des Volksschulwe-
sens15. In einem in deutscher Sprache erschienenen Aufsatz, in dem er 
auch die neueren Erkenntnisse anderer litauischer Historiker berücksich­
tigt, befaßt sich Kaubrys auch mit den Minderheitenschulen in der Zeit 
der litauischen Selbständigkeit. Zwar liefert er einen interessanten Ge­
samtüberblick, seine Beurteilung der Entwicklung des deutschen Min­
derheitenschulwesens ist aber wegen des Verzichts auf deutsche Litera­
tur und Archivalien nicht differenziert genug. Die Gründe für die 
Schließung von Schulen werden in erster Linie bei den Minderheiten 
selbst gesucht, von den nationalistischen Strömungen im Lande, die 
auch gegen das deutsche Minderheitenschulwesen richteten, ist nicht die 
Rede.16 

14 Harry Stossun: Die Umsiedlungen der Deutschen aus Litauen während des Zweiten 
Weltkrieges. Untersuchungen zum Schicksal einer deutschen Volksgruppe im Osten. 
Marburg 1993; ders.: Die Umsiedlung der Deutschen aus Litauen 1941. In: Litaui­
sches Kulturinstitut, Jahrestagung 1989/90, S. 51-61; ders.: Die Umsiedlung der 
Deutschen aus Litauen. In: Ostdeutsche Gedenktage 1991, hrsg. von der Kulturstif­
tung der deutschen Vertriebenen. Bonn 1991, S. 284-287; ders.: Zwischen Lehrstuhl 
und Pflug. Überblick über die Geschichte der Deutschen in Litauen. In: Die Grenze 
als Ort der Annäherung. 750 Jahre deutsch-litauische Beziehungen, hrsg. von Arthur 
Hermann. Köln 1992, S. 169-186. 

15 Saulius Kaubrys: Lietuvos pradinçs mokyklos istorinç raida 1918-1940m. Vilnius 
1992. 
16 Ders.: Schulen der nationalen Minderheiten im Bildungswesen des unabhängigen 

Litauen (1918-1940). In: Nordost-Archiv. Zeitschrift für Regionalgeschichte, N.F. 
Bd. I/1992, H. 2, S. 401-415. 
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Zur Geschichte der deutschen Schulen in der älteren Zeit findet sich 
manches Material in den Arbeiten zur Kirchengeschichte. Zu nennen 
wären hier in erster Linie die drei Werke von E. H. Busch17, denen vor 
allem statistisches Material zu entnehmen ist. Allein für die deutschen 
Schulen in Kaunas liegen für die ältere Zeit Untersuchungen vor, die auf 
umfangreichen Quellenstudien basieren. Johannes Wischeropp wertete 
vor dem Zweiten Weltkrieg die inzwischen verschollenen Kirchenrats­
akten aus und lieferte anhand dieses originären Materials wichtige In-
formationen18. 

Über die Schulen in Litauen während des Ersten Weltkrieges ist ins­
besondere durch die Arbeit von Hans Zemke einiges bekannt. Dieser 
gibt im Anhang auch eine ganze Reihe wichtiger Quellentexte wieder19. 
Da die Leistungen der Ober-Ost-Verwaltung im Bereich der Schulen 
von deutscher und litauischer Seite jeweils sehr unterschiedlich bewertet 
werden, kommt der Arbeit Petras Klimas`, der die Maßnahmen aus l i ­
tauischer Sicht betrachtet, eine große Bedeutung zu. Auch Klimas be­
legt seine Aussagen durch Quellentexte20. 

Für die Bearbeitung der Geschichte des Minderheitenschulwesens in 
Litauen in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg ist es notwendig, auf die 
entsprechenden Gesetzestexte und Bestimmungen der damaligen Zeit 
zurückgreifen zu können. Die wichtigsten davon liegen auch in deut­
scher Sprache vor. Herbert Kraus liefert in seinem 1927 erschienen 
Buch „Das Recht der Minderheiten“ unter anderem den französischen 
Originaltext der litauischen Minoritätenerklärung, abgegeben vor dem 

E.H. Busch: Materialien zur Geschichte und Statistik des Kirchen- und Schulwesens 
der Evang.-Luth. Gemeinden in Rußland. St. Petersburg 1862; ders.: Beiträge zur Ge­
schichte und Statistik des Kirchen- und Schulwesens der evang.-augsburgischen Ge­
meinden im Königreich Polen. Leipzig 1867.; ders.: Ergänzungen der Materialien zur 
Geschichte und Statistik des Kirchen- und Schulwesens der evang.-luth. Gemeinden 
in Rußland. Leipzig 1867. 
Johannes Wischeropp: Die heilige Stadt unserer Väter. Die Evang.-Luther. Trinita-

tiskirche zu Kaunas 1683-1933. Kaunas o. J; ders.: Aus 325 Jahren ev. Kirchenratsar­
beit in der deutschen Gemeinde zu Kaunas. Kaunas 1939. 
Hans Zemke: Der Oberbefehlshaber Ost und das deutsche Schulwesen im Verwal­

tungsbereich Litauen während des Weltkrieges. Berlin 1936. 
Petras Klimas: Der Werdegang des litauischen Staates von 1915 bis zur Bildung der 

provisorischen Regierung. O.O. 1919. 
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des Kulturverbandes zu zählende Konstantin von Cerpinsky stellt in 
einem Beitrag die über den Unterricht hinausgehenden Aufgaben des 
deutschen Lehrers in Litauen heraus27. Walter Sturm aus Kaunas zeich­
net in seinem Aufsatz „Der Kampf um die deutsche Volksschule in Li-
tauen“ ein düsteres Bild28. Ähnlich drastisch schildert die „Allgemeine 
Deutsche Lehrerzeitung“ die Situation29. Percy Dockrodt30 und M. Si-
moneit31 geben in ihren Aufsätzen kurze Einblicke in das deutsche Bil­
dungswesen der Zwischenkriegszeit. Das führende Mitglied der deut­
schen Jugendbewegung in Litauen, Walter Sagel, liefert in seinem in 
den dreißiger Jahren erschienenen Buch einige Berichte von deutschen 
Schulen in Litauen32. 

Für die vorliegende Untersuchung wurde eine größere Zahl von Zei­
tungen und Zeitschriften aus der deutschen Besatzungszeit während des 
Ersten Weltkrieges und aus der Zeit der litauischen Selbständigkeit 
ausgewertet. 

In der „Kownoer Zeitung“ und der „Wilnaer Zeitung“, beide er­
schienen zwischen 1916 und 1918, fanden sich einige Beiträge zur Si­
tuation der Deutschen in Litauen in dieser Zeit und auch speziell zu den 
deutschen Schulen33. 

Die „Litauische Rundschau“, die in den Jahren 1920-1922 und 1924-
1928 in Kaunas erschien, beinhaltet ebenfalls eine ganze Reihe von 

27 
Konstantin von Cerpinsky: Aus dem Deutschtum in Litauen. Die deutschen Lehrer 

und ihre Mitarbeit im Kulturverband. In: Heimat, baltische Zeitschrift, 1933, Heft 
1/2, S. 32-34. 

28 
Walter Sturm: Der Kampf um die deutsche Volksschule in Litauen. In: Der Aus­

landdeutsche 14/1931, Nr. 9 (Mai), S. 284-285. 
29 

Deutsche Schule in Litauen. In: Allgemeine Deutsche Lehrerzeitung 60/1931, S. 
379-380. 

30 
Die Bedrückung der deutschen Schule in Litauen. In: Nation und Staat 3, 1929/30, S. 
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Artikeln zum Thema34. Zwischen 1931 und 1941 erschienen die „Deut­
schen Nachrichten für Litauen“, zunächst als Wochenzeitung, später 
zweimal wöchentlich. Sie vermitteln einen guten Eindruck von der Lage 
der deutschen Volksgruppe in dieser Zeit35. 

Die ebenfalls in der Zwischenkriegszeit erschienenen „Deutschen 
Kalender für Litauen“, das „Ev.-luth. Gemeindeblatt für Litauen“, die 
„Deutschen Genossenschaftsnachrichten“ und die „Deutschen Genos­
senschaftskalender für Litauen“ wurden in die vorliegende Untersu­
chung ebenfalls mit einbezogen36. 

Die „Kauener Zeitung“ aus der Zeit der deutschen Besetzung wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges diente vor allem als Propagandablatt und 
bot nur wenige Informationen über die Rücksiedler37. Für die vorlie­
gende Untersuchung hatte sie nur eine geringe Bedeutung. 

Ebenfalls ausgewertet wurden die nach dem Zweiten Weltkrieg ent­
standenen Erinnerungsbeiträge in den landsmannschaftlichen Publika­
tionen. So finden sich in der „Heimatstimme“ und im „Heimatgruß“ 
eine ganze Reihe von Beiträgen unterschiedlicher Qualität und Ergie­
bigkeit, darunter vor allem auch interessante Aufsätze zur Geschichte 
der Schulen in den einzelnen Orten. Die vom „Hilfskomitee der evange­
lischen Deutschen aus Litauen“, einem Vorgänger der „Landsmann­
schaft der Deutschen aus Litauen im Bundesgebiet e.V.“, in zwei Heften 
zusammengestellten Beiträge bieten auch einige Informationen zur äl­
teren Geschichte38. 

34 Diese Zeitung fehlt zwar in deutschen Bibliotheken, einige Ausgaben konnten jedoch 
in Litauen beschafft werden. Eine ganze Reihe von Auszügen aus diesem Presseer­
zeugnis findet sich auch in Archiven, vor allem im Politischen Archiv des Auswärti­
gen Amtes/Bonn. 

35 Alle Ausgaben, bis auf den Jahrgang 1938, sind in der Bibliothek des Instituts für 
Auslandsbeziehungen/Stuttgart vorhanden. Den Jahrgang 1938 findet man in der 
Staatsbibliothek Preuß. Kulturbesitz in Berlin. 

36 Diese Publikationen sind, soweit erkennbar ist, unter anderem auch im "Haus der 
Deutschen aus Litauen"/Arnsberg vorhanden. 

37 
Die "Kauener Zeitung" ist in der Bibliothek des Instituts für Weltwirtschaft/Kiel 

vollständig überliefert. 
38 

Bilder aus der Geschichte des evangelischen Deutschtums in Litauen, hrsg. vom 
Hilfskomitee der evangelischen Deutschen aus Litauen in Zusammenarbeit mit der 

18 



In den Archiven gibt es noch eine ganze Reihe von bislang unbe­
arbeiteten Quellen zur Geschichte des deutschen Minderheiten­
schulwesens in Litauen in der Zwischenkriegszeit, wenngleich viele 
Unterlagen durch Kriegseinwirkungen zerstört worden sind. Besonders 
bedauerlich ist der Verlust der Bestände des VDA (Verein bzw. Volks­
bund für das Deutschtum im Ausland). Im November 1943 wurden die­
se Unterlagen bei einem Bombenangriff auf Berlin vernichtet. Auch die 
Akten des Ostpreußischen Schulvereins sind nicht mehr auffindbar, 
ebenso das Archiv des Kulturverbandes. Letzteres soll nach der Umsied­
lung im Jahre 1941 nach Posen gebracht worden sein39. Über den weite­
ren Verbleib dieser wichtigen Unterlagen ist nichts bekannt. Ähnlich 
wie der VDA bemühten sich auch das DAI (Deutsches Ausland-Institut) 
und die Deutsche Stiftung um die kulturelle Unterstützung der deut­
schen Volksgruppen im Ausland. Ein erheblicher Teil der Akten­
bestände dieser Dienststellen befindet sich heute im Bundesarchiv in 
Koblenz bzw. Potsdam, wobei die die deutsche Volksgruppe in Litauen 
betreffenden Unterlagen aber zahlenmäßig eher gering sind. Ebenfalls 
in Koblenz lagern viele Unterlagen der SS-Dienststellen, die sich in den 
30er Jahren zunehmend in die Volkstumsarbeit eingeschaltet hatten. Zu 
nennen ist hier insbesondere die Volksdeutsche Mittelstelle, wobei es 
jedoch gerade in diesem Bestand erhebliche Lücken gibt. Während sich 
die Art und Weise der Unterstützung und der Umfang der Zahlungen 
aus Deutschland bis in die 30er Jahre hinein noch aktenmäßig nach­
vollziehen läßt, fehlen wichtige Unterlagen aus der Zeit nach 1933, als 
die „Gleichschaltung“ der Volkstumsarbeit im nationalsozialistischen 
Sinne auch in Litauen spürbar wurde. 

Für die vorliegende Untersuchung wichtige Aktenbestände sind im 
Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes/Bonn überliefert. Es handelt 
sich vor allem um Akten der Politischen Abteilung IV, die für die Un­
terstützung der deutschen Volksgruppen im Ausland zuständig war, 
insbesondere um die Korrespondenz zwischen dieser Dienststelle und 
der deutschen Gesandtschaft in Kaunas. Unterlagen der Gesandtschaft 
selbst werden auch hier verwahrt. 

Schriftleitung der Heimatstimme, Heft I, Atzenhausen/Lebenstedt 1964, Heft I I , Göt-
tingen/Lebenstedt 1967. 
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Ebenfalls von großer Bedeutung für das zu untersuchende Thema war 
ein Besuch im Litauischen Staatsarchiv in Wilna (Lietuvos Valstybinis 
Archyvas). Dort befindet sich sowohl die Korrespondenz der deutschen 
Schulen und des Kulturverbandes mit dem litauischen Bildungsministe­
rium als auch der Schriftwechsel zwischen den die Minderheitenschulen 
kontrollierenden Schulinspektoren und diesem Ministerium. Sehr viele 
Unterlagen davon betreffen das Lehrpersonal an den deutschen Schulen. 
Es finden sich aber auch Schülerlisten und sehr viele Eingaben von El­
ternkomitees, in denen die Einrichtung einer deutschen Schule oder 
auch deren Erhaltung gewünscht werden. Neben den Unterlagen des 
Bildungsministeriums wurden auch die Bestände des litauischen Au­
ßenministeriums in die Untersuchung einbezogen. Insgesamt bietet das 
Litauische Staatsarchiv noch sehr viele unbearbeitete Dokumente zur 
jüngeren Geschichte der deutschen Volksgruppe in Litauen. 

Während sich die Geschichte des höheren deutschen Schulwesens in 
der Zwischenkriegszeit recht genau nachzeichnen läßt, fehlen von eini­
gen Volksschulen sowohl archivalische Quellen als auch Erinnerungs­
beiträge, so daß es hier in der Überlieferung große Lücken gibt. Letzte­
res gilt vor allem für die deutschen Volksschulen, die schon Mitte der 
20er Jahre geschlossen bzw. in litauische umgewandelt worden waren. 
Auch über die Geschichte der deutschen Schule in Wilna in dieser Zeit 
ist nur wenig bekannt. 

Die Quellenlage zur Geschichte des deutschen Schulwesens in der 
Zeit der Rücksiedlung der Litauendeutschen (1942-1944) muß als un­
günstig angesehen werden. Im Bundesarchiv/Koblenz befinden sich 
zwar Unterlagen des „SS-Ansiedlungsstabes Kauen“, der auch für die 
Einrichtung der deutschen Schulen zuständig war, diese geben jedoch 
keinen umfassenden Einblick in die damalige Situation. Es fehlen vor 
allem Akten der einzelnen Schulen, der „Abteilung Kulturpolitik“ des 
Ansiedlungsstabes sowie der zuständigen Dienststelle des General­
kommissariats. Unterlagen des den Generalkommissariaten übergeord­
neten Ostministeriums wurden 1943 in Berlin vernichtet. Auch entspre­
chende Nachforschungen im Litauischen Staatsarchiv blieben ohne Er­
folg. Im Bundesarchiv/Potsdam fanden sich zu diesem Themenkomplex 
einige wenige Akten des „Reichsministeriums für Wissenschaft, Erzie­
hung und Volksbildung“. 

Der Verfasser hat in den letzten Jahren eine ganze Reihe von Ge­
sprächen mit Zeitzeugen, unter anderem auch mit den letzten heute noch 
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lebenden Lehrern aus Litauen, geführt und aufgezeichnet. Die so ent­
standenen Unterlagen wurden häufig noch durch schriftliche Dokumen­
te und Fotos ergänzt. Der Verfasser ist sich darüber im klaren, daß der­
artige Befragungen kein authentisches Bild der damaligen Geschehnisse 
liefern können, sondern nur subjektive Einschätzungen, die zudem noch 
von dem langen zeitlichen Abstand vom Geschehen beeinflußt wurden. 
Die Aussagen dieser Zeitzeugen trugen aber dazu bei, daß manche Zu­
sammenhänge klarer wurden und dienten zum Teil auch als Korrektiv. 

2. Die Deutschen in Litauen in der Zeit bis zum Ersten Weltkrieg 
und die Kirchenschulen 

2.1 Abriß der Geschichte der Deutschen in Litauen bis 1914 
Die Geschichte der Deutschen in Litauen begann im Mittelalter. Um das 
Jahr 1250 vergab der litauische Fürst Mindaugas (dt. Mindowe) der 
Stadt Riga ein Handelsprivileg für Litauen und sicherte damit deutschen 
Kaufleuten Handels- und Zollfreiheit zu. Dem Deutschen Orden räumte 
er wichtige Rechte ein, trat ihm große große Gebiete in Nordwestlitauen 
ab und nahm sich Berater aus dem Kreis der Ordensritter40. 

Nach dem Tode Mindowes 1263 wurde der im Anwachsen begriffe­
ne deutsche Einfluß wieder zurückgedrängt. Aus der Zeit der politischen 
Wirren am Ende des 13. Jahrhunderts sind keine Deutschen in Litauen 
bekannt. 

Gediminas (dt. Gedimin) gelang es in der ersten Hälfte des 14. Jahr­
hunderts, Litauen zu einer Großmacht am Rande des östlichen Mitteleu­
ropa zu machen. In dieser Zeit gab es am Hofe Deutsche, so seinen 
Dolmetscher Hennekine sowie einige Franziskaner41. Vermutlich wirk­
ten diese Berater auch bei der Abfassung und Verbreitung des bekann­
ten Sendschreibens Gedimins aus dem Jahre 1323 mit. In einem an die 
großen deutschen Ostseestädte und an die Predigermönche und Minori-
ten gerichteten Brief lud der litauische Großfürst deutsche Geistliche, 

Vgl. Hellmann: Artikel "Litauen", S. 392; ders.: Die Einwanderung von Deutschen 
nach Litauen. In: Unger , S. 13-15. 
Hellmann: Artikel "Litauen", S. 392. 
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Deutschen dieses Gebiet aber tatsächlich in Anspruch nahmen, es also 
schon in dieser Zeit deutsche Bauern in Litauen gab, ist nicht bekannt. 

Die genannten Vorrechte führten dazu, daß viele deutsche Kaufleute 
nach Kaunas zogen46. Der gotische Baustil prägte damals das Stadtbild, 
und man kann das mittelalterliche Kaunas sicherlich zu Recht als „deut­
sche Stadt“ bezeichnen47. Auch nachdem das Magdeburger Stadtrecht 
im Jahre 1463 auf alle anderen Nationalitäten ausgedehnt worden war, 
blieb der deutsche Einfluß bis ins 17. Jahrhundert hinein vorherr-
schend48. 

1440 gründeten Kaufleute aus Königsberg, Danzig, Elbing und 
Thorn in Kaunas ein Hansekontor. Dieses blieb aber unbedeutend, wo­
bei die Gründe dafür in dem wachsenden Widerstand der Litauer und in 
der Konkurrenz der ständig in Kaunas ansässigen Deutschen zu suchen 
sein werden. Das Nebeneinander von zwei deutschen Gruppen mit viel­
fach widerstrebenden Interessen war wohl die Hauptursache für den 
baldigen Niedergang des Kontors49. Da die Hansekaufleute nicht länger 
als ein Jahr in Kaunas bleiben durften und es für sie nicht möglich war, 
Grund zu erwerben, können sie nicht im selben Sinne als deutsche An­
siedler in Litauen gelten wie die in Kaunas fest ansässigen Bürger deut­
scher Herkunft. 

Eine einschneidende Entwicklung setzte mit dem Vordringen der 
protestantischen Lehre nach Polen-Litauen ein. Im Jahre 1550 wurde in 
Kaunas eine evangelisch-lutherische Kirchengemeinde gegründet, der 
zwei Jahre später 124 Familien angehörten50. Die Reformationsbewe­
gung hatte auf die Verbreitung des Deutschtums einen sehr günstigen 
Einfluß. Sehr viele Angehörige des litauischen Adels ließen damals ihre 
Söhne in Deutschland studieren, hauptsächlich in Wittenberg und in 
Frankfurt/Oder. Auf diese Weise hielten deutsche Sprache und Kultur 

46 
Wischeropp: Aus 325 Jahren, S. 58 und 142; Victor Jungfer: Deutsch-litauische 

Nachbarschaft im Wandel der Geschichte. In: Heimatgruß 1960, S. 29-40, 
hier S. 34-36. 

47 
Karge: Die Geschichte des Deutschtums in Wilna und Kauen (1917), S. 53. 

48 
Forstreuter: Deutschland und Litauen im Mittelalter, S. 35f. 

49 
Walter Stein: Vom deutschen Kontor in Kowno. In: Hansische Geschichtsblätter 

22/1916, S. 225-266. Zu den Wirtschaftsbeziehungen siehe Kurt Forstreuter : Die 
Memel als Handelsstraße Preußens nach Osten. Königsberg/Preußen 1931. 

50 
Heberle, S. 8. 
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ihren Einzug in die Familien des litauischen Adels51. Die bald einset­
zende Gegenreformation erschütterte aber die Stellung der Deutschen. 

Einen schweren Rückschlag für das Deutschtum in Litauen bedeute­
te der Einfall der Moskowiter im Jahre 1655. Die Deutschen aus Kaunas 
und Wilna mußten vor den anrückenden Russen und Tataren nach Preu­
ßen fliehen. Dort auf Veranlassung des Großen Kurfürsten erstellte 
Bürgerlisten geben Aufschluß über die zahlenmäßige Stärke und die 
Zusammensetzung der deutschen Bevölkerung von Kaunas. Insgesamt 
wurden 85 deutsche Familienväter registriert, unter ihnen viele Kaufleu­
te, Handwerker und Angehörige gelehrter Berufe. Auch einer der beiden 
Bürgermeister war Deutscher52. 

Obwohl ein großer Teil der Flüchtlinge nach 1660 wieder nach Kau­
nas zurückkehrte, hat sich die deutsche Kolonie von dem Schlage des 
Jahres 1655 nur sehr schwer erholt. So wurden im Jahre 1663 in der 
evangelischen Gemeinde nur neun Taufen registriert, im Gegensatz zu 
der Zeit vor der Vertreibung, wo die Zahlen meist bei über 30 gelegen 
hatten53. 

Noch schwerer als von dem Moskowitereinfall wurde die deutsche 
Gemeinde in Kaunas von der Pestepidemie des Jahres 1710 getroffen. 
Die Zahl der Beerdigungen stieg von 23 im Jahre 1709 auf 205 im dar­
auffolgenden Jahr. Von der deutschen Gemeinde verblieben nur der 
Bürgermeister, ein Arzt, ein Großbürger und acht Handwerker54. 

Es dauerte mehrere Jahrzehnte, bis die Gemeinde durch Zuzug und 
durch natürliche Vermehrung zahlenmäßig wieder stärker wurde. Dabei 
unterbrach noch die Feuerkatastrophe von 1731 diesen Erholungspro-
zeß55. Um den Wiederaufbau der stark zerstörten Stadt Kaunas zu er­
möglichen, wurden Handel und Gewerbe auch für die jüdische Bevölke­
rung geöffnet. Damit sahen sich die Deutschen einer starken Konkur-

51 
Paul Karge: Die Geschichte des Deutschtums in Wilna und Kauen. In: Das Litauen­

Buch. Eine Auslese aus der Zeitung der 10. Armee. O.O. 1918, S. 34-105, hier S. 96. 
52 

Manfred Hellmann: Die erste Vertreibung und Flucht der Litauendeutschen 
1648/1655. In: Heimatgruß 1963, S. 72-75. Zu der Registrierung in Preußen siehe 
Karge: Die Geschichte des Deutschtums in Wilna und Kauen (1917), 60-64. 

53 
Heberle, S. 9. 

54 
Wischeropp: Die heilige Stadt unserer Väter, S. 62-64. 

55 
Zur Geschichte der deutschen Kirchengemeinde siehe auch Johannes Wischeropp: 

Die deutsche evangelisch-lutherische Gemeinde zu Kaunas. In: DN vom 4.12.1940. 
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renz ausgesetzt, und es war ihnen nicht mehr möglich, ihre gehobene 
wirtschaftliche und soziale Stellung zurückzuerlangen56. Hinzu kam, 
daß um die Mitte des 18. Jahrhunderts der Druck der polnischen katho­
lischen Geistlichkeit auf die evangelischen Deutschen immer stärker 
wurde. Nach dem Ende des polnisch-litauischen Doppelreiches 1795 
wurden die inneren Verhältnisse wieder stabiler, und die deutsche Ge­
meinde in Kaunas entwickelte sich positiv. Deutsche Kaufleute trieben 
wieder regen Handel mit landwirtschaftlichen Produkten und hatten die 
Memelschiffahrt in ihren Händen. Um 1840 lebten in Kaunas ca. 600 
bis 700 Deutsche. 

Die deutsche Einwohnerschaft in Wilna war weder von der Zahl 
noch von der wirtschaftlichen Stellung her so bedeutend wie die in 
Kaunas. Im 18. und 19. Jahrhundert bestand hier ein Teil der Handwer­
kerschaft aus Deutschen57. 

Bis ins 16. Jahrhundert sind Kaunas, Wilna und Trakai offenbar die 
einzigen Stätten deutscher Ansiedlung geblieben. Weder für deutsche 
Kaufleute noch für Handwerker kam eine Niederlassung außerhalb die­
ser Städte in Frage. 

Durch das Heranziehen von deutschen Bauern, Handwerkern und 
Gewerbetreibenden versprachen sich die polonisierten litauischen Adli­
gen eine Unabhängigkeit sowohl gegenüber der mächtigen katholischen 
Geistlichkeit als auch gegenüber der Krone Polens. Auf diesem Wege 
fand das Deutschtum den Weg auch in die Kleinstädte und auf das fla­
che Land. 

So wurde im Jahre 1567 durch Jan Szemet in Taurage (Tauroggen) 
eine evangelische Gemeinde gegründet, 1572 siedelte Johann Chotkie-
wicz auf seinem Gut Skaudvilç (Skudy) Deutsche an58. Es entstand die 
Stadt Johannesburg, später Skuodas (Schoden) genannt, die ihren deut­
schen Charakter mehrere Jahrhunderte lang behielt. 

Christoph Radziwill gründete 1587 mit deutschen Kolonisten den 
Ort Bir‡ai (Birsen). 1629 zog er deutsche Siedler auf sein Gut Kçdainiai 

56 
Heberle, S. 9. 

57 
Albert Ippel: Wilnaer Zunftbücher. In: Das Litauen-Buch. Eine Auslese aus der Zei­
tung der 10. Armee. o. O. 1918, S. 106-108. 

58 
Gründungsurkunde bei Heberle, S. 145-150. 25 



(Kedahnen)59. Im Jahre 1790 schenkte Fürst Nestor Kasimir Sapieha 
deutschen Handwerkern einige Morgen Land in Prienai (Prenen)60. 

Um dieselbe Zeit entstand eine weitere deutsche Siedlung in Šiauliai 
(Schaulen), nachdem schlesische Leineweber angeworben worden wa-
ren61. Größere deutsche Handwerkersiedlungen gab es außerdem noch 
in †vyriai (Zwyren) und Garliava (Godlewo) 62. 

Durch die dritte Teilung Polens (1795) kam der links der Memel ge­
legene und an Ostpreußen grenzende Teil Litauens zu Preußen und ge­
hörte dem neuostpreußischen Kammerbezirk Bialystok an. 

Abgesehen von den Handwerkern, die für den Aufbau der Städte an­
geworben wurden und in größerer Zahl aus Ost- und Westpreußen ka­
men, gab es lediglich im Domänenamt Kidule bei Jurbarkas (Georgen­
burg) eine von staatlicher Seite geförderte Besiedlung mit Deutschen. 
Insgesamt zogen 224 Personen aus 47 Familien in sechs Dörfer63. Zah­
lenmäßig bedeutsamer als diese von der Domänenkammer initiierte 
Kolonisation war der eigenmächtige Zuzug von deutschen Bauern in die 
Provinz Neuostpreußen. Dabei waren die Lebensbedingungen dort nicht 
besonders gut, denn Handel und Handwerk sahen sich vor allem der 
jüdischen Konkurrenz ausgesetzt. Viele wanderten schon bald wieder 
ab. Auch nach 1807 gab es noch weiteren Zuzug von deutschen Hand­
werkern nach Litauen. Diese Entwicklung hielt bis zum Ersten Welt­
krieg an. 

Die Herrschaft Tauroggen lag in den Jahren 1688-1795 in den Hän­
den des Hauses Brandenburg-Preußen. Obwohl es keine gezielte An-

59 
Paul Tittelbach: Die evangelisch-lutherische Gemeinde Keidany. In: DN vom 
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werbung von Kolonisten gab, kamen in dieser Zeit sehr viele preußische 
Bauern und Handwerker in das Gebiet. Tauroggen wurde der Mittel­
punkt des deutschen Lebens im westlichen Litauen64. In der Herrschaft 
Seiriai (Sereje), die ebenfalls zeitweise zu Preußen gehört hatte, blieb 
der deutsche Einfluß weitaus geringer65. 

Die deutschen Bauern und Landarbeiter kamen im Vergleich zu den 
Kaufleuten und den Handwerkern erst sehr spät ins Land66. Im 17. und 
18. Jahrhundert waren zwar schon Landwirte aus Preußen nach Polen­
Litauen gezogen, dabei handelte es sich aber wohl vor allem um Litauer, 
die zurückwanderten. Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts wird es nur 
ein Hin- und Herfluten der litauischen und masurischen Grenzbevölke­
rung gegeben haben. Erst Anfang des 19. Jahrhunderts kamen 
nachweislich auch deutsche Landwirte nach Litauen, darunter auch 
viele Nachkommen der protestantischen Glaubensflüchtlinge aus 
SalzDbau rdgi6e7 E. inwanderer in der Regel der evangelisch-lutherischen Kon­
fession angehörten und sich somit von den katholischen Litauern unter­
schieden, wurden in dieser Zeit neue Gemeinden gegründet, und zwar 
1800 in Naumiestis (Neustadt/Wladyslawow)/Tauragç, 1802 in Kretin-
ga (Krottingen), 1806 in Šilalç (Schillehlen), 1818 in Raseiniai (Rasei­
nen), 1822 in Mariampolç (Mariampol), 1832 in Kalvarija (Kalvari-
en)und 1836 in Vilkaviškis (Wilkowischken). Gleichzeitig mit der 
Gründung der Kirchengemeinden wurden auch deutsche Schulen eröff­
net. Es ist davon auszugehen, daß die meisten der in unserem Jahrhun­
dert im westlichen Litauen ansässigen deutschen Bauern erst nach den 
napoleonischen Kriegen ins Land gekommen sind. Die Notlage in der 
ostpreußischen Landwirtschaft und das 1816/17 im Regierungsbezirk 

64 
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Gumbinnen entstandene Gerücht, in Litauen würde man kostenlos Land 
an Kolonisten abgeben, führten zu diesen Zuwanderungen68. Zwischen 
1830 und 1850 kamen auch Landwirte aus Württemberg, Hessen, Baden 
und der Rheinpfalz69. Den litauischen Adligen und den russischen Be­
hörden war dieser Bevölkerungszuwachs willkommen. Sie siedelten die 
deutschen Bauern entweder auf wüsten Höfen an oder beschäftigten sie 
als Landarbeiter. 

Seit dem 18. Jahrhundert erwarben deutsche Adelsfamilien wie Key­
serling, Grotthus, von der Ropp u.a., die aus Kurland gekommen waren, 
Grundbesitz im Osten und Nordosten Litauens70. Diese Deutschbalten 
hatten zu den übrigen im Lande lebenden Deutschen jedoch kaum Kon­
takt. 

In den neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts setzte eine Abwan­
derung ein, die Deutsche wieder in die westlichen Industriegebiete, d.h. 
nach Westfalen und ins Rheinland, führte. Außerdem gab es Auswande­
rungen in die USA und nach Südamerika. 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts begann die Einwanderung von 
deutschen Arbeitern nach Litauen. Für den Bau der Eisenbahnlinie 
Eydtkau-Kaunas-St.Petersburg wurden Arbeiter und Ingenieure ange­
worben, ihnen folgten Bahnpersonal sowie Angestellte der Telegra­
phengesellschaften. Das bedeutendste Ergebnis dieser Entwicklung war 
die Entstehung des Ortes Kybartai (Kybarten), das sich aus einer Kolo­
nie von Eisenbahnern des Dorfes Virbalis (Wirballen) schnell zu einem 
Städtchen entwickelte71. Anfänglich bestand die Kolonie vorwiegend 
aus qualifizierten Arbeitern, die aus Westdeutschland gekommen waren. 
Später zogen auch Hilfskräfte aus Ostpreußen zu. Kurz nach dem Ersten 
Weltkrieg lebten in Kybartai etwa 2.000 Deutsche72. 

Litauen als Agrarland bot kaum günstige Bedingungen für die An­
siedlung von Industrie. Betriebe, die unter deutscher Leitung standen 
und überwiegend deutsches Personal beschäftigten, gab es in Vilkaviš-
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Ostpreußens in der deutschen Volksgruppe in Litauen wieder. Es kam 
nur in wenigen Fällen zur Bildung geschlossener deutscher Siedlungen. 
Die Zuwanderer taten sich nicht sonderlich hervor und hatten im allge­
meinen auch nur geringen Einfluß auf das kulturelle und wirtschaftliche 
Leben im Lande. Nur in den Städten Wilna und Kaunas fand der deut­
sche Einfluß auch im Stadtbild seinen Niederschlag. Die Deutschen in 
Litauen waren durch mannigfaltige Verschiedenheit getrennt, so die 
landschaftlich und ständisch verschiedene Herkunft der deutschen Ein­
wanderer mit ihrer Verstreuung über das Land. Während die Groß­
grundbesitzer in Nordlitauen zum Teil intensive Kontakte nach Libau, 
Mitau oder Riga pflegten, hatte die Masse der Litauendeutschen, die im 
Südwesten des Landes ansässig war, die Verbindung nach Ostpreußen 
oder zu andern deutschen Gebieten abgebrochen. Auch innerhalb der 
deutschen Volksgruppe gab es bis ins 20. Jahrhundert keinen Zusam­
menhalt, der über den Bereich der jeweiligen örtlichen evangelischen 
Kirchengemeinde hinausging. Allein der Tatsache, daß die Deutschen in 
der Regel der evangelisch-lutherischen Kirche angehörten und sich da­
durch von den katholischen Litauern absetzten, ist es zuzuschreiben, daß 
die Volksgruppe bis in die Gegenwart hinein existiert hat. 

2.2 Die deutschen Schulen in Litauen vor dem Ersten Weltkrieg 
Man kann davon ausgehen, daß es seit der Gründung evangelisch­
lutherischer Gemeinden in Litauen Bemühungen gab, die deutschen 
Kinder das Lesen der Bibel, des Katechismus und des Gesangbuches zu 
lehren und sie so auf die Konfirmation vorzubereiten. Außerdem ver­
stärkte die Tatsache, daß sich die Deutschen inmitten der fast vollkom­
men römisch-katholischen Bevölkerung behaupten mußten, das Bedürf­
nis nach Bildung. 

Die Berichte über die ersten deutschen Schulen sind allerdings spär­
lich und stammen erst aus der Mitte des 19. Jahrhunderts. 

In den Jahren 1862-1867 befaßte sich E. H. Busch mit der Ge­
schichte der ev.-luth. Gemeinden in Rußland und Polen. Von ihm 
stammen auch die wichtigsten Nachrichten über das Kirchenschul-
wesen76. Leider fehlen für Nordlitauen, abgesehen von zwei Ge­
meinden, Angaben über die Schulsprache. Die Deutschen stellten zwar 
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den weitaus größten Teil der Lutheraner, gerade in diesem Gebiet gab es 
jedoch auch litauische und lettische Angehörige dieser Glaubensrich­
tung, und es ist daher nicht möglich festzustellen, wo es sich tatsächlich 
um deutsche Schulen handelte. Für Südlitauen wird in vielen Fällen die 
Unterrichtssprache genannt, es war meist deutsch oder litauisch. 

Abgesehen von den Arbeiten von Busch, die Einblicke in die Ge­
schichte aller evangelisch-lutherischer Gemeinden geben, finden sich 
nur für die Schulen in Kaunas und einigen wenigen anderen Orten aus­
führlichere Unterlagen zur älteren Schulgeschichte. 

Notwendig ist zunächst ein Blick auf die kirchlichen Verhältnisse. 
Bei der dritten Teilung Polens (1795) kam Litauen zu Rußland, mit 
Ausnahme des südwestlichen Memelbogens, des sogenannten Suwalki-
Dreiecks (Suvalkija), der von 1795 bis 1807 zu Preußen gehörte und 
anschließend zu Polen. Das litauische Gebiet rechts der Memel gehörte 
von 1795 bis 1918 als Wilnasche Diözese zum kurländischen Konsisto-
rialbezirk in Mitau, das links der Memel gelegene litauische Gebiet 
unterstand dagegen dem evangelisch-augsburgischen Konsistorium in 
Warschau77. 

Zwischen 1795 und 1807 gehörte das westlich der Memel gelegene 
litauische Gebiet zu Preußen und war nun ein Teil der Provinz „Neuost-
preußen“. In diesen 12 Jahren preußischer Herrschaft siedelte die Ver­
waltung auf Betreiben des Oberpräsidenten Freiherr von Schroetter 
Deutsche, insbesondere Bauern und Handwerker, südlich der Memel 
an78. 

Diese Kolonisation war jedoch wegen der Kürze der Zeit vom Um­
fang her nicht groß und änderte so gut wie nichts an der Sied­
lungsstruktur. Die Deutschen lebten häufig sehr weit voneinander ent­
fernt, so daß weder eine Kirchspielgründung möglich erschien, noch die 
Einrichtung von Schulen. Allein im Domänenamt Kidule, wo 47 Fami­
lien mit zusammen 224 Seelen angesiedelt wurden79, wäre von der Kin-
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derzahl her die Gründung einer Schule sinnvoll gewesen. Wegen „man­
gelnden Geschäftseifers“ der Verwaltungsstellen ist diese aber auch dort 
nicht vorgenommen worden80. 

Das am 31.08.1805 erlassene Schulgesetz sah zwar in Neuostpreu­
ßen die Gründung von Volksschulen und die Bereitstellung von Schul­
büchern vor, diese Pläne konnten aber nicht mehr verwirklicht wer-
den81. 

Eigentlich mehr für die Soldaten- und Beamtenkinder gedacht waren 
die an den mit Garnisonen belegten Orten eingerichteten „Vereinigten 
Militär- und Bürgerschulen“. Es gab sie in Vilkaviškis, Kelmç, Naumie-
stis/ Šakiai (Schaken), Mariampolç und Sereje. Geplant waren sie au­
ßerdem noch für Virbalis, Vištytis (Wischtyten), Kalvarija und Prie-
nai82. 

Diese „Vereinigten Militär- und Bürgerschulen“ wurden auch von 
den Kindern der ständig in Litauen lebenden Deutschen besucht. 

Der Tatsache, daß diese Einrichtungen ohne konfessionelle Rück­
sichten geschaffen worden waren, ist es zuzuschreiben, daß sie nur rela­
tiv wenige Schüler hatten. Evangelische Lehrer wurden vom katholi­
schen Teil der Bevölkerung, katholische Lehrer vom evangelischen Teil 
abgelehnt83. 

Angaben über den Anteil der Bürgerkinder an der Schülerzahl lie­
gen nur für Virbalis vor, wo neben 60 Soldatenkindern auch 15 einhei­
mische deutsche Kinder unterrichtet wurden. Die Lehrer bezogen ein 
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festes Gehalt, erhielten das nötige Brennholz geliefert und erhoben zu­
dem von jedem Schüler ein Schulgeld84. 

Schwierigkeiten gab es bei der Beschaffung von Schulräumen und 
Lehrern. So unterrichteten „Leute ohne die geringste pädagogische Vor­
bildung, meistens Unteroffiziere, aber auch gemeine Soldaten und Laza-
rettwächter“85. 

Für die außerhalb des Einzugsbereichs dieser Militärschulen siedeln­
den Deutschen konnte die preußische Verwaltung nicht viel tun, da die 
Mittel fehlten86. 

Insgesamt war es um das lutherische Schulwesen im litauischen Ge­
biet bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts schlecht bestellt. Die Gemein­
den waren gewöhnlich zu klein und zu arm, um ihre Kinder unterrichten 
zu lassen und konnten sich nur in geringem Maße um die Ausbildung 
der Kinder kümmern. Sakalauskas schrieb dazu: „Das Interesse der 
Kirche an der Volksbildung reichte meistens doch nicht viel weiter, als 
daß man die für den kultischen Dienst nötigen kirchlichen Diener sich 
heranziehen wollte und überhaupt ein wenig kirchliche Bildung verbrei­
ten wollte. Das heißt praktisch, man beschränkte sich meist darauf, ei­
nigen religiösen Stoff (...) auswendig lernen zu lassen. Schreiben und 
Lesen galt schon als eine seltene Kunst“87. 

Die wenigen Kirchenschulen vermittelten die elementarsten Kennt­
nisse in den Fächern Religion, Lesen, Schreiben und Rechnen. Aus ei­
nigen Schulen ist bekannt, daß auch andere Fächer unterrichtet wurden, 
z. B. Erdkunde und Musik in Bir‡ai88 sowie Russisch und Polnisch in 
Wilna89. Die Lehrer waren in der Regel die Kantoren und Organisten. 
Sie hatten nur eine unzulängliche Ausbildung, und die Kirchenschulen 
erfüllten daher die Anforderungen, „die an eine Volksschule zu stellen 
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sind, nur zum geringsten Teil“90. Einige der Unterrichtenden hatten im 
19. Jahrhundert allerdings auch das Lehrerseminar in Veiveriai (Weiwe-
ry) besucht. Gerade diese Pädagogen waren in der Lage, nicht nur den 
Forderungen ihrer geistlichen Vorgesetzten gerecht zu werden, sondern 
sie förderten ihre Kinder auch in anderen Fächern, wie im Rechnen, in 
Erdkunde oder Geschichte91. Zu Beginn unseres Jahrhunderts bestand 
das Personal in Veiveriai aus vier russischen Lehrern, einem Litauer, 
einem römisch-katholischen Priester und einem Lehrer für Musik und 
Gymnastik. Die deutschen Seminaristen erhielten am Samstagnachmit­
tag Unterricht in den Fächern Deutsch und Religion durch den Lehrer 
und Kantor der evangelisch-lutherischen Gemeinde in Garliava92. 

Der Schulunterricht fand in eigenen oder in von der Kirche gemiete­
ten Räumen statt, manchmal auch in Gutshäusern. Die Kantoren erhiel­
ten neben einer geringen Bezahlung zumeist freies Wohnen, Feuerholz 
sowie gelegentlich noch das Recht, etwas Land zu bebauen. Die Kir­
chengemeinden finanzierten den Unterhalt der Schule aus einem gerin­
gen Schulgeld, aus Spenden, sowie im 19. Jahrhundert auch aus Zu­
schüssen der Unterstützungskasse für die Evangelisch-Lutherischen 
Gemeinden in Rußland. In einer ganzen Reihe von Gemeinden unter­
stützten deutsche Adelsfamilien die Kirchenschulen und ermöglichten 
dadurch nicht zuletzt auch einen Unterricht für ihre eigenen Kinder. Sie 
stellten Land zur Verfügung, dessen Erträge der Schule zugute kommen 
sollten, lieferten das notwendige Heizmaterial oder spendeten Geld. 

In manchen Gemeinden erhielt der Lehrer kein Gehalt. Die Bauern 
hatten ihm stattdessen eine nach der Größe ihres Grundbesitzes festge­
setzte Menge Naturalien zu geben. Auf einer Rundfahrt zu den weit 
verstreut wohnenden Eltern der Schüler holte er diese sogenannte „Ka-
lende“ während der Weihnachtsferien selbst ein. Diesem seltenen Be­
such wurde oftmals mehr Bedeutung beigemessen als den Sachspenden. 
Die verstreut lebenden deutschen Bauern stellten dabei dem Lehrer ihre 
Kinder vor93. 
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Häufig saßen mehr als 50 Schüler aus vier Altersstufen in einem Klas­
senraum und wurden von nur einem Lehrer unterrichtet. Erhard Boett-
cher berichtet aus dem Alltag eines Lehrers einer solchen einklassigen 
Kirchenschule: 

„Eine Rechenstunde: Die drei oberen Jahrgänge erhalten Aufgaben 
aus dem Rechenbuch, die Anfänger lernen 10 Minuten im Chor russisch 
bis 10 zählen (...) später ähnlich addieren, subtrahieren, multiplizieren, 
dividieren, Einmaleins ... Schluß. Aufgabe - Zahlenschreiben; später 
schon Aufgaben aus dem Buch. Der Lehrer wendet sich in gleicher 
Weise dem zweiten Jahrgang zu. Den dritten und vierten faßt er zu­
sammen und widmet ihnen doppelt so viel Zeit, sammelt die Hefte ein, 
stellt Aufgaben für den nächsten Tag. Pause. - Mit dem russischen und 
deutschen Lese- und Schreibunterricht geht es ähnlich. Manchmal 
wechselt die Zeit. Die älteren Jahrgänge arbeiten länger schriftlich, die 
Anfänger haben Leseunterricht. Der Lehrer hat nur die Möglichkeit, 
Aufgaben abzuhören, Aufgaben zu stellen, am Nachmittag Hefte nach­
zusehen. Ohne strenge Disziplin war so ein Betrieb nicht zu mei-
stern“94. Schulbücher standen oftmals nicht zur Verfügung, man lernte 
mit Hilfe der Bibel und des Gesangbuches95. 

Wo es den evangelisch-lutherischen Gemeinden nicht gelang, eine 
eigene Kirchenschule zu unterhalten, wurden von den Bauern ge­
legentlich auch wandernde Dorfschullehrer eingestellt, die dann wo­
chenweise reihum bei den Eltern der Schüler logierten. Meist handelte 
es sich um ältere Männer, für die physische Arbeit zu schwer war und 
die sich durch diesen Unterricht ihren Unterhalt verdienten. Da diese 
Männer meist selbst nur geringe Kenntnisse hatten, konnten sie nur 
wenig vermitteln96. 

In der Mitte des vorigen Jahrhunderts hatten die Einwanderung von 
Deutschen und die Bildung evangelischer Gemeinden ihren Höhepunkt 
erreicht. In dieser Zeit entstand auch eine größere Anzahl von Schulen. 
Diese wurden zunächst von der russischen Verwaltung „einigermaßen 
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geduldet“97. Nach dem polnisch-litauischen Aufstand von 1863 setzte 
jedoch eine planmäßige Unterdrückung ein98, die auch die evangeli­
schen Kirchenschulen betraf und erst nach 1905 nachließ. 

Die Schulverwaltung verlangte, daß in jeder Kirchenschule ein gebo­
rener Russe, der orthodoxen Glaubens war, unterrichten mußte. Die 
Folge dieser Bestimmung war, daß die meisten Kirchenschulen, weil sie 
nicht die Mittel für die Bezahlung von zwei Lehrern hatten, geschlossen 
wurden. „Denn wo der Lehrer ein Russe war, war der Religionsunter­
richt ausgeschlossen. So verlor eine solche Schule ihren kirchlichen 
Charakter, und es lag auf seiten der Kirche kein Grund und keine Be­
rechtigung vor, die Gemeinde zur Darbietung von Opfern für diesen 
Zweck willig zu machen“99. 

In den Gemeinden, in denen man sich entschloß, dem russischen 
Lehrer für den Religionsunterricht den evangelischen Kantor zur Seite 
zu stellen, mußte dieser von der Schulverwaltung bestätigt werden, was 
nur geschah, wenn er eine entsprechende Qualifikation nachweisen 
konnte. Durch diese Bestimmung hatten die russischen Behörden nicht 
nur Einfluß auf die Schulen, sondern, da die Kantor- und Lehrertätigkeit 
von ein und derselben Person ausgeübt werden mußte, auch auf die in­
nere Gestaltung der Kirchengemeinden. 

Während im übrigen Gebiet Rußlands die Möglichkeit bestand, das 
Fach Religion in der jeweiligen Muttersprache der Kinder zu un­
terrichten, gab es dieses in dem zu Rußland gehörenden Teil Litauens 
nicht. Hier mußte selbst die Glaubenslehre in russischer Sprache erteilt 
werden100. 

Eine etwas großzügigere Haltung gegenüber den evangelischen Kir­
chenschulen gab es in Südlitauen, das zum Königreich Polen gehörte. 
Zwar war die Unterrichtssprache auch hier Russisch, zweimal wöchent­
lich konnte aber Deutsch- und Religionsunterricht in deutscher Sprache 
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erteilt werden. Diese Möglichkeiten bestanden hier bis zum Ersten 
Weltkrieg101. 

Die Pastoren versuchten angesichts der Schwierigkeiten mit den Kir­
chenschulen, die jetzt auf den häuslichen Unterricht angewiesenen Kin­
der in die Religion einzuführen. Dieses war aber nur an den Orten mög­
lich, wo die Pastoren ihren Wohnsitz hatten und Kirchengebäude vor­
handen waren, denn auch außerhalb der Kirche gehaltener Kindergot­
tesdienst wurde als ungesetzlicher Unterricht angesehen und bestraft102. 
Das gleiche galt auch für deutsche Kindergärten103. 

Für einen erfolgreichen Konfirmandenunterricht war die Alphabe­
tisierung eine entscheidende Voraussetzung. Die Pastoren und Kantoren 
sahen sich also gezwungen, an Orten, an denen es keine Kirchenschulen 
gab, den Kindern zuvor Grundkenntnisse des Lesens zu vermitteln. 
Darüber hinaus wurde häufig noch das Schreiben und Rechnen gelehrt. 
Bei diesem illegalen Unterricht mußte meist ein Schüler Wache stehen, 
um bei einer polizeilichen Überprüfung warnen zu können. „Meldete die 
Wache die nahende Polizei, so wurden Bücher, Hefte und Kreide hinter 
den Schrank geworfen, und weiterhin lief (...) nur der Religionsun-
terricht“104. 

Die Zugeständnisse der russischen Verwaltung nach dem Ausbruch 
der Revolution von 1905 brachten auch den Deutschen Vorteile. Der 
Religionsunterricht in der Muttersprache wurde wieder freigegeben, und 
es wurden in dieser Zeit einige neue Schulen eröffnet, andere konnte 
man erweitern. 

Die Kirchengemeinden bemühten sich, das Bildungsangebot noch zu 
vergrößern, indem sie den Konfirmandenunterricht ausweiteten105, Kin­
dergottesdienst abhielten und daneben noch einen Hausunterricht orga­
nisierten. Das Mißverhältnis zwischen den 27 Wochenstunden, die in 
der russischen Sprache erteilt wurden, und den drei Stunden in deut-
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scher Sprache (Religion und Deutsch) konnte nur durch eine Auswei­
tung der Hausaufgaben in den beiden Fächern ausgeglichen werden106. 

Schwierigkeiten bereitete die Bezahlung der Kantoren. Im Jahre 
1904 wurde zwar eine Hilfskasse gegründet, diese führte aber nur ein 
„recht armseliges Dasein“107, so daß viele Kantoren und Lehrer ge­
zwungen waren, noch Privatunterricht zu erteilen. Einige wandten sich 
auch anderen Erwerbszweigen zu. Außerdem sank die Qualität der sich 
für den Gemeindedienst Meldenden108. 

Der Mangel an deutschen Schulen sowie die Unzulänglichkeit des 
Unterrichts an den bestehenden führten dazu, daß ein großer Teil der 
Schüler ohne ausreichende Schulbildung blieb. Zwar hatte fast jede 
deutsche Gemeinde versucht, einen Unterricht zu organisieren, doch 
sehr häufig gelang es nicht, allen Kindern das Lesen und Schreiben 
beizubringen. Das galt vor allem für die verstreut auf dem Lande leben­
den Litauendeutschen. Dort blieben die Kinder zu Hause, wurden zu 
bäuerlichen Handreichungen herangezogen und erhielten nur dann und 
wann etwas Unterricht durch einen Verwandten. Die näher liegende 
katholische litauische Dorfschule wurde meist nicht aufgesucht, denn 
„größer als alle Volkstumsunterschiede waren und blieben die Konfes-
sionsunterschiede“109. 

Anders war es bei den Kindern, die nach dem Elementarunterricht an 
einer Kirchenschule noch eine höhere Bildung anstrebten. Dieses war 
nur an russischen Gymnasien möglich, und der weitere Weg ging über 
die russischen Lehrerseminare oder Universitäten. Häufig führte sie 
dann ihr Beruf in das Innere Rußlands. „In der nächsten Generation war 
wohl nur noch der Name übrig, der an eine deutsche Abstammung erin­
nern mochte“110. Ein anderer Weg führte diese jungen Leute an die 
Hochschulen in Deutschland. Auch sie kehrten in der Regel nicht in ihre 
Heimat zurück. 

Für die in Nordlitauen ansässigen deutschen Gutsbesitzer war der 
Mangel an deutschen Schulen nicht so bedeutend, da man entweder 
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einen Privatlehrer unterhalten konnte oder es über die verwandtschaftli­
chen Beziehungen nach Kurland oder Livland möglich war, die Kinder 
dort unterzubringen und so eine bessere Schulbildung zu gewährlei-
sten111. 

3. Das Schulwesen in der Zeit der deutschen Besetzung während 
Ersten Weltkrieges 
Zwischen März und September 1915 wurde das gesamte von Litauern 
bewohnte Gebiet von deutschen Truppen besetzt. Die bis zum Jahre 
1918 dauernde Besatzungszeit bedeutete für das Land und seine Be­
wohner einen großen Umbruch112. 

Die zurückweichenden Russen zogen den gesamten Verwaltungsap­
parat aus dem Lande und zwangen große Teile der Bevölkerung zur 
Flucht ins Innere Rußlands. 

Die oberste Gewalt über das Territorium hatte der Oberbefehlshaber 
Ost, seit Sommer 1916 war es Prinz Leopold von Bayern. Ihm unter­
standen die den Etappeninspektionen zugewiesenen Verwaltungschefs 
und ihnen wiederum die Kreishauptleute, Bürgermeister und die Feld­
gendarmerie. Der Chef des Stabes Ober-Ost, General der Infanterie 
Erich Ludendorff, schuf daraus allmählich eine Verwaltungseinheit, das 
„Land Ober-Ost“. Es bestand zunächst aus den sechs Verwaltungsbezir­
ken Kurland, Litauen, Suwalki, Wilna, Bialystok und Grodno. 1916 
wurden Suwalki und Wilna vereinigt und im März 1917 mit Litauen zur 
„Militärverwaltung Litauen“ zusammengefügt. Im November 1916 
wurden Bialystok und Grodno zusammengeschlossen und schließlich 
1918 mit der „Militärverwaltung Litauen“ vereinigt113. 
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Der Kriegsausbruch 1914 brachte die auf dem litauischen Territorium 
lebenden Deutschen in eine schwierige Lage. Die russische Verwaltung 
begegnete den russischen Untertanen deutscher Nationalität mit großem 
Mißtrauen, und viele wurden der Spionage verdächtigt. Ende 1914 be­
gann man, Deutsche abzuschieben. Fabrikarbeiter und Handwerker, die 
zunächst noch an der Festung Kowno gearbeitet hatten, wurden genö­
tigt, zusammen mit ihren Frauen und Kindern die Stadt zu verlassen. 
Auch auf dem Lande wohnende Deutsche wurden abgeschoben, was 
häufig gewaltsam und ungeordnet vor sich ging. Von ihrer Habe durften 
die Menschen so gut wie nichts mitnehmen. Die Ausweisungen erfolg­
ten nach Gutdünken der örtlichen russischen Militärkommandanten114. 
Einige Deutsche flohen in die Wälder. Viele begaben sich in Richtung 
Osten, wo sie Beschäftigung und Lebensunterhalt suchten. Deutsche aus 
Kaunas zogen zum Teil nach Wilna. Viele Männer dienten im russi­
schen Heer. 

Nach dem Ende der Kriegshandlungen kehrte ein Großteil der ins In­
nere Rußlands verschlagenen Deutschen wieder in ihre Wohnorte zu­
rück. In einem zeitgenössischen Bericht aus Kaunas heißt es dazu: 

„Was sie vorfanden, war sehr schmerzlich. Ihre Wohnungen waren 
meist wüst und leer, zum großen Teil (...) von dem zurückgebliebenen 
Pöbel geplündert, andere durch Requisitionen ausgeräumt und militä­
risch belegt (...). So standen die Deutschen da, viele nicht nur ihrer Er­
sparnisse, sondern auch ihrer Habe völlig ledig, andere schwer geschä-
digt“115. Die Betreuung dieser mittellosen Rückkehrer lag in den Hän­
den der deutschen Behörden116. 

Diejenigen Deutschen, die im Kriegsgebiet verblieben waren, muß­
ten häufig die Erfahrung machen, daß auch die deutschen Truppen sie 
argwöhnisch betrachteten. Es zeigte sich in Litauen „in oft peinlicher 
Weise die Unkenntnis (...) hinsichtlich der Nationalitätenverhältnisse im 
Osten“117. Das Erstaunen vieler deutscher Soldaten, die die Grenze in 
Richtung Osten überschritten, war groß, als sie in diesem Teil der Rus­
sischen Reiches nicht nur keine Russen, sondern neben Litauern, Polen 
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und Juden auch viele Deutsche trafen118. Über deren Zahl wurden erst­
mals Mutmaßungen angestellt. Man schätzte sie auf etwa 30.000119. 

Kurz nach Ausbruch des Krieges wurden die meisten Schulen ge­
schlossen. Vielfach dienten die Räume, wenn sie nicht durch 
Kriegseinwirkungen zerstört worden waren, jetzt als Unterkünfte für die 
russischen Soldaten, später wurden dort auch Kriegsflüchtlinge unterge-
bracht120. 

Nachdem die deutschen Truppen Litauen besetzt hatten, mußten sie 
feststellen, daß die Schulverwaltung nicht mehr existierte und auch so 
gut wie keine Unterlagen mehr vorhanden waren. Die Lehrerschaft fehl­
te fast völlig. 

Im Herbst 1915 begannen die deutschen Militärbehörden mit der 
Neugestaltung des Schulwesens. Fortan übte die Kultusverwaltung beim 
Oberbefehlshaber Ost die Aufsicht über das gesamte Unterrichts- und 
Erziehungswesen aus. In den neu gegründeten Bezirken übertrugen die 
Verwaltungschefs ihre Befugnisse auf die ihnen unterstellten Schulde­
zernenten. Ihnen wiederum unterstanden die Stadtschulräte und Be-
zirksschulinspektoren121. 

Die gesetzlichen Regelungen zur Schaffung einer Struktur im Bil­
dungswesen waren die „Grundlegenden Richtlinien zur Wiederbelebung 
des Schulwesens“ vom 22.12.1915, die dazugehörigen Ausführungsbe­
stimmungen vom 16.1.1916 sowie die "Vertraulichen Grundsätze" vom 
selben Tage122. Diese Bestimmungen waren sehr detailliert und bein­
halteten z.B. auch Aussagen über Unterrichtsinhalte und Schulbücher 
und blieben bis zum Ende der deutschen Besatzungszeit gültig. 

Vordringliches Ziel der Verwaltung war es, das Schulwesen in ihre 
Hände zu bekommen, wobei zu vermeiden war, daß die Schulen zum 
„Kampfplatz der verschiedenen Nationalitäten gegeneinander und ge-
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gen die deutschen Behörden wurden“123. Schulen in nichtöffentlicher 
Trägerschaft, die in den ersten Monaten nach der Besetzung von Verei­
nen oder aber auch von Privatpersonen gegründet worden waren, wur­
den geschlossen oder unter die Aufsicht der Militärverwaltung genom-
men124. In einer amtlichen Bekanntmachung vom 12.2.1916 hieß es: 
„Jede Gründung oder Weiterführung, Eröffnung, Zusammenlegung und 
Schließung von Unterrichts- und Erziehungsanstalten jeder Art, sowie 
Errichtung etwaiger Lehrkurse und die Erteilung von Privatunterricht 
bedürfen der Genehmigung des Chefs der Verwaltung“. Bei Zuwider­
handlungen wurden die Schließung der Schule und 1.000 Mark Geld­
strafe angedroht125. Diese Bestimmung galt auch für den häuslichen 
Klavier- und Musikunterricht126. 

Ein Schulzwang wurde vorerst noch nicht eingeführt, da weder ge­
nügend Lehrkräfte noch ausreichend Mittel zur Verfügung standen. Es 
sollte aber darauf geachtet werden, daß die Kinder, die im Einzugsbe­
reich einer Schule lebten, diese auch regelmäßig besuchten127. 

Die Volksschulen waren konfessionell gebunden, und es kam dabei 
häufiger zu Kontroversen mit den Eltern, wenn katholische litauische 
Kinder von einem evangelischen Lehrer unterrichtet werden sollten128. 

Schwierig war vor allem auch die Regelung der Sprachenverhältnis­
se. Grundsätzlich sollte die Muttersprache der Kinder auch die Unter­
richtssprache sein, es galt also das „Prinzip der nationalen Schule“129. 
Russisch als Unterrichtssprache wurde verboten. In allen Altersstufen 
war deutsch mit möglichst vielen Stunden zu lehren. Angestrebt wurde, 
daß „jedes Kind bei der Entlassung (...) die deutsche Sprache in Wort 
und Schrift genügend beherrscht“. Alle Lehrer hatten die neue Verwal-
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tungssprache möglichst bald zu erlernen130. Sehr schnell wurde aber 
deutlich, daß die Bestimmung der Muttersprache nicht leicht war, denn 
die Bevölkerung war fast durchweg zwei- oder mehrsprachig131. 

Die Schulsprache wurde durch die Kreisschulbehörden nach den je­
weiligen Mehrheitsverhältnissen festgelegt. In gemischtsprachigen Or­
ten sollten für die Minderheiten besondere Klassen eingerichtet wer-
den132. 

Das größte Problem beim Aufbau des Schulwesens war der Lehrer­
mangel. Ausgebildete Pädagogen, die in der Lage gewesen wären, in l i ­
tauischer Sprache zu unterrichten, gab es nur sehr wenige133, und so sah 
man sich gezwungen, alles in den Schuldienst einzustellen, „was ir­
gendwie geeignet erschien, d.h. (...) wenigstens über eine gewisse All­
gemeinbildung verfügte“134. 

Häufig wurden deutsche Soldaten und Mitarbeiter der Besatzungs­
verwaltung als Lehrer eingesetzt. Diese „feldgrauen Lehrer“ verrichte­
ten zwar nach deutscher Auffassung ihr Amt „mit Eifer und Hinge-
bung“135, aber auch sie hatten nicht immer eine entsprechende Ausbil­
dung. 

Mit diesen Lehrern hielt auch die deutsche Sprache Einzug in die 
Schulen, was zu heftiger Kritik litauischer Organisationen an der Besat­
zungsverwaltung führte136. In einem Schreiben des späteren litauischen 
Staatspräsidenten Antanas Smetona an den Oberbefehlshaber-Ost ver­
glich Smetona die Einführung des deutschen Sprachunterrichts mit 
Maßnahmen, „welche vor kurzem zu russifikatorischen Zwecken durch 
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die zaristische russische Regierung angewandt wurden“137. Diese Kritik 
wurde von der Ober-Ost-Verwaltung zurückgewiesen. Man erklärte, 
daß die Kinder vor allem ihre Muttersprache gründlich erlernen würden 
und die Beherrschung einer zweiten Sprache „anerkanntermaßen von 
hohem Wert" sei und "in ihrem eigensten Interesse schon aus wirt­
schaftlicher Rücksicht immer unentbehrlicher werde“138. Nach Ansicht 
der deutschen Seite waren die Kinder „durch die von früher her 
gewöhnte Doppelsprachigkeit und die dadurch erworbene Sprach­
begabtheit (...) schon im frühesten Alter imstande, eine zweite Sprache 
zu erlernen, ohne daß ihre körperliche und geistige Entwicklung 
Schaden litte“139. 

Ludendorff hatte sich, bezogen auf das Schulwesen, gegen eine „Na-
delstichpolitik“ ausgesprochen140 und festgelegt, daß „jede Germanisie­
rung zu unterlassen“ sei141. Es ist aber auch bekannt, daß er forderte, 
das Deutschtum in Litauen zu bevorzugen142. 

Tatsächlich sind die Bestrebungen, neben der deutschen Sprache 
auch die deutsche Kultur zu verbreiten, unverkennbar. So sollte es Ziel 
der Schulen sein, die „religiöse Gesinnung zu pflegen, die Jugend an 
Gehorsam gegen die Gesetze, Achtung vor der deutschen Obrigkeit und 
ihrer bewaffneten Macht sowie an Zucht und Ordnung zu gewöhnen, 
Fleiß, Wahrhaftigkeit, lautere Gesinnung und Ehrfurcht vor den Eltern 
zu fördern und fruchtbare Keime zu sittlicher Charakterbildung und 
tüchtigem Streben zu entwickeln“143. Personen aus der deutschen Ge-
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schichte und das Werben für die Monarchie bestimmten den Unterricht: 
„Genaue Lebensbeschreibungen des Kaisers, der Kaiserin und der vie­
len deutschen Fürsten mußten gekonnt werden. Soldatenlieder er­
klangen, und Federhalter, Bleistifte und Federkasten schmückten Bilder 
der Monarchen und Feldherren. Stolz trugen die Schüler Husaren-, Dra­
goner- oder Infanteriemützen und die Mädchen Aluminiumringe mit den 
Farben Schwarz-Weiß-Rot und Broschen mit dem Eisernen Kreuz“144. 
In einem Lehrerbildungskurs wurde gelehrt, Litauen sei ein Teil von 
Deutschland und Fürst Isenburg der Vater aller Litauer145. 

Dieses alles mußte bei den vielen politisch engagierten Litauern, die 
sich um ihre nationale Unabhängigkeit bemühten, Kritik hervorrufen. 
„Böses Blut“ machten auch die Ablieferungspflicht für Produkte der 
Land- und Forstwirtschaft, die Aufstellung von Arbeitsbataillonen, de­
ren Angehörige zwangsverpflichtet und kaserniert waren, sowie „allerlei 
andere ungeschickte, nur selten bewußt schikanöse Maßnahmen der 
deutschen Verwaltung“146. 

Die Bemühungen, das Schulwesen schnell in Gang zu bringen, wur­
den durch den Mangel an Lehrkräften behindert, und die vorhandenen 
Lehrer benötigten dringend Fortbildungskurse. Im Frühjahr 1916 wur­
den zunächst in Kaunas, etwas später auch in Mariampole, entsprechen­
de Kurse eingerichtet147, wobei die Teilnehmer gemäß ihrer Konfessi­
onszugehörigkeit in Gruppen eingeteilt wurden148. Um der nationalen 
Empfindlichkeit der Bevölkerung Rechnung zu tragen, zog man auch 
einheimische Dozenten heran. Einige Kursleiter waren offensichtlich 
Reichsdeutsche aus „Preußisch-Litauen“. Sie beherrschten neben der 
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deutschen auch die litauische Sprache149. Insgesamt wurden in 13 Kur­
sen 503 Lehrer ausgebildet. Wegen der Kürze der zur Verfügung ste­
henden Zeit war aber nur die Vermittlung von Grundkenntnissen mög-
lich150. Von den 40 wöchentlich zu erteilenden Unterrichtsstunden wur­
den 30 in litauischer Sprache gegeben, die übrigen zehn entfielen auf 
den Deutschunterricht. In den meisten Fällen hatte man den Leh­
rerseminaren Übungsschulen angegliedert, in denen die praktische Aus­
bildung erfolgte151. 

Angesichts der unzulänglichen Vorkenntnisse der Lehrer waren 
Fortbildungsmaßnahmen dringend notwendig. Erst durch sie wurde es 
möglich, daß die Zahl der Schulen in den Jahren 1917 und 1918 be­
trächtlich erhöht werden konnte. Die Zahl der Teilnehmer an Fortbil­
dungskursen schätzt Zemke auf ca. 3.000152, wobei es aber weitaus 
mehr Bewerber gab153. 

Wo geeignete Persönlichkeiten vorhanden waren, wurden auch die in 
Litauen ansässigen Deutschen als Lehrkräfte oder als Berater in Schul­
dingen herangezogen. Vor allem die Kantoren der evangelisch­
lutherischen Gemeinden waren der deutschen Besatzungsverwaltung 
unentbehrliche Mitarbeiter. So wirkten Kantor Karies in Raseiniai154, 
Kantor Kolbe in Schaudine/Jurbarkas155 und Kantor Hirsch in Kau-
nas156 als Lehrer oder Schulleiter. Die Kirche engagierte sich auch in 
Kçdainiai, wo sie das leerstehende Pastorat für die Einrichtung einer 
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Schule und eines Internats zur Verfügung stellte157. Hier wirkten der 
Militärlehrer Klussmeier und zwei reichsdeutsche Diakonissinnen158. 

Trotz aller Kritik an dem Schulsystem war das Interesse an der Bil­
dung groß. Viele Eltern erkannten nicht zuletzt auch den Wert des deut­
schen Sprachunterrichts, der das berufliche Fortkommen ihrer Kinder 
begünstigen könnte159. So wurden in der deutschen Schule in Wejwery, 
die 34 Sitzplätze hatte, mehr als 90 Kinder angemeldet. 76 Schüler 
wurden aufgenommen, und man richtete einen Vormittags- und einen 
Nachmittagsunterricht ein. Im Dezember 1915 mußte eine neue Lehr­
kraft eingestellt werden, denn es gab mittlerweile 135 Schüler, davon 
nur 17 evangelische mit deutschen Namen und neun jüdische, die übri­
gen waren Litauer. Dem deutsch erteilten Unterricht konnten die Kinder 
„in kurzer Zeit ganz gut folgen“160. 

Ebenso wie in Veiveriai wurden auch an anderen Orten die Schulen 
nicht nur für die Angehörigen einer bestimmten Nationalität eingerich­
tet, sondern die Kinder nahmen das Bildungsangebot an, das ihnen an 
ihrem Wohnort geboten wurde. Wo man die Wahl hatte, bevorzugte 
man den Unterricht des Lehrers, dessen Sprache man verstand. So ist es 
zu erklären, daß es in den deutschsprachigen Schulen auch sehr viele 
jüdische Kinder gab. Aus Kybartai ist bekannt, daß die im Juni 1915 
gegründete Schule außer von Deutschen auch von Litauern, Juden, 
Russen und Polen besucht wurde. 

Insgesamt gab es in Litauen während der deutschen Besatzungszeit 
mehr als 1.000 Volksschulen, viele davon waren Neugründungen. An­
fang 1916 hatte die Zahl der Schulen lediglich 65 betragen mit rund 
4.000 Schülern, sie stieg bis April auf 79, und im Oktober 1916 gab es 
in Litauen schon 231 Volksschulen mit jetzt ca. 19.000 Schülern161. 

Im März 1917 wurden die Bezirke Litauen und Wilna-Suwalki ve­
reinigt, und für diese spätere Zeit liegen nur Gesamtzahlen vor. Im Ok­
tober gab es hier 470 Schulen, im Dezember 1917 784, im März/April 
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1918 985 und im Sommer 1918 schließlich 1.010. Vermutlich wurden 
im Winter 1918/1919 noch weitere Schulen eröffnet, denn nach der 
Rückkehr einer größeren Zahl einheimischer Lehrkräfte aus Rußland 
verbesserte sich die Personalsituation162. 

Die Zahl der Schulen mit deutscher Unterrichtssprache stieg von 32 
im Oktober 1916 auf 48 im Dezember 1917. Im März/April 1918 waren 
es schließlich 75163. Es ist aber nicht mehr feststellbar, an welchen Or­
ten sich diese befunden haben164. Von den 38.333 Volksschülern ver­
wendeten im Oktober 1916 1.587 Deutsch als Familiensprache, im 
Dezember 1917 waren es 2.366 von insgesamt 47.062 Schülern165. 

Nähere Angaben liegen nur für die deutschen Schulen in Kaunas und 
Wilna vor. Die vor dem Ersten Weltkrieg in Kaunas eingerichtete deut­
sche Schule wurde 1914 geschlossen. Russisches Militär belegte die 
Räume, die Schulbänke lagen zwei Jahre lang im Freien. Am 16. März 
1916 wurde die Schule am Deutschen Ring Nr. 24 wiedereröffnet166. 
Zwei Militärlehrer und eine reichsdeutsche Lehrerin waren hier tätig. 
Die Zahl der Schüler stieg nach der Beendigung der Kriegshandlungen 
durch die Rückwanderer aus Rußland ständig an. 1926 wurden hier 125 
Kinder in drei Klassen unterrichtet. Nach den Kirchenunterlagen ver­
richteten die „feldgrauen Lehrer ihr Amt mit Eifer und Hingebung“167 

Auch Kinder im Konfirmandenalter, die noch nicht lesen und schreiben 
konnten, nahm man auf. Auch in Schanzen (Nischny Schantzy), einem 
Vorort von Kaunas, wurde 1916 eine deutsche Schule wiedereröffnet. 
Sie hatte im März 1916 63 Schüler168. 1918 gab es hier zwei Klassen, 
in denen zwei Militärlehrer unterrichteten169. Im Sommer 1918 plante 

162 
Ebd., S. 43 und Tabelle S. 101. 

163 
Ebd., Tabelle S. 101. Zu beachten ist, daß sich diese Zahlen nicht allein auf das 
Gebiet des späteren litauischen Staates beziehen, sondern auch die Schulen im Be­
zirk Wilna-Suwalki enthalten sind. Siehe Karte "Litauen. Entwicklung der politi­
schen Grenzen 1914-1920". In: Hellmann: Artikel "Litauen", S. 374. 

164 
Siehe dazu Wagner, S. 156. 

165 
Zemke, Tabelle S. 102. 

166 
Wilnaer Zeitung vom 20.3.1916. 

167 
Wischeropp: Aus 325 Jahren, S. 126. 

168 
Wilnaer Zeitung vom 9.3.1916. 

169 
Kownoer Zeitung vom 27.4.1918. 
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man die Angliederung einer Realschulklasse und den weiteren Ausbau 
zu einer vollständigen höheren Schule. Aufgenommen werden sollten 
zum einen Absolventen der Volksschule, zum anderen aber auch ältere 
Schüler mit genügender Vorbildung170. Die Pläne konnten aber vorerst 
nicht verwirklicht werden. 

Die Schule der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde in der 
Deutschen Straße Nr. 8 in Wilna, die mehr den „Charakter einer russi­
schen Bildungsanstalt“ gehabt hatte171, blieb nach Ausbruch des Krie­
ges geöffnet und wurde erst im April 1915 geschlossen, als die Gefahr 
einer Seuche drohte. Am 21. April 1915 wurde die Tätigkeit aller staat­
lichen Einrichtungen, Behörden und Schulen verboten. Auch der größte 
Teil des Lehrpersonals verließ die Stadt172. 

Nach der deutschen Besetzung wurde am 23. März 1916 in Gegen­
wart des Oberbürgermeisters Frech, Stadtschulrats Te Gude und Pfarrer 
Tittelbachs die deutsche evangelische Schule feierlich wiederer-
öffnet173. Der Lehrplan wurde so gestaltet, daß er den Anforderungen 
eines deutschen Gymnasiums in den Klassenstufen Sexta und Quinta 
entsprach, wobei der reichsdeutsche Oberlehrer Strieber auch das Fach 
Latein unterrichtete. Die evangelisch-lutherische Kirchengemeinde lei­
stete ebenso einen Beitrag zur Finanzierung der Schule wie der am 6. 
Juni 1918 wiedergegründete Deutsche Verein174. Wie in Kaunas gab es 
auch in Wilna Bestrebungen, eine höhere deutsche Schule einzurichten. 
Am 29. September 1918 berief der Deutsche Verein eine Versammlung 
ein, „um Beratungen zu pflegen, auf welche Weise die Grundlage zu 
einer zu gründenden höheren Schule gefunden werden könnte, um auf 
dem so wichtigen Gebiete der Jugenderziehung gegenüber den Mitbür­
gern anderer Zunge, die in dieser Beziehung besser gestellt sind, nicht 
im Hintertreffen zu bleiben“175. Ein entsprechendes Gesuch des Vereins 
an den Stadthauptmann wurde befürwortet, und es waren „alle Wege 

170 
Kownoer Zeitung vom 19.5.1918. 

171 
Wilnas deutsche Schule. In: Wilnaer Zeitung vom 24.3.1916. 

172 
Ebd. 

173 
Ebd. 

174 
Wilnaer Zeitung vom 22.6.1916 und vom 24.10.1918. 

175 
Die Schulnot der Wilnaer Deutschen. In: Wilnaer Zeitung vom 31.10.1918. 

49 





verkürztem Stundenplan weitergeführt werden178. An manchen Orten 
wurde nur den unter elf Jahre alten Kindern Unterricht erteilt179. 

Oftmals war es nicht nur die erforderliche Mithilfe im Haus und auf 
dem Feld, die die Kinder vom Schulbesuch abhielt, sondern die Eltern 
waren so arm, daß sie nicht die erforderliche Bekleidung, vor allem die 
notwendigen Schuhe, zur Verfügung stellen konnten. Die Wege zu den 
Schulen waren häufig sehr lang, und die Fuhrwerke wurden für die 
landwirtschaftlichen Arbeiten benötigt. Bemängelt wurde aber auch das 
Fehlen eines „Schulgewissens“, womit das Bewußtsein der Verantwort­
lichkeit für die Zukunft der Kinder gemeint war. Man schrieb dieses der 
„russischen Erbschaft der Gleichgültigkeit und Abneigung gegen die 
Schule“ zu180. 

Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Situation der Eltern war 
es häufig nicht möglich, ein Schulgeld zu erheben. Nach den Bestim­
mungen sollte pro Kind ein monatlicher Beitrag von 1,00 Mark bis 1,50 
Mark zu zahlen sein. Dadurch wären die Schulunterhaltungskosten zur 
Hälfte gedeckt worden181. In Wirklichkeit wurden aber zwei Drittel aus 
öffentlichen Kassen finanziert182. Wo die für die Einrichtung einer 
Schule erforderliche Mindestzahl an Kindern nicht vorhanden war oder 
wo die Mittel einer Gemeinde oder eines Gutes nicht ausreichten, wur­
den Schulverbände gegründet, die einen Raum bereitstellen konnten183. 

Schwierig war auch die materielle Lage in den Schulen selbst. Lehr-
und Lernmittel standen häufig gar nicht oder nur in geringem Umfang 
zur Verfügung. Von den Lehrern wurde viel Improvisationstalent ver­
langt. In einem Bericht über die damaligen Verhältnisse in Prienai heißt 
es: „Auf eine Seite der (...) Tafel zeichnete Lehrer Schröder mit Kreide 
eine Karte von Europa, färbte mit roter Tinte Grenzen, mit Wäschblau 
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Kownoer Zeitung vom 3.12.1917. 

179 
Zemke, S. 45f. 

180 
Die einheimische Schuljugend Kownos und ihre Schule. In: Kownoer Zeitung vom 
11.5.1918. 

181 
Schulgeldordnung vom 1.9.1917. In: Zemke, Anhang V, S. 118f. 

182 
Ebd., S. 39. 

183 
Das deutsche Schulwesen in Litauen und Kurland. In: Kownoer Zeitung vom 
3.12.1917. 
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Gewässer und begann den ersten Erdkundeunterricht“184. Oftmals wa­
ren die Eltern nicht in der Lage, für Schreibzeug und Hefte zu sorgen, so 
daß auch hierfür die Lehrer bzw. die Schulverwaltung Sorge tragen 
mußte. Trotz aller Schwierigkeiten und Mängel hatte sich die Bildungs­
situation der Litauendeutschen während der Besatzungszeit im Ver­
gleich zu der Zeit davor wesentlich verbessert. 

4. Die Deutschen in Litauen in der Zeit der litauischen Selb­
ständigkeit (1918-1940) und das deutsche Schulwesen 

4.1 Demographie. Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Lage der 
deutschen Minderheit 
4.1.1 Die Gesamtzahl der Deutschen in Litauen und ihre regionale 
Verbreitung 
Nach den Ergebnissen der Volkszählung von 1923 lebten in Litauen 
2.028.971 Einwohner. Dabei standen der litauischen Mehrheitsnation 
Juden, Polen, Russen, Deutsche, Letten und Angehörige anderer Natio­
nalitäten gegenüber. Nach der amtlichen litauischen Statistik ergab sich 
folgende nationale Gliederung:185 

Nationalität 
Litauer 
Juden 
Polen 
Russen 
Deutsche 
Letten 
Weißrussen 
Angehörige anderer Nationalitäten 
Ausländer 

insgesamt 

insgesamt 
1.701.863 

153.743 
65.599 
50.460 
29.231 
14.833 
4.421 
1.592 
7.179 

2.028.971 

in % 
84,2 
7,6 
3,2 
2,5 
1,4 
0,7 
0,2 
0,1 
0,4 

100,0 

184 
Erhard Boettcher, S. 47. 

185 
Heberle, S. 34; ein Teil der Volkszählungsergebnisse wurde auch veröffentlicht in: 
Ostland in Zahlen, hrsg. vom Reichskommissar für das Ostland, Abt. II Raum. 
Riga 1942. 
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Die erste und einzige Volkszählung in der Zwischenkriegszeit vom 
17.9.1923 war jedoch nachgewiesenermaßen ungenau und wurde insbe­
sondere von den Angehörigen der nationalen Minderheiten kritisiert. 

Zwar erfolgte die Feststellung der Nationalität nach dem persönlichen 
Bekenntnis, die Erhebungsmethoden zielten aber auf ein möglichst ge­
ringes Ergebnis bei der nichtlitauischen Bevölkerung ab186. Den häufig 
des Lesens und Schreibens unkundigen Angehörigen der Minderheiten, 
die zum Teil die litauische Sprache gar nicht ausreichend beherrschten, 
war die unterschiedliche Bedeutung der Begriffe „tikyba“ (Konfession), 
„tautybç“ (Nationalität) und „pilietybç“ (Staatsangehörigkeit) keines­
wegs klar. Im Bewußtsein der Bevölkerung kam der Religions­
zugehörigkeit eine primäre Bedeutung zu, dagegen war die Volkszuge­
hörigkeit eher zweitrangig. Ein klares Nationalbewußtsein, das Vor­
aussetzung für die Erhebung der Nationalität nach dem persönlichen 
Bekenntnis gewesen wäre, gab es Anfang der 20er Jahre in Litauen bei 
vielen Einwohnern noch nicht. 

So kam es vor, daß ein Weißrusse auf die Frage nach seiner Na­
tionalität angab, er sei Katholik. Bei den Deutschen wurde die Konfessi­
on mit der Volkszugehörigkeit identifiziert. Man ging in die „deutsche 
Kirche“ und meinte die evangelische; litauische Lutheraner wurden viel­
fach als „Deutsche“ bezeichnet. 

Eine Aufklärung über die unterschiedliche Bedeutung der Begriffe 
wurde bei der Befragung nicht vorgenommen, oder die Zähler berieten 
falsch. Auf dem Lande erfolgte die Erhebung in Gegenwart der litaui­
schen Ortsvorsteher, die die Möglichkeit hatten, die Bewohner bei ihren 
Angaben zu beeinflussen und dieses offensichtlich auch taten187. 

Die Auswertung der Volkszählung ergab, daß 23.973 Personen als 
Antwort auf die Frage nach der Nationalität „deutsch“ angaben. 

Nach dem Bekanntwerden des Zählungsresultates kam es auf der Sit­
zung des Sejm am 28.4.1924 zu einem Protest der Vertreter der Minder-
heiten188. Daraufhin sahen sich die litauischen Behörden gezwungen, 
das Ergebnis zu korrigieren, wobei die revidierten Angaben nicht auf 

186 
Zu den Nationalitätenstatistiken siehe P. H. Seraphim: Vom Wesen und Wert der 
Statistik in Osteuropa. In: Deutsches Archiv für Landes- und Volksforschung 
3/1939, Heft 1, S. 194-208. 
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Ebd., S. 35, Anm. (2). 
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Hellmann: Artikel "Litauen", S. 364. 
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einer neuen Zählung, sondern auf Schätzungen beruhten. Auch die so 
ermittelten Zahlen wurden von den Minderheiten als nicht den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechend zurückgewiesen. 

Die Zahl der in Litauen lebenden Deutschen wurde auf den schon ge­
nannten Wert von 29.231 festgelegt, was einem Anteil von 1,4 Prozent 
der Gesamtbevölkerung entsprach189. Dabei hält es Heberle für wahr­
scheinlich, daß die Zahl der Fehlzählungen größer gewesen ist, als die 
Differenz zwischen dem vorläufigen und dem endgültigen Resultat er­
kennen läßt190. 

Von der Deutschen Stiftung, die die deutsche Volksgruppe in Litauen 
unterstützte, wurde das Zählungsergebnis heftig kritisiert und als „Mittel 
übelsten Terrors, mit dem die litauische Regierung gegen die Minderhei­
ten vorgeht“, bezeichnet. Es sei dabei „unerhört betrogen und gefälscht“ 
worden191. 
Tatsächlich waren in einigen Orten fast alle deutschen Bewohner als 
„Litauer“ registriert worden. Proteste, die nach dem Bekanntwerden 
dieser Tatsachen von den ortsansässigen Deutschen selbst bei den Orts­
behörden erhoben wurden, blieben in sehr vielen Fällen unbeachtet192. 

Dieses führte in der „Partei der Deutschen Litauens“ zu der Überle­
gung, dem amtlichen Resultat die Ergebnisse einer eigenen Zählung 
gegenüberzustellen. Nachdem dem deutschen Sejm-Abgeordneten Ru­
dolf Kinder vom Bildungsministerium aber bestätigt worden war, daß 
der litauische Staat für die kulturellen Zwecke der deutschen Minderheit 
die gleichen Mittel wie vor der Volkszählung bereitstellen werde, aus 
dem Ergebnis also keine finanziellen Folgerungen gezogen werden wür­
den, verzichtete man auf diesen Schritt193. 

Aufschlußreicher als die Angaben über die nationale Zugehörigkeit 
der Einwohnerschaft sind die aus der Volkszählung resultierenden Wer­
te über die konfessionelle Gliederung der Bevölkerung. Sie lassen Rück­
schlüsse auf die tatsächliche Zahl der Deutschen zu. 

189 
Heberle, S. 34 (Tabelle). 

190 
Ebd., S. 36. 
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Deutsche Stiftung (Krahmer-Möllenberg) an AA vom 18.12.1923. PA R 60096. 
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Heberle, S. 36. 

193 
Deutsche Gesandtschaft (Seiler) an das AA vom 3.1.1924. PA R 84918. 
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Wie die Volkszählung zeigte, waren die Litauer zu 98 Prozent Katholi­
ken und die Deutschen zu einem ebenso hohen Prozentsatz Luthera-
ner194. Von der Gesamtzahl der festgestellten Lutheraner (66.578) sollen 
28.671 Deutsche (davon 924 Reichsdeutsche), 22.312 Litauer und 
13.555 Letten gewesen sein195. Berücksichtigt man die Angaben der 
evangelisch-lutherischen Pfarrer, wonach die Zahl der evangelischen 
Litauer ca. 12.000 Personen betragen haben soll196, so müssen sich unter 
den tatsächlich gezählten 22.312 als „Litauer“ bezeichneten Lutheranern 
mindestens 10.000 evangelische Deutsche befunden haben. Die Zahl der 
Deutschen in Litauen dürfte damit mindestens 40.000 betragen haben. 
Nach kirchlichen Berechnungen aus der Zwischenkriegszeit waren es 
43.000197, ein Wert, der sich anhand der im Rahmen der Umsiedlung 
1941 ermittelten Zahlen annähernd bestätigen läßt198. 

Auch wenn die amtliche litauische Statistik die Gesamtzahl der Deut­
schen in Litauen zu gering angibt, so lassen die Werte doch annähernd 
richtige Rückschlüsse auf die geographische Verteilung der Deutschen 
zu. Dieses vor allem dann, wenn man davon ausgeht, daß sich die 
„evangelischen Litauer“ der Statistik, von denen ein großer Teil eigent­
lich Deutsche waren, regional fast genauso verteilten wie die im Lande 
lebenden Deutschen. 

Anhand der Ergebnisse der Volkszählung von 1923 läßt sich bei der 
Verbreitung der Deutschen in Litauen eine Dreiteilung erkennen. Die 
erste Region umfaßt sechs Kreise Ostlitauens, einschließlich des Stadt­
kreises Wilkomir. Obwohl es etwa ein Fünftel des Territoriums und der 
Gesamteinwohnerschaft ausmachte, stellten die hier lebenden 226 Deut­
schen nur 0,05 Prozent der Bevölkerung. 
Das zweite Gebiet umfaßt 12 Kreise Mittel- und Nordlitauens, ein­
schließlich der Stadtkreise Šiauliai und Panevç‡ys, der Fläche nach über 

194 
Hinzu kamen 0,73% Reformierte und 0,69% Katholiken. Hellmann: Artikel "Litau­
en", S. 364. 
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Heberle, S. 55 (Tabelle); Wagner, S. 53. 
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Hellmann: Artikel "Litauen", S. 365. 
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H. Katterfeld: Vom Deutschtum in Litauen und im Baltenland. In: Schulblatt für 
Braunschweig und Anhalt, Nr. 15, vom 21.5.1928, S. 532-538, hier S. 536. 

198 
An der Umsiedlung nahmen gut 50.000 Personen teil, darunter auch schätzungswei­
se 5.000-6.000 Litauer, die mit Deutschen verheiratet waren oder mit ihnen im sel­
ben Haushalt lebten. Stossun: Die Umsiedlungen, S. 81ff. 
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die Hälfte des Landes. Die 3.675 hier ansässigen Deutschen bildeten 
0,35 Prozent der Gesamtbevölkerung in diesem Gebiet und 12,6 Prozent 
aller Deutschen Litauens. Teils lebten sie auf dem Lande, teils in den 
kleinen Städten. Sie waren meist Bauern oder Handwerker. Dabei war 
der Beruf des Müllers unter den Deutschen besonders stark vertreten. In 
diesem Gebiet waren auch die meist aus Kurland stammenden deutsch­
baltischen Adligen ansässig. 

Die Hauptmasse der Litauendeutschen, nämlich 86,6 Prozent, lebte 
demnach in einem räumlich kleinen Gebiet, das nur etwa ein Viertel der 
Gesamtfläche Litauens umfaßte. Diese dritte Region, zu der trotz seiner 
Randlage auch die Stadt Kaunas gerechnet werden soll, schloß sich un­
mittelbar an die ostpreußische Grenze an. Hier war das Deutschtum am 
dichtesten und erreichte im Kreis Vilkaviškis einen Anteil von 12 Pro­
zent der Einwohnerschaft199. 

Auch im mit Deutschen am dichtesten besiedelten Südwesten Li­
tauens gab es so gut wie keine geschlossenen deutschen Sied­
lungsgebiete. Wagner ermittelte zwar immerhin 59 Ortschaften, in denen 
die Deutschen mehr als die Hälfte der Einwohnerschaft stellten, diese 
Siedlungen waren aber alle sehr klein und hatten kaum mehr als 20 Ein-
wohner200. 

Nach der Umsiedlung zeigte es sich, daß in nicht wenigen Fällen die 
litauische Sprache die deutsche bereits verdrängt hatte. Vor allem bei 
Mischehen zwischen Deutschen und Litauern201, die von deutscher Seite 
als „Volksverrat“ bezeichnet wurden202, war die Neigung groß, sich für 
die litauische Sprache zu entscheiden und so Schwierigkeiten im Berufs­
leben und beim Schulbesuch der Kinder aus dem Wege zu gehen. So gut 
wie alle Deutschen waren von jeher zwei- oder mehrsprachig, und eine 

199 
Werner Essen: Die geographische Verbreitung und Struktur der Deutschen in Litau­
en, o.D. (1927). BAPO 61 Sti 1/62408. Essen stützt sich bei seinen Berechnungen 
auf die aus den Ergebnissen der Volkszählung von 1923 hervorgegangenen Anga­
ben zur Nationalität der Bevölkerung in den Kreisen Litauens. Siehe auch Artikel 
"Litauen", S. 364; Heberle, S. 41; Werner Essen: Die ländlichen Siedlungen in Li­
tauen mit besonderer Berücksichtigung ihrer Bevölkerungsverhältnisse, Leipzig 
1931, Karte 166I. Anteil der Deutschen an der ländlichen Bevölkerung. 

200 Wagner, S. 30-36. 
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Vgl. Heberle, S. 63ff. 
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eindeutige Antwort auf die Frage nach der Nationalität war in vielen 
Fällen gar nicht möglich. 

Die Neigung, mit Angehörigen anderer Nationalitäten Ehen einzu­
gehen, beschränkte sich im wesentlichen auf die städtische Bevölkerung. 
Wegen der großen Bedeutung, die die Religion für die evangelischen 
Deutschen hatte, blieben Ehen mit Angehörigen anderer Konfessionen 
die Ausnahme. 

4.1.2 Die wirtschaftliche und soziale Lage der Deutschen 
Die weitaus meisten, nämlich 58,2 Prozent der Deutschen, lebten auf 
dem flachen Lande. Dazu kamen 7,2 Prozent, die in den sogenannten 
Flecken ansässig waren, das waren Ortschaften mit 200 bis 2.000 Ein­
wohnern. Zur städtischen Bevölkerung (in Litauen wurden Siedlungen 
mit mehr als 2.000 Einwohnern als Städte bezeichnet) gehörten 34,6 
Prozent der Deutschen203. Gemäß den aus dem Jahre 1939 stammenden 
Angaben des Kulturverbandes lag der Anteil der Deutschen, die von der 
Landwirtschaft lebten, bei ca. 70 Prozent204 und war damit in etwa so 
hoch wie bei der Gesamtbevölkerung205. In der überwiegenden Mehrheit 
waren die Deutschen Landwirte, ländliche Handwerker und Gewerbe­
treibende, z.B. Müller. In Kaunas und in einigen anderen Städten gab es 
außerdem eine deutsche Arbeiterschaft. Dabei war das Unternehmen 
„Tillmanns“ fast die einzige Fabrik, die überwiegend deutsches Personal 
beschäftigte. Für das Deutschtum in Kaunas stellte dieser Konzern die 
meisten Arbeitsplätze206. 

Angehörige akademischer Berufe waren unter den Deutschen in Li­
tauen nur in sehr geringer Zahl vertreten207. So gab es 1939 in ganz Li­
tauen drei deutsche Rechtsanwälte, sieben Ärzte, zwei Zahnärzte und 
einen Tierarzt. Für die über dreißig evangelischen Kirchengemeinden 
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Heberle, S. 44f. 
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Arbeitswissenschaftliches Institut der Deutschen Arbeitsfront: Die soziale Lage und 
wirtschaftliche Stellung der Volksdeutschen in Osteuropa (streng vertraulich). Ber­
lin 1940, S. 18. 
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standen nur neun deutsche Pastoren zur Verfügung208. Das Fehlen einer 
intellektuellen Führungsschicht wird bei Hellmann zurecht als 
Hauptproblem der Volksgruppe angesehen209. 

Unter den Deutschen in Litauen gab es nur wenige, die zu den Ver­
mögenden zu rechnen gewesen wären. Abgesehen von im Norden des 
Landes ansässigen Besitzern von Restgütern herrschte in der Landwirt­
schaft der Klein- und Mittelbesitz vor. Insbesondere in den Hauptsied­
lungsgebieten der Deutschen im Südwesten des Landes betrug die 
durchschnittliche Hofgröße kaum über zehn Hektar210. 
Die 1922 durchgeführte Agrarreform hatte für die Deutschen in Litauen 
kaum Bedeutung, da von ihr nur die geringe Zahl deutscher Großgrund­
besitzer betroffen war211. 

Grundsätzlich unterschied sich die Besitzstruktur der deutschen Bau­
ernschaft nicht von der litauischen Gesamtstruktur. 

Im Laufe der 30er Jahre verschlechtert sich jedoch die Lage der deut­
schen Landwirte, was vor allem mit dem Zusammenbruch der Deutschen 
Genossenschaftsbank zusammenhing. Dieses Geldinstitut war 1923 ge­
gründet worden, um den kapitalarmen deutschen Bauern und Handwer­
kern Kredite zum Aufbau und zur Erhaltung ihrer Betriebe zu gewähren. 
1932 brach die Deutsche Genossenschaftsbank im Zuge der Weltwirt­
schaftskrise zusammen. Der Grund dafür lag aber auch im Mangel an 
geeigneten Fachkräften. Oftmals hatten Lehrer und Kantoren die einzel­
nen Provinzbanken geleitet212. 
In der Folgezeit konnten sich die Deutschen nur noch bei halbstaatlichen 
Banken mit zum Teil überteuerten Krediten versorgen, und eine ganze 

Wie Anm. 204 
Hellmann: Die Deutschen in Litauen, S. 12. 
Zur wirtschaftlichen Situation der Landwirte siehe Heberle, S. 89. 
Hellmann: Artikel "Litauen", S. 377. Zur Agrarreform siehe Hellmann: Grundzüge, 
S. 152f; Gotthold Rhode: Litauen im Kampf um seine Unabhängigkeit bis zur 
Gründung der Sowjetrepublik 1917-1944. In: Handbuch der europäischen Geschich­
te, Bd. VII, 2; hrsg. von Theodor Schieder. Stuttgart 1977, S. 1062-1078, hier S. 
1071; Heberle, S. 96-101; Silvio Broedrich: Die Agrarreform in Litauen. In: M. Se-
ring: Die agrarischen Umwälzungen im außerrussischen Osteuropa. 1930, S. 128-
153. 
Zur Geschichte der Deutschen Genosenschaftsbank siehe Hellmann: Artikel "Litau 
en", S. 401. 
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Reihe von Betrieben wurde daraufhin zwangsversteigert213. Das Genos­
senschaftswesen war inzwischen zum „Mittel im Nationalitätenkampf“ 
geworden, wobei es den litauischen Stellen aber vor allem darum ging, 
den Angehörigen der Mehrheitsnation gegenüber den im Lande lebenden 
Juden und Polen Vorteile zu verschaffen214. 

Zusätzlich zu den fehlenden Kreditmöglichkeiten erschwerten der 
Preissturz für landwirtschaftliche Erzeugnisse und die Schrumpfung des 
Handels mit dem Deutschen Reich215 die Existenz der deutschen Bau­
ern. Gerade die deutschen Landwirte, die zum beträchtlichen Teil in der 
Nähe der westlichen Landesgrenze siedelten, litten in dieser Zeit unter 
dem wegen der Memel-Frage von Deutschland verfügten Importverbot. 
Mit der Wiederaufnahme der deutsch-litauischen Wirtschaftsbeziehun­
gen im Jahre 1936 endete für alle Bauern in Litauen die Zeit der akuten 
Existenzgefährdung. Manche deutschen Landwirte hatten dennoch nach 
wie vor Schwierigkeiten, ihre Produkte abzusetzen, da einige halbstaatli­
chen Handelseinrichtungen die Annahme von nichtlitauischen Erzeug­
nissen verweigerten216. 

Neben dem Fehlen von günstigen Krediten machten sich bei den 
deutschen Landwirten in den Jahren bis zur Umsiedlung vor allem die 
Probleme beim Aufbau eines Genossenschaftswesens bemerkbar. Das 
zum Kulturverband gehörende Landamt, das 1933 von einigen Restguts­
besitzern gegründet worden war und die Bauern über technische Fragen 
beraten sollte, bemühte sich zwar auch um die deutschen Landwirte in 
Südlitauen, hier war eine offizielle Arbeit aber erst ab 1937 möglich. Die 
litauischen Bauern, die durch Landwirtschaftsvereine ihr Niveau heben 
konnten und auch über die notwendigen Kredite verfügten, hatten in 
dieser Zeit manche Vorteile. 

Auch im Handwerk, nach der Landwirtschaft der zweite Haupter­
werbszweig der Deutschen, gab es Zukunftssorgen217. Wegen des Feh­
lens einer deutschen Gewerbeschule und den Problemen bei der Kredit-
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Hellmann: Grundzüge, S. 161. 
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Konstantin von Cerpinsky: Das deutsche Handwerk in Litauen. In: Baltische Mo­
natshefte, Februar 1934, S. 78-83, hier S. 81; Richard Kossmann auf einer Tagung 
der Arbeitsgemeinschaft Litauen des DAI vom 11.-15.05.1938. BA R 57/1361. 
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gewährung „konnte sich der deutsche Handwerker nicht den Erfordernis­
sen der Zeit anpassen“218. Schon Anfang der 20er Jahre hatten die litaui­
schen Handwerker durch die staatlich unterstützten Genossenschaften 
manche wirtschaftlichen Vorteile219. 

Die Bemühungen des Kulturverbandes, begabte Lehrlinge in 
Deutschland ausbilden zu lassen und so den Fortschritt nach Litauen zu 
tragen, waren in den Ansätzen erfolgreich. Die von der Volksgruppenor­
ganisation bestimmten Handwerkervertrauensleute sorgten durch Aus­
wahl von Musterbetrieben für eine Ausbildung, die möglichst dem Ni­
veau der litauischen Konkurrenz entsprach. Insgesamt konnten sich diese 
Maßnahmen aber nur auf einen relativ kleinen Personenkreis bezie-
hen220. 

In der Regel war der deutsche Handwerker gezwungen, mehreren Be­
rufen gleichzeitig nachzugehen. So war der Schmied gleichzeitig Schlos­
ser, der Tischler gleichzeitig Drechsler und Stellmacher. Aber auch die 
Ausübung mehrerer Berufe brachte häufig nicht genug Verdienst, so daß 
die ländlichen Handwerker nebenbei noch etwas Land bewirtschaften 
mußten. 

Neben den Handwerkern und selbständigen Bauern gab es auf dem 
Lande noch eine Reihe deutscher Knechte. Sie wurden teils mit Geld, 
teils mit Naturalien bezahlt. In vielen Fällen erhielten diese Knechte, 
deren Ehefrauen und arbeitsfähigen Kinder häufig ebenfalls im Dienste 
der Bauern standen, zusätzlich noch etwas Land zur Bewirtschaftung221. 
Während sich die Deutschen, die als kleine Landwirte oder Handwerker 
ein bescheidenes Dasein fristeten, ohne Schwierigkeiten zu ihrem 
Deutschtum bekennen konnten, gab es in den Städten für die wenigen 
deutschen Angestellten und Besitzer kleiner Handelsbetriebe manche 
Probleme. Insbesondere Beschäftigte im öffentlichen Dienst wurden 
vielfach gezwungen, eine Verpflichtung zu unterschreiben, daß sie ihre 
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Das Deutschtum in Litauen. Denkschrift der Landesplanungsgemeinschaft Ostpreu­
ßen zur Umsiedlung der Deutschen aus Litauen, Juli/August 1940. BA R 49/159. 
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220 
Arbeitswissenschaftliches Institut, S. 21. 
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Der für die Umsiedlung der Deutschen in Litauen zuständige Hauptbevollmächtigte 
Brückner in einem Bericht über eine Reise in verschiedene Ortsbezirke vom 3.-
12.2.1941. BA R 59/252. 60 



Kinder in litauischen Schulen erziehen lassen würden222. Probst Tittel­
bach schrieb 1925 zur Situation der deutschen Angestellten im öffentli­
chen Dienst: „Im neuen litauischen Staat hat das Deutschtum nach 
menschlicher Voraussicht keine Zukunft. Jeder Deutsche, der heute im 
Staatsdienst steht, wundert sich darüber, daß man ihn noch nicht gejagt 
hat und rechnet damit, daß er über kurz oder lang aus dem Dienst entlas­
sen wird, sobald ein reinblütiger Litauer für seinen Posten vorhanden 
ist“223. 1934 wurden auch in der Privatwirtschaft Angestellte, die sich 
zum deutschen Volkstum bekannten, in größerer Zahl entlassen224. 

Um der wachsenden Not der Deutschen und der steigenden Arbeits­
losigkeit entgegenzuwirken, richtete der Kulturverband 1932 eine Ar­
beitsvermittlungsstelle ein, und die seit 1931 erscheinenden „Deutschen 
Nachrichten für Litauen“ veröffentlichten kostenlos Stellenanzeigen225. 

Insgesamt war die ökonomische und soziale Lage der Deutschen auch 
aufgrund der vom Staat gelenkten nationallitauisch ausgerichteten Wirt-
schaftspolitik226 im Laufe der 30er schwieriger geworden. 

4.1.3 Der Bildungsstand der deutschen Bevölkerung 
Bei der statistischen Erhebung vom September 1923 wurden auch Zah­
len zum Bildungsstand der Bevölkerung Litauens ermittelt. Nach den 
Angaben von Kaubrys zeigten die Ergebnisse der Volkszählung, daß es 
bei den einzelnen Nationalitäten bezüglich des Grades der Alphabetisie­
rung beträchtliche Unterschiede gab227. Die folgenden Zahlen umfassen 
die Gesamtbevölkerung, also auch die Kinder, die nicht im Schulalter 
waren: 
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Wie Anm. 218 
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Probst Tittelbach in dem für die Deutsche Stiftung bestimmten Bericht "Das 
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226 
Hellmann: Grundzüge, S. 163. 
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Kaubrys: Schulen der nationalen Minderheiten, S. 404. Zahlen zum Grad der Alpha­
betisierung in den einzelnen Volksgruppen finden sich auch bei Walter Sturm: Das 
Deutschtum in Litauen. Taschenbuch des Grenz- und Auslanddeutschtums, Heft 
16b, hrsg. vom Deutschen Schutzbund, o. J. 
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Männer 

Litauer 

Juden 

Polen 

Russen 

Deutsche 

Letten 

Weiß­
russen 

insgesamt 

810.614 

73.547 

30.466 

24.614 

14.349 

6.941 

2.215 

davon 
schrift­
kundig 

457.92 

47.318 

17.217 

9.478 

8.679 

4.789 

1.109 

in % 

56,49 

64,34 

56,51 

38,51 

60,48 

68,99 

50,07 

Frauen 

insgesamt 

891.249 

80.196 

35.133 

25.846 

14.882 

7.942 

2.206 

davon 
schrift­
kundig 

494.134 

47.042 

20.261 

5.908 

8.417 

5.190 

828 

in % 

55,44 

58,66 

57,67 

22,86 

56,56 

65,35 

37,53 

Danach standen die Deutschen in Litauen, was den Grad der Alhabeti-
sierung betrifft, hinter den Letten und Juden, aber vor den Polen und 
Litauern, und weit vor den Weißrussen und Russen. Diese Zahlen gelten 
jedoch nur für das Jahr 1923. Dank der Bestrebungen des litauischen 
Staates, die Volksbildung zu heben, wurde das Schulnetz vor allem in 
den 20er Jahren beträchtlich ausgeweitet. Die Zahl der Elementarschulen 
verdoppelte sich zwischen 1920 und 1930228. Zwischen 1919 und 1939 
stieg die Zahl der Volksschulen von 1.036 auf 2.713, die Zahl der Volks­
schüler von 45.546 auf 338.319229. Während im Jahre 1913 auf 1000 

Kaubrys: Schulen der nationalen Minderheiten, S. 409 (Tabelle). 
Vytautas Vaitiekûnas: Sovietizised Education in Occupied Lithuania. In: Stanley 
Vardys (Ed.): Lithuania under the Soviets. New York 1965, S. 171-196, hier S. 194. 
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ben konnten. Der Prozentsatz der Analphabeten dürfte bei den Angehö­
rigen der deutschen Minderheit in Litauen nicht größer gewesen sein als 
bei der Gesamtbevölkerung. 

4.2 Die rechtlichen Bestimmungen zum Minderheitenrecht in 
Litauen und die Gründung deutscher Interessenvertretungen 
Am 16.2.1918 proklamierte der litauische Landesrat (Lietuvos Taryba) 
entsprechend dem ethnographischen Prinzip die Wiederherstellung eines 
auf demokratischer Grundlage aufgebauten, unabhängigen litauischen 
Staates236. 

Angesichts der Tatsache, daß die Litauer selbst lange Zeit als Min­
derheit dem Vielvölkerstaat Rußland angehört hatten und um ihre natio­
nale Identität kämpfen mußten, kam es schon bei der Staatsgründung zur 
Anerkennung und Sicherung kultureller Selbstverwaltungen der Minder­
heiten. 

Äußerer Anlaß dazu waren die zwischen 1918 und 1920 geschaffe­
nen internationalen Minderheitenverträge. Hierin war der junge litaui­
sche Staat zwar noch nicht einbezogen worden, denn dem Land fehlte 
noch die de jure Anerkennung, es zeichnete sich aber schon ab, daß eine 
Festschreibung der Minderheitenrechte vom Völkerbund gefordert wer­
den würde237. Die jüdische Minderheit, der vom 14. bis zum 18. Jahr­
hundert schon einmal eine sehr weitgehende nationale Autonomie ge­
währt worden war238, bemühte sich bereits vor der Verabschiedung der 
litauischen Verfassung um entsprechende Rechtsgarantien. 

Am 15.8.1919 übergab die litauische Delegation bei der Pariser Frie­
denskonferenz dem „Comité des Delegations Juives“ die sogenannte 
„Pariser Deklaration“, die den Minderheitsangehörigen individuelle 
Gleichheitsrechte (u.a. Sprachenrechte und die Proportionalvertretung) 
und der als Rechtspersönlichkeit organisierten jüdischen Minderheit 
außerdem noch Autonomierechte zusprach. Diese speziellen Autonomie-

Hellmann: Grundzüge, S. 138f; Rhode, S. 1065-1067. 
Michael Garleff: Die kulturelle Selbstverwaltung der nationalen Minderheiten in den 
baltischen Staaten. In: Die Baltischen Nationen Estland, Lettland, Litauen, hrsg. 
von Boris Meissner, 2. erw. Auflage, Köln 1991, S. 87-107, hier S. 88. 
Moritz Mintz: Die nationale Autonomie im System des Minderheitenrechts unter 
besonderer Berücksichtigung der Rechtsentwicklung in den baltischen Randstaaten. 
Riga 1927, S. 100. 
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rechte sollten sich auf die Religion, die Wohltätigkeit, die soziale Hilfe, 
den Unterricht und auf allgemeine kulturelle Angelegenheiten erstrecken 
und mit dem Anspruch auf Selbstbesteuerung und proportionale staat­
liche Subventionen verbunden sein. Die Einrichtung eines besonderen 
Ministeriums für jüdische Angelegenheiten war geplant239. 

Diese Pariser Deklaration bildete zwar keine eigentliche Rechts­
grundlage, „wohl aber war sie von größtem politischen Wert und bedeu­
tete eine gewisse tatsächliche Bindung der litauischen Regierung in ihrer 
Minderheitenpolitik“240. 

Wie den anderen beiden baltischen Staaten wurde auch Litauen vor 
seiner Aufnahme in den Völkerbund die als Wunsch formulierte Bedin­
gung gestellt, „die notwendigen Mittel zu ergreifen, um die Anwendung 
der allgemeinen Grundsätze, wie sie in den Minderheitenverträgen ver­
zeichnet sind, zu sichern (...)“241. 

Nach eingehenden Beratungen wurde am 12.5.1922 eine entspre­
chende Deklaration unterzeichnet. Die Erklärung sollte den Charakter 
eines „Grundgesetzes“ haben, und „kein Gesetz, keine Verordnung und 
keine amtliche Handlung“ durfte im Widerspruch zu ihr stehen (Art. 1). 
Die Verpflichtung hatte „internationale Bedeutung“ und stand unter der 
Garantie des Völkerbundes (Art. 9). Im folgenden sollen die die kulturel­
len Belange der Minderheiten betreffenden Artikel dieser Erklärung 
wiedergegeben werden: 

"Art. 5: Die litauischen Staatsangehörigen, die zu einer völkischen, 
religiösen oder sprachlichen Minderheit gehören, sollen die gleiche 
Behandlung und die gleichen rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten 
genießen wie die übrigen litauischen Staatsangehörigen. Sie sollen ins­
besondere ein gleiches Recht haben, auf ihre Kosten Wohlfahrts-, reli­
giöse und soziale Einrichtungen sowie Schulen und andere Erziehungs­
anstalten zu errichten, zu leiten und zu beaufsichtigen und in ihnen ihre 
Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion frei auszuüben. 
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Georg H. Erler: Das Recht der nationalen Minderheiten. Münster 1931, S. 299f. Zu 
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Art. 6: Auf dem Gebiet des öffentlichen Unterrichts soll die litauische 
Regierung in den Städten und Bezirken, in denen fremdsprachige litaui­
sche Staatsangehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, angemes­
sene Erleichterungen schaffen, um sicherzustellen, daß den Kindern 
dieser litauischen Staatsangehörigen in den niederen Schulen der Un­
terricht in ihrer eigenen Sprache erteilt wird. Diese Bestimmung soll 
nicht ausschließen, daß die litauische Regierung in diesen Schulen die 
litauische Sprache zum Pflichtfach macht. 

In den Städten und Bezirken, in denen litauische Staatsangehörige 
einer völkischen, religiösen oder sprachlichen Minderheit in beträchtli­
chem Verhältnis wohnen, soll für diese Minderheiten ein gerechter An­
teil an dem Genusse und der Verwendung der Summen sichergestellt 
werden, die in staatlichen, kommunalen oder anderen Haushaltsplänen 
für Zwecke der Erziehung, der Religion oder der Wohlfahrt aus­
geworfen werden"242. 

Die litauische Verfassung vom 1. September 1922 sah eine national­
kulturelle, die soziale Frage mit umfassende Autonomie vor, die mit 
einem Selbstbesteuerungsrecht verbunden war: 

"§73: Die nationalen Minderheiten, die einen beträchtlichen Teil der 
Bürger ausmachen, haben das Recht, in den Schranken der Gesetze 
autonom ihre nationalen Kulturangelegenheiten, Volksbildung, Wohltä­
tigkeit, gegenseitige Hilfe zu besorgen und zur Leitung dieser Angele­
genheiten Repräsentationsorgane in der im Gesetz bestimmten Ordnung 
zu wählen. 

§74: Die im §73 genannten nationalen Minderheiten sind berechtigt, 
auf Grund bestimmter Gesetze, ihre Mitglieder mit Steuern für die 
Zwecke der Kulturangelegenheiten zu belasten, außerdem den entspre­
chenden Teil aller Summen, die für die Bildungs- und Wohltätigkeits­
zwecke vom Staat oder den Selbstverwaltungen bestimmt sind, für sich 

Die deutsche Übersetzung der Erklärung ist abgedruckt bei Kraus: Das Recht der 
Minderheiten. Berlin 1927, S. 121ff; Rogge: Die Verfassung des Memelgebietes. 
Berlin 1928, S. 66ff; von Türcke: S. 115ff. und bei Walter Sturm: Der Niedergang, 
S. 528. 
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in Anspruch zu nehmen, falls die entsprechenden Staats- und Verwal­
tungs-Anstalten diese Angelegenheit nicht voll befriedigen"243. 

Nach diesen Bestimmungen gewährte der litauische Staat den An­
gehörigen einer zahlenmäßig starken Minderheit die denkbar weitge­
hendsten Autonomierechte. Es handelte sich jedoch nur um ein Rahmen­
gesetz, das zu seiner praktischen Durchführung erst einer näheren Präzi­
sierung bedurfte. So mußte unter anderem geklärt werden, welche Mino­
ritäten "einen beträchtlichen Teil aller Bürger" ausmachen. Während sich 
die jüdische Minderheit bereits vor der Verabschiedung der Verfassung 
um eine solche Präzisierung bemüht hatte244, gab es solche Bestrebun­
gen bei den anderen nationalen Volksgruppen in Litauen, die alle zah­
lenmäßig wesentlich kleiner waren als die jüdische, gar nicht oder nur in 
Ansätzen. 

Die getroffenen Maßnahmen reichten nicht aus, um den neuen po­
litischen Strömungen und dem „bald einsetzenden nationalen Chauvi-
nismus“245 standhalten zu können. Die grundsätzlich garantierte aber 
rechtlich nicht genügend abgesicherte kulturelle Autonmie wurde auf 
dem Verwaltungswege vielfachen Einengungen unterworfen. So stellte 
man 1924 von deutscher Seite fest, „daß die tatsächliche Lage recht er­
heblich hinter der grundsätzlich garantierten kulturellen Autonomie zu-
rückbleibt“246, und auf der Rigaer Minderheitenkonferenz mußten die 
litauischen Vertreter 1926 konstatieren, „daß ihre Situation trotz des 
hoffnungsvollen Anfangs derzeit als die tatsächlich ungünstigste inner­
halb der baltischen Staaten anzusehen sei“247. 

Die Bildung des litauischen Staates stellte die Deutschen vor eine ih­
nen unbekannte Situation. Bis auf die wenigen Adligen hatten sie bis­
lang nicht an den Angelegenheiten des öffentlichen Lebens teilgenom­
men, „entsprach es doch ihrem Interesse, still und möglichst unbemerkt 
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246 

Deutsche diplomatische Vertretung (Schroetter) an das AA vom 23.11.1924. 
PA R 84955. 

247 
Garleff: Die kulturelle Selbstverwaltung, S. 91. 

67 



ihrem Gewerke nachzugehen und sich nicht um Politik zu kümmern“248. 
Jetzt wurde aber zur wirksamen Geltendmachung der deutschen Interes­
sen die Bildung einer politischen Organisation notwendig. 

Da es innerhalb der Volksgruppe kaum Personen gab, die den Aufbau 
einer Volkstumsorganisation hätten übernehmen können, ging die Initia­
tive von in Litauen anwesenden Reichsdeutschen und Deutschbalten aus. 

1920 wurde in Kaunas die „Partei der Deutschen Litauens“ ge­
gründet, die „die berufene Vertreterin deutscher Belange im litauischen 
Parlament“ sein sollte. Die Parteiorganisation bestand aus Kreisaus­
schüssen, die in 12 größeren Orten gebildet worden waren, Bezirksaus­
schüssen und einem Zentralausschuß249. Die deutschen Sejmabgeordne­
ten standen mit diesem Zentralausschuß in ständiger Verbindung250. Die 
Partei erklärte ihr Loyalität zum litauischen Staat, erstrebte in ihm Kul­
turautonomie und Gleichberechtigung der Minderheit. Mitglieder konn­
ten alle Deutschen werden, die mindestens 17 Jahre alt waren, wobei die 
„parteipolitische Gesinnung“ unerheblich war251. 

Letzteres führte zu einer sehr heterogenen Zusammensetzung der 
Mitgliederschaft. So unterschieden sich die Interessen der von der Agrar­
reform betroffenen Adligen grundlegend von denen er Kleinbauern und 
Landlosen. Die zum Teil sozialistisch eingestellte deutsche Arbeiter­
schaft in Kaunas verfolgte wiederum ganz andere Ziele252. Angaben 
über die Zahl der Mitglieder der Partei liegen nicht vor. 

Bei dem Mangel an politisch interessierten Persönlichkeiten aus dem 
Kreis der Deutschen lag die Hauptarbeit in den Händen von wenigen 
Lehrern, Pastoren, Apothekern und einzelnen Landwirten, die z.B. als 
Mitglieder von Kirchenvorständen schon früher mit öffentlichen Aufga­
ben betraut gewesen waren. In einem zeitgenössischen Beitrag hieß es: 
„Energische gebildete Balten traten opferwillig an die Spitze der Bewe-

248 
Heberle, S. 134. 

249 
Satzung der Partei der Deutschen Litauens. In: Deutscher Kalender für Litauen 
1922, S. 76ff. 

250 
Erich Unterwald, Vertreter des Baltischen Vertrauensrates, in einem Schreiben an 
das AA vom 30.5.1921. PA R 60096. 

251 
Wie Anm. 249 

252 
Dieses wurde zum Beispiel bei der Diskussion um eine Resolution gegen die Agrar­
reform auf dem Delegiertentag der Partei Ende März 1926 deutlich. Litauische 
Rundschau vom 30.3.1926; Heberle, S. 135. 
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gung“253. Heberles Ansicht, es handelte sich um eine „Honoratiorenpar-
tei“254, ist sicherlich zutreffend. 

Der Tatsache, daß die Gründer der Partei und auch ihre führenden 
Mitglieder entweder Reichsdeutsche oder Deutschbalten waren, ist es 
zuzuschreiben, daß diese Organisation kaum Rückhalt bei den sozial 
schlechtergestellten Volksdeutschen fand. Vor allem gegenüber den 
Reichsdeutschen hegte man ein großes Mißtrauen, da diese sich „in 
schwierigen Situationen der politischen Verantwortung entziehen“ könn-
ten255. 

Der geringe Erfolg der deutschen Partei war auch eine Folge der von 
der deutschen diplomatischen Vertretung festgestellten „kulturellen und 
völkischen Gleichgültigkeit“ unter den Volksdeutschen sowie im Mangel 
an „Verständnis für die Schaffung von Organisationen“256. Ein über die 
örtliche Kirchengemeinde hinausgehender Zusammenschluß wurde von 
der Masse der Litauendeutschen offenbar nicht für notwendig gehalten. 

Diesem Mißtrauen ist auch das Scheitern der Initiative des Vor­
sitzenden der deutschen Partei und Sejm-Abgeordneten Oskar von Büch­
ler zuzuschreiben. Dieser hatte sich in Gesprächen mit Vertretern der 
litauischen Regierung für eine kulturelle Autonomie der Deutschen 
starkgemacht, stieß aber bei Versammlungen nur auf ein geringes Inter­
esse und mußte erfahren, daß man „vor den reichsdeutschen Führern und 
der Besteuerung Angst hatte“257. 

Der Gedanke, für die deutsche Minderheit tatsächlich eine weit­
gehende Autonomie zu fordern, die auch die Selbstbesteuerung mit ein­
schloß, ist angesichts der „in hohem Grade entpolitisierten“ deutschen 
Bevölkerung offenbar schon bald wieder verworfen worden. Die Litaui­
sche Rundschau schrieb dazu: Es bleibt der Minderheit „nichts anderes 
übrig, als weiter zu versuchen, auf dem Wege der friedlichen Auseinan­
dersetzung zu den in der Verfassung zugesagten Rechten zu kommen, 
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d.h. ihren Rechtsanspruch nicht aufzugeben“258. Auch als sich nach der 
Parlamentswahl im Mai 1926 für die Minderheiten günstige Mehrheits­
verhältnisse im Parlament ergaben, wurde der Gedanke an eine Kultur­
autonomie für die Deutschen in Litauen nicht wieder aufgegriffen. Allein 
die ökonomische Lage der Volksgruppe ließ eine notwendige Selbstbe­
steuerung nicht zu259. 

Die Partei der Deutschen Litauens konnte nach den Wahlen zur l i ­
tauischen Konstituierenden Versammlung einen Vertreter, nämlich Os­
kar von Büchler, in das Parlament entsenden. Während im ersten litaui­
schen Landtag 1922 kein Deutscher vertreten war, gelang es 1923 durch 
ein Wahlbündnis mit der russischen und der jüdischen Minderheit, zwei 
Sitze zu erringen. Rudolf Kinder, der Geschäftsführer des evangelisch­
lutherischen Konsistoriums und weltlicher Vorsitzender der deutschen 
Synode, und August Rogall vertraten jetzt die Interessen der deutschen 
Minderheit, wobei die Sonderrolle dieser Partei manche Schwierigkeiten 
aufwarf. Um politisch etwas bewirken zu können, mußten sich die deut­
schen Abgeordneten einer der stärkeren litauischen Fraktionen anschlie­
ßen, jedoch wollte die größte Fraktion, der christlich-demokratische 
Block, kein Bündnis mit einer nichtkatholischen Gruppe eingehen, und 
die Volkssozialisten und auch die Sozialdemokraten lehnten einen Zu­
sammenschluß mit einer „völkischen“ Partei ebenfalls ab260. 

Bei der Sejm-Wahl im Mai 1926 konnte die deutsche Partei nur 
11.858 Stimmen erringen, im Gegensatz zur Wahl des Jahres 1922, wo 
sie noch 15.899 Wähler hatte. Dieser drastische Stimmenrückgang ist 
mit der Unzufriedenheit der vielen deutschen Landlosen und Arbeiter zu 
erklären, die das Ergebnis der Agrarreform nicht akzeptieren wollten und 
von ihrer Partei in dieser Frage eine andere Politik erwartet hatten261. 
Die wirtschaftliche Not hatte „alle anderen Belange in den Hintergrund 
gedrängt, und ein nationales Programm allein war nicht ausreichend, um 
für die nationale Sache zu werben“262. 
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Die Bedeutung der deutschen Partei sank, als infolge des Staatstreiches 
vom 16./17. Dezember 1926 der Sejm im April 1927 aufgelöst wurde 
und die auf den Kriegszustand gestützte Alleinherrschaft der Tautinin-
kai-Partei begann263. In den folgenden Jahren war sie nur noch in ver­
schiedenen Kommunalparlamenten vertreten, bevor sie im Sommer 1935 
aufgelöst wurde264. 

Die deutschen Abgeordneten konnten sich zwar einige Male im Sejm 
zu Worte melden und auf die Situation der Minderheit hinweisen, insge­
samt hat diese Partei, die eigentlich nur bei den Sejm-Wahlen in Er­
scheinung trat, aber im politischen Leben des Landes und im Bewußtsein 
der Deutschen „niemals eine bedeutende Rolle gespielt“265. Neben ei­
nem funktionierenden Parteiapparat mangelte es vor allem an einer „en­
geren Tuchfühlung zwischen Parteivorstand und Masse der Deut-
schen“266. 

Die deutsche diplomatische Vertretung in Kaunas hatte bei der Suche 
nach einer geeigneten Organisation, die zu einer umfassenden Interes­
senvertretung ausgebaut werden konnte, zunächst nur wenig Erfolg. 
Zusammenschlüsse wie der von dem Fabrikanten Richard Tillmanns 
geleitete „Deutsche Verein“ und der „Verein der Reichsdeutschen“267, 
die beide ihren Sitz in Kaunas hatten, sowie die deutschen Vereine in 

Vilkaviškis, Šiauliai, Mariampolç und Jurbarkas268 waren nach An­
sicht der diplomatischen Vertretung nicht geeignet. Sie verfolgten in 
erster Linie karitative Ziele, oder ihre selbstgestellten Aufgaben „über­
schritten kaum den gesellschaftlichen Rahmen“269. Auch die Pastoren in 
den evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden, die häufig noch litaui-
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sche und lettische Mitglieder hatten, zeigten sich gegenüber „deutsch­
völkischen Interessen nur wenig aufgeschlossen“270. 

Die genannten Organisationen, einschließlich der Partei der Deut­
schen Litauens, wurden von der deutschen diplomatischen Vertretung 
und von allen anderen sich für die Volksgruppe in Litauen interessieren­
den reichsdeutschen Stellen mit großer Skepsis betrachtet und kamen für 
den Ausbau zu einer umfassenden Volkstumsorganisation nicht in Frage. 

Allein der „Verein Deutsche Oberrealschule von 1920 zu Kowno“, 
der seinen Tätigkeitsbereich unter Beibehaltung des Namens bald auf 
ganz Litauen ausdehnte und aus dem 1924 der „Kulturverband der Deut­
schen Litauens“ hervorging, setzte sich bis zur Umsiedlung im Jahre 
1941 für die verschiedenen Belange der deutschen Volksgruppe ein. Auf 
ihn wird im folgenden noch ausführlich einzugehen sein. 

4.3 Das deutsche Volksschulwesen in der Zeit der litauischen Selb­
ständigkeit (1918-1940) 
4.3.1 Zahl und Art der deutschen Bildungseinrichtungen in Litauen 
In der Zeit der litauischen Selbständigkeit besuchten die deutschen Kin­
der staatliche Schulen unterschiedlicher Art. Neben den Volksschulen 
mit ausschließlich deutscher Unterrichtssprache gab es andere, in denen 
in deutsch und litauisch unterrichtet wurde, und wiederum solche, die 
nur von evangelischen Kindern besucht wurden und in denen man allein 
litauisch sprach. Auch in die für die katholische litauische Bevölkerung 
eingerichteten Schulen gingen einzelne deutsche Kinder. 

Neben diesen staatlichen Schulen gab es noch die Privatschulen des 
„Kulturverbandes der Deutschen Litauens“, in denen die Un­
terrichtssprache deutsch war. 

Nach den amtlichen Statistiken des litauischen Bildungsministeriums, 
die unter anderem in „Švietimo Darbas“ („Bildungsarbeit“), dem Presse­
organ des Ministeriums, und in der Zeitschrift „Tautos mokykla“ („Na-
tionalschule“) publiziert worden sind, entwickelte sich die Zahl der deut­
schen Volksschulen in Litauen (ohne Memelland und Wilna-Gebiet) wie 
folgt: 
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15.1.1920 
1.1.1921 
1.1.1922 
1.1.1923 
1.1.1924 
1.1.1925 
1.1.1926 
1.1.1927 
1.1.1928 
1.1.1929 

25 Schulen 
23 Schulen 
23 Schulen 
20 Schulen 
16 Schulen 
16 Schulen 
14 Schulen 
22 Schulen 
21 Schulen 
18 Schulen 

1.1.1930 
1.1.1931 
1.1.1932 
1.1.1933 
1.1.1934 
1.1.1935 
1.1.1936 
1.1.1937 
1.1.1938 

16 Schulen 
13 Schulen 
14 Schulen 
14 Schulen 
14 Schulen 
12 Schulen 
11 Schulen 
10 Schulen 
10 Schulen271. 

Wenn man unter einer „deutschen Schule“ eine Schule mit deutscher 
Unterrichtssprache versteht, treffen die genannten Zahlen wohl für die 
ersten Jahre zu, keineswegs aber für den Zeitraum von etwa 1923 bis 
1938. Zu beachten ist außerdem, daß es sich bei den Schulen nicht nur 
um staatliche Einrichtungen handelte, sondern auch um Privatschulen 
des Kulturverbandes oder der evangelisch-lutherischen Kirche, die zum 
Teil ohne jede staatliche Subvention auskommen mußten272. Berück­
sichtigt man die letztgenannten Einrichtungen nicht, so entfällt der An­
stieg von 14 auf 22 deutsche Volksschulen zwischen dem 1.1.1926 und 
dem 1.1.1927, und es wird deutlich, daß die Zahl der staatlicherseits 
getragenen deutschen Volksschulen kontinuierlich sank. Von den 14 
Schulen, die die amtliche Statistik für das Jahr 1926 verzeichnete, waren 
nur 10 öffentliche Einrichtungen, vier waren Privatschulen des Kultur-
verbandes273. Im Jahre 1927 richtete die deutsche Volksgruppenorgani­
sation weitere sieben Schulen ein, die dann zu einem beträchtlichen An­
stieg der Gesamtzahl führten. 

Außer den Schulen, die die Statistik als „deutsch“ ausgibt, bestanden 
noch sogenannte gemischte Schulen, in denen die deutsche und die l i ­
tauische Sprache verwendet wurden. Da diese Einrichtungen zum großen 
Teil gar nicht über Lehrer, die das Fach Deutsch unterrichten konnten, 
verfügten, war die Unterrichtssprache hier fast durchweg litauisch. Eine 
eindeutige Zuordnung war häufig schwierig. So gab es nach einer Zah­
lenübersicht des Kulturverbandes vom 31.1.1926 zu diesem Zeitpunkt 12 
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staatliche deutsche Schulen, von denen aber zwei neben der deutschen 
auch die litauische Unterichtsprache verwendeten und somit eher zu den 
gemischtsprachigen zu zählen waren274. Hier nahm der Unterricht in der 
Landessprache mehr Raum ein, als vom Volksschulgesetz her gefordert 
wurde. 

Bis Anfang 1929 sank die Zahl der staatlichen Minderheitenschulen 
mit deutscher Unterrichtssprache auf neun275, im Sommer desselben 
Jahres waren es nur noch acht276. Von den in den Statistik des Jahres 
1930 aufgeführten elf staatlichen deutschen Schulen konnten nach An­
sicht des Kulturverbandes nur noch „höchstens zwei“ tatsächlich als 
solche angesehen werden. In fünf Einrichtungen wurde nur etwa die 
Hälfte der Stunden in deutscher Sprache unterrichtet, in den übrigen 
erteilte man nur noch das Fach Religion in der Muttersprache der Kin-
der277. 

In den dreißiger Jahren sank auch die Zahl der deutschen Pri­
vatschulen, und zwar bestanden von den neun im Jahre 1933 vor­
handenen Kulturverbandsschulen278 1939 nur noch sechs279. 

Während der Rückgang der Zahl der Kulturverbandsschulen mit 
Schließungen zu erklären ist, reduzierte sich die Zahl der staatlichen 
deutschen Schulen vor allem durch Umwandlungen in gemischtsprachi­
ge (deutsch-litauisch) oder evangelische mit litauischer Unterrichtspra­
che. 

In den Grenzgebieten zu Ostpreußen und zum Memelland bestand für 
deutsche Kinder aus Litauen die Möglichkeit, auch dort zur Schule zu 
gehen. Aus Naumiestis/Šakiai ist bekannt, daß eine Reihe von Kindern 
die Schule im benachbarten Schirwindt in Ostpreußen besuchten, einige 
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waren von ihren Eltern speziell für diesen Zweck in Naumiestis einquar­
tiert worden. Dieser Schulbesuch in Ostpreußen wurde von den litaui­
schen Behörden weitgehend geduldet. Schwierigkeiten gab es lediglich 
mit dem Zoll, der die Kinder nicht ohne Begleitung eines Erwachsenen 
über die Grenze lassen wollte. Die Schule in Schirwindt hatte sich auf 
diese Kinder aus Naumiestis eingestellt und begann wegen ihres länge­
ren Schulweges den Unterricht erst um 8.15 Uhr280. 

Von Naumiestis/Tauragç aus besuchten einige Kinder, deren Eltern 
vermögender waren, die Volksschule oder das Gymnasium in Šilutç 
(Heydekrug)/Memelgebiet281. 
Ob es, wie geplant282, Gespräche mit dem ostpreußischen Provinzi-
alschulkollegium über Erleichterungen beim Schulbesuch von deutschen 
Kindern aus Litauen gab, ist nicht bekannt. 

Ebenfalls fehlen Unterlagen über die sogenannten „illegalen Schu-
len“, die es gegeben haben soll. So schlossen sich nach dem Ersten Welt­
krieg einige deutsche Bauern zusammen und engagierten einen Lehrer, 
der im wöchentlichen Wechsel auf den Höfen Unterricht abhielt. Die 
litauischen Behörden schritten rasch ein und verboten diesen Unter-
richt283. Genauso erging es 1935 der "geheimen Schulen" in Švçkšna. 
Hier stellte die litauische Sicherheitspolizei in einer Wohnung vier Bän­
ke, eine Tafel, ein Lehrerpult und zwei deutsche Karten sicher. Ein Herr 
Barkauskas erteilte gerade 11 Kindern Rechenunterricht in deutscher 
Sprache284. Wer eine nicht genehmigte Schule betrieb oder auch ohne 
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behördliche Erlaubnis Kinder zu Hause unterrichtete, wurde mit einer 
Geldstrafe von bis zu 500 Lit belegt285. 

Nicht erfaßt werden im folgenden auch die an den Orten, in denen es 
evangelische Gemeinden gab, eingerichteten sogenannten „Sonntags-
schulen“. Es war ein erweiterter Kindergottesdienst, der von den Kanto­
ren oder den ehrenamtlichen Gemeindehelfern veranstaltet wurde. Hier 
wurde nicht nur eine kirchliche, sondern auch eine „kulturelle, volk-
stumserhaltende Arbeit“ geleistet286. Die deutschen Kinder, die, aus 
welchem Grund auch immer, eine litauische Schule besuchten, lernten 
hier deutsch lesen und schreiben. Die Finanzierung dieser „Sonntags-
schulen“, deren Arbeit kaum quellenmäßig zu erfassen ist, wurde von 
der jeweiligen Kirchengemeinde übernommen, in einigen Fällen gab es 
aber auch eine Unterstützung durch den Kulturverband, der die not­
wendigen Bücher zur Verfügung stellte287. 

4.3.2. Die Unterstützung der Schulen durch reichsdeutsche 
Institutionen 
Die Beziehungen zwischen den Volksdeutschen in Litauen und dem 
Deutschen Reich bekamen mit der Gründung des selbständigen l i ­
tauischen Staates einen anderen Charakter. Während es vor dem Ersten 
Weltkrieg in erster Linie um die konfessionelle Gemeinschaft mit den 
ebenfalls evangelischen Deutschen vor allem in Ostpreußen ging, stellte 
sich fortan mehr und mehr auch die Frage der Kulturgemeinschaft. Da­
bei hatten die Einrichtungen der deutschen Besatzungsverwaltung und 
hierbei insbesondere auch die deutschen Schulen einen großen Anteil am 
Zustandekommen eines Bewußtseins der Zusammengehörigkeit zum 
deutschen Volk. Persönliche Beziehungen von Litauendeutschen nach 
Deutschland oder zu anderen deutschen Siedlungsgebieten gab es kaum, 
lediglich die wenigen adligen Familien, die meist deutschbaltischer Her­
kunft waren, hatten Kontakte zu den Deutschen in Lettland, wo das na-
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tionale Solidaritätsbewußtsein sehr viel stärker ausgeprägt war. Reichs­
deutsche in Litauen, die bis dahin als die vorrangigen Repräsentanten 
deutscher Kultur gegolten hatten, traten mehr und mehr in den Hinter­
grund oder nahmen Verbindungen zu den Volksdeutschen auf. Beide 
Gruppen zusammen repräsentierten den neuen Typus des „Auslands-
deutschen“288, wobei diese Beziehungen gerade bei den Litauendeut­
schen aufgrund der unterschiedlichen sozialen Herkunft erst im Laufe 
der Zeit enger wurden. 

Auf der anderen Seite war in Deutschland durch das Erlebnis des 
Krieges und vor allem durch die Abtretung bisher zum Reich gehöriger 
Gebiete durch die den Ersten Weltkrieg beendenden Friedensverträge 
die Kenntnis von den Deutschen außerhalb der Reichsgrenzen größer 
geworden. Die zunächst im wesentlichen von karitativen Gesichtspunk­
ten bestimmte Einstellung zum Auslandsdeutschtum entwickelte sich 
allmählich zu einem „gesamtdeutschen Volksbewußtsein, das das Staats­
bewußtsein ergänzte und erweiterte“289. 

Für Litauen kam hinzu, daß es aufgrund des Mangels an Informa­
tionen über diese Volksgruppe bis dahin gar Betreuung oder Un­
terstützung der dort lebenden Deutschen gegeben hatte und es daher 
auch so etwas wie eine moralische „Verpflichtung gerade reichsdeut­
scher Kreise“ gab, „diese alte Schuld an einem deutschen Volksteil wie-
dergutzumachen“290. 

Die veränderte Haltung gegenüber den Auslandsdeutschen war eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, daß die Litauendeutschen nach dem 
Ersten Weltkrieg ihr Kultur- und Bildungswesen wieder aufbauen konn­
ten. Dabei ging es nicht allein um finanzielle Mittel, sondern gerade bei 
den Litauendeutschen auch um die Hilfe bei der Organisation. Über die 
Notwendigkeit einer massiven Unterstützung gab es keine Zweifel. Der 
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bereits zitierte Werner Essen schrieb dazu: „(...) von sich aus ist das 
Deutschtum in Litauen, dieser kleine deutsche Volkssplitter, nicht ein­
mal zu seiner Erhaltung in der Lage. Es ist alles andere als ein durchor­
ganisiertes selbständiges Volksglied, das an eine Kulturautonomie der 
Struktur nach gar nicht denken kann“291. 

Hauptförderer des deutschen Kultur- und Bildungswesens in Litauen 
waren der Verein (seit 1933 Volksbund) für das Deutschtum im Aus­
land (VDA), die Deutsche Stiftung, der Ostpreußische Schulverein, der 
Baltische Vertrauensrat, das Deutsche Ausland-Institut (DAI), der Gu­
stav-Adolf-Verein und insbesondere auch das Auswärtige Amt. Von ihm 
erhielten einige der vorgenannten Organisationen auch ihre Mittel. 

Grundsatz dieser Organisationen und des Auswärtigen Amtes war, 
daß die deutschen Volksgruppen die Gelder für ihre Kulturarbeit mög­
lichst selbst aufbringen müssen. Ein finanzieller Zuschuß sollte nur dort 
gewährt werden, wo die deutschen Volksteile im Ausland „infolge der 
Nachwirkungen des Krieges wirtschaftlich noch geschwächt waren, wo 
es infolge früherer Bedrückungsmaßnahmen des Mehrheitsvolkes erst 
langsam der Idee des populär gewordenen Volksgemeinschafts­
gedankens näher kam oder wo es in allgemeiner Auseinandersetzung um 
seine Kulturgüter stand“. Man stufte die Finanzierung nach der Bedeu­
tung, die diese Gebiete im Rahmen der gesamten politischen und wirt­
schaftlichen Interessen des Reiches hatten, ab. Dabei wurden die Deut­
schen in den baltischen Staaten bevorzugt behandelt292. 

Wegen des Fehlens einer Führungsschicht waren die Deutschen in Li­
tauen in noch stärkerem Maße auf Unterstützung von außen angewiesen 
als die Deutschbalten in Estland und Lettland. 

Die früheste und offenbar insgesamt auch umfangreichste finanzielle 
und organisatorische Hilfe auf kulturellem Gebiet erhielten die Litauen­
deutschen durch die Abteilung IV des Auswärtigen Amtes. Schwerpunk­
te der Arbeit dieser Dienststelle waren neben der Förderung der deut­
schen Kunst und des Sports im Ausland sowie der Pflege internationaler 
wissenschaftlicher Beziehungen insbesondere auch die Fürsorge für das 
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deutsche Auslandsschulwesen293. In einem Erlaß an die deutschen Aus­
landsvertretungen erklärte Reichsaußenminister Gustav Stresemann 
1928: „Die allgemeine Gestaltung der politischen Verhältnisse, insbe­
sondere auch unser Eintritt in den Völkerbund, ermöglicht es, unsere 
Kulturpolitik im Ausland systematischer zu gestalten (...). Bei der Ver­
teilung der vorhandenen Mittel wurde davon ausgegangen, daß die 
Grundlage jeder Kulturpolitik im allgemeinen die deutsche Schule sein 
muß“294. 

Die ersten nachweisbaren Versuche, für das deutsche Schulwesen in 
Litauen Gelder des Auswärtigen Amtes zu erhalten, gab es im Juli 1920 
durch die Initiatoren der Deutschen Oberrealschule in Kaunas. Schon bei 
diesem ersten Antrag ging es nicht nur um eine als Spende verstandene 
Subvention, sondern der sich im Aufbau befindende Schulverein bat um 
Auskünfte darüber, wie sich das Reich zu der Frage einer längerfristigen 
finanziellen Unterstützung stellen würde. Nachdem das Auswärtige Amt 
durch die ersten Zahlungen seine Unterstützungsbereitschaft signalisiert 
hatte, richtete die Volkstumsorganisation fortan jährlich Haushaltsan­
schläge über die deutsche Gesandtschaft in Kaunas an Berlin. Die deut­
sche diplomatische Vertretung war nicht nur Bindeglied zwischen dem 
Auswärtigen Amt und den Deutschen in Litauen, sondern sie beeinflußte 
durch ihre Stellungnahmen zu den Gesuchen den Umfang und die Art 
der finanziellen Unterstützung ganz entscheidend. Die Mittel für die 
Errichtung der Schulgebäude, die Unterhaltskosten und auch die Lehrer­
gehälter stammten zum beträchtlichen Teil aus Mitteln des Auswärtigen 
Amtes. 

Die zweite das Deutschtum in Litauen und insbesondere die dortigen 
Schulen unterstützende Organisation war der VDA. Er war über die La­
ge der Minderheit recht gut informiert295, und über ihn flossen Zuschüs­
se für einzelne Baumaßnahmen, Schulbücher, Lehrmittel und auch Klei-
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derspenden296. Die Finanzkraft des Vereins war in den zwanziger Jahren 
wegen der Inflation in Deutschland aber nur gering. Die VDA­
Landesverbände übernahmen die Betreuung der verschiedenen deut­
schen Volksgruppen im Ausland, wobei nach Möglichkeit eine „histori­
sche oder stammesmäßige Bindung zwischen Landesverbänden und 
Außengebieten“ bestehen sollte297. Für die Deutschen in Litauen, die 
vom VDA-Landesverband Braunschweig betreut wurden, traf dieses 
nicht zu. Der dem VDA-Landesverband Braunschweig angegliederte 
Braunschweigische Landes-Lehrerverein unterstützte die Auslandsschu­
len durch die Mitgliedsbeiträge, die jeweils 10 Pfennige pro Monat aus­
machten. „Durch persönliche Fühlungnahme mit Deutschen, die in Li­
tauen wohnen und für deutsche Bildung und Erziehung wirken und 
durch Vorträge von Reichsdeutschen, die sich längere Zeit in Litauen 
aufgehalten haben, hat sich der Landesverband in Braunschweig bemüht, 
sich ein Bild von der Lage in Litauen zu machen, um wirksame Hilfe 
leisten zu können“. Bis 1928 wurden durch diese Organisation jeweils 
800 Mark an die deutschen Schulen in Skuodas und Švçkšna gezahlt298. 
Abgesehen von den finanziellen Zuschüssen und den Sachspenden un­
terstützte der VDA die deutsche Volkstumsorganisation in Litauen auch 
beratend. 

Über die vom Auswärtigen Amt kontrollierte Deutsche Stiftung als 
„entscheidendes Instrument der Deutschtumspolitik“ und als „Finanzie­
rung- und Kontaktorgan zu den deutschen Organisationen im gesamten 
europäischen Ausland“299, floß ebenfalls Geld nach Litauen. Da die 
Deutsche Stiftung dem Auswärtigen Amt für die Geheimhaltung der 
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überwiesenen Mittel eine größere Gewähr bot als der VDA300, wurde 
der Weg über diese Organisation häufiger gewählt. 

Während die oben genannten Stellen für das Deutschtum im Ausland 
tätig waren, arbeitete das DAI über die verschiedenen Volksgruppen. 
Die Bedeutung beruhte also vor allem auf seiner dokumentarischen und 
bibliographischen Arbeit. Nach dem Ersten Weltkrieg hatte das DAI ein 
Netz von Korrespondenten angelegt, das möglichst jeden Knotenpunkt 
deutscher Ansiedlung erfassen sollte. Die meist ehrenamtlich tätigen 
Vertrauenspersonen (Pastoren, Ärzte, Lehrer etc.) lieferten Berichte an 
das Archiv, das der Kern des Instituts war301. Wer die Informanten in 
Litauen waren, ist nicht bekannt. Die relativ geringe Zahl von Archivali­
en über die Litauendeutschen in den DAI-Beständen des Bundesarchivs 
läßt darauf schließen, daß diese Organisation in Litauen nur wenig prä­
sent war. 
Wegen der großen Bedeutung, die der evangelisch-lutherischen Kirche 
im Gemeinschaftsleben der Litauendeutschen zukam, muß hier auch der 
Gustav-Adolf-Verein genannt werden. Durch ihn wurden unter anderem 
die Gemeinderäume finanziert, die auch den Schulen zur Verfügung 
standen. 

Eine vor allem für den Aufbau der Deutschen Oberrealschule in Kau­
nas wichtige Organisation war der Baltische Vertrauensrat302. Diese aus 
Deutschbalten bestehende Vereinigung war im Jahre 1915 auf private 
Initiative gegründet worden und wurde 1920 in einen Verein umgewan­
delt. Der Baltische Vertrauensrat verstand sich als Interessenvertretung 
deutsch-baltischer Positionen im Reich. Finanziert wurde er durch Spen­
den, Publikationen und Gebühren für die Ausstellung von Bescheinigun­
gen. Ab Mitte der 20er Jahre erhielt die Organisation auch Zuschüsse 
des Reichsinnenministeriums. Verschiedentlich konnte der Baltische 
Vetrauensrat den deutschen Volksgruppen im Baltikum Unter­
stützungsgelder vermitteln, oder er trug durch Gutachten zur Bewilli­
gung von Geldern aus Deutschland bei. Im Zusammenhang mit der 
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„Gleichschaltung“ der Volkstumspolitik wurde der Verein im Herbst 
1940 aufgelöst. 

Der Baltische Vertrauensrat fühlte sich in erster Linie für die Deut­
schen in Estland und Lettland zuständig. Alle Aktivitäten, die diese Or­
ganisation bezüglich der Deutschen in Litauen entfaltete, gingen fast 
ausschließlich auf Silvio Broedrich zurück303. Dieser war zwar 
Vorstandsmitglied des Vereins, zog sich aber im Frühjahr 1921 aus der 
deutschbaltischen Arbeit im Reich weitgehend zurück und engagierte 
sich in Litauen. Außer über Broedrich liefen die Verbindungen zum Bal­
tischen Vertrauensrat lediglich noch über einige Lehrkräfte der Oberre­
alschule, die ebenfalls deutschbaltischer Herkunft waren. 

Über den Ostpreußischen Schulverein, der sich insbesondere in den 
20er Jahren für die deutschen Volksschulen in Litauen einsetzte, ist nur 
wenig bekannt. 

Ob auch andere Organisationen, wie z.B. der Deutsche Schutzbund, 
sich in Litauen betätigten, ist nicht bekannt. Eine kulturelle Förderung 
durch die Deutschen des Memelgebietes hat es offenbar nicht gegeben. 

Vor 1933 ging es den deutschen Organisationen, die die Aus­
landsdeutschen unterstützten, in erster Linie um rein kulturelle Ziele, 
und man vermied es, sich innenpolitisch festzulegen oder Ziele im Be­
reich der Außenpolitik zu proklamieren. Die kulturelle und wirtschaftli­
che Betreuung der einzelnen auslandsdeutschen Volksgruppen durch das 
Reich war „unter bewußten Verzicht auf bunte Propaganda und Selbst-
reklame“304 legal und vollzog sich im Rahmen des geltenden internatio­
nalen Rechts, vorwiegend basierend auf den international garantierten 
Minderheitenschutzverträgen. Sie erfolgte in vertrauensvoller Zusam­
menarbeit zwischen dem Reich und den einzelnen Volksgruppen und 
bedeutete nicht die Einmischung des Reiches in die inneren An­
gelegenheiten dieser Volksgruppen oder der Staaten, zu denen sie als 
Minderheiten gehörten, sondern war „eine Hilfe für den legalen Kampf 

Zur Person Silvio Broedrich siehe Deutsch-Baltisches Biographisches Lexikon 1710-
1965, hrsg. von W. Lenz, Wien/Köln 1970, S. 106f; Walter Bräutigam: Aufbau­
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des Auslandsdeutschtums“305. Die Deutschen konnten weiterhin als 
loyale Staatsbürger am wirtschaftlichen und politischen Leben ihrer 
Heimatstaaten teilnehmen. 

Eine sehr weitgehende finanzielle Unterstützung bedeutete eine fakti­
sche Abhängigkeit der auslandsdeutschen Organisationen von Dienst­
stellen im Deutschen Reich. Solange die Hilfe aber nicht an bestimmte 
Bedingungen geknüpft war, konnte sie bedenkenlos akzeptiert werden. 

Die Machtübernahme der Nationalsozialisten führte infolge des abso­
luten Herrschaftsanspruchs der Weltanschauung zu einem raschen Um­
bruch in der auswärtigen Kulturpolitik des Deutschen Reiches. In einem 
Gespräch mit Vertretern der Auslandsdeutschen stellte Hitler heraus, 
welche Rolle diese im nationalsozialistischen Deutschland zu spielen 
hatten: 

„Sie haben eine der wichtigsten Aufgaben übernommen. Sie sollen 
nicht nur das Deutschtum wie bisher pflegen und erhalten. Sie sollen es 
zu einer Kampftruppe schulen (...). Sie haben daher, nicht mehr jeder 
nach Gutdünken, sein Bestes zu tun, wie er es versteht, sondern auf das 
Kommando hinter ihm zu hören. Was ihm vorteilhaft zu sein scheint, 
kann von einem höheren Standpunkt aus schädlich sein. Ich verlange 
daher als erstes blinden Gehorsam von Ihnen(...). Ihr Gehorsam ist die 
Frucht des Vertrauens zu mir. Darum kann ich in unserem Kreise auch 
keine Vertreter der alten parlamentarischen Arbeit gebrauchen. Die Her­
ren haben abzutreten (...). Räumen sie nicht freiwillig den Platz, so ha­
ben Sie sie mit allen Mitteln zu beseitigen. Über die Politik der aus­
landsdeutschen Gruppen wird nicht mehr debattiert und abgestimmt, 
sondern hier wird von mir und in meiner Vertretung vom Parteigenossen 
Heß bestimmt“306. Gauleiter Bohle als Leiter der NSDAP-Auslands­
organisation erklärte auf dem Reichsparteitag in Nürnberg dazu, das 
„politische Endziel“ sei die „Schaffung der nationalsozialistischen 
Volksgemeinschaft im Auslandsdeutschtum“307. 

Während es dem VDA unter der Führung von Hans Steinacher noch 
gelang, sich von den Einflüssen des offiziellen Deutschlands freizuhalten 
und „gewissermaßen autonom“ in einem Staat zu existieren, „über den 
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se Organisation. Im Juni 1941 wurde die VoMi, unter deren Regie inzwi­
schen auch die Umsiedlung der Litauendeutschen durchgeführt worden 
war, ein Hauptamt der SS312. Als Werner Lorenz im Sommer desselben 
Jahres Präsident des VDA wurde, bedeutete das die Vollendung der 
Gleichschaltungspolitik, die nach der Beseitigung Hans Steinachers im 
Juli 1938 damit begonnen hatte, daß der Geschäftsführer des VDA, Paul 
Minke, Angehöriger der VoMi und damit Untergebener von Lorenz 
wurde313. 

Insgesamt vollzog sich der Umbruch in der auswärtigen Kulturpolitik 
jedoch nicht überall gleich schnell und gleich stark. Der Grad der ideolo­
gischen Ausrichtung auf den Nationalsozialismus richtete sich vor allem 
danach, inwiefern sich in den jeweiligen deutschen Volksgruppen ver­
antwortliche Persönlichkeiten fanden, die einer solchen ideologischen 
Anpassung aufgeschlossen gegenüberstanden oder diese sogar förderten. 
Außerdem ließen die Gesetze und Vorschriften der Länder, in denen die 
Deutschen lebten, häufig eine Ausbreitung des Nationalsozialismus nicht 
zu314. 

Eine zentrale Stelle, die die finanzielle Unterstützung der deutschen 
Einrichtungen hätte koordinieren können, gab es in Litauen nicht. Zwar 
floß der weitaus größte Teil des Geldes über den Kulturverband der 
Deutschen Litauens, es wurde aber verschiedenes auch direkt durch Zu­
schüsse aus Deutschland finanziert. Wegen der Streitigkeiten innerhalb 
der deutschen Volkstumsorganisation, auf die noch ausführlich ein­
zugehen sein wird, aber auch aufgrund der fehlenden Koordination der 
Arbeit der Stellen in Deutschland ist ein Gesamtüberblick kaum mög­
lich. Es ist davon auszugehen, daß der Anteil der aus Deutschland 
stammenden Mittel an den Gesamtkosten der Kultur- und Volkstumsar-
beit, der in Estland und Lettland bei 35-50 Prozent gelegen hatte315, in 
Litauen noch sehr viel größer war und mindestens 60-70 Prozent betra­
gen haben dürfte. Dabei machten Zuschüsse für den Bau und den Unter­
halt der Minderheitenschulen einen besonders großen Anteil aus. Wegen 
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der fehlenden Finanzkraft der Litauendeutschen konnte nur ein geringer 
Teil der Kosten für das deutsche Schulwesen durch Spenden oder Schul­
gelder selbst aufgebracht werden. Der deutsche Gesandte in Kaunas, 
Moraht, schrieb dazu 1929: „Unterhaltsträger der Schulen ist nominell 
der Kulturverband der Deutschen Litauens. In Wirklichkeit sind die 
Schulen aber bisher fast ausschließlich aus Mitteln des Auswärtigen 
Amtes unterhalten worden“316. 

Mit dem zunehmenden Litauisierungsdruck in den dreißiger Jahren 
und als Folge der nationalsozialistischen Machtübernahme sah sich der 
Kulturverband genötigt, seine Arbeit immer mehr auszuweiten, was auch 
einen Anstieg der Subventionen notwendig machte. 

Den litauischen Stellen muß klar gewesen sein, daß aus Deutschland 
Geld an die deutsche Minderheit floß. Wegen der zum Teil geheimen 
Finanzierungswege war es für die Staatsorgane aber nicht nachvollzieh­
bar, wieviel es war und für welche Zwecke es gezahlt wurde. 

Für die verschiedenen Organisationen, die die deutsche Kulturarbeit 
in Litauen förderten, ergaben sich Schwierigkeiten durch den Mangel an 
Führungspersönlichkeiten aus den eigenen Reihen der Litauendeutschen 
und auch durch die lange währenden Streitigkeiten innerhalb der Volks­
gruppe. Dieses wird in einem Schreiben der Vorsitzenden des Ostpreußi­
schen Schulvereins besonders deutlich: „Durch die geringe Zuverlässig­
keit und den geringen Weitblick der dortigen Deutschen ist es kaum 
möglich, die Unterstützungsgelder wirklich nutzbringend für das dortige 
Deutschtum zu verwenden. Der Ostpreußische Schulverein hat das 
Deutschtum in Litauen weitgehend unterstützt und sieht, nachdem wich­
tige Unterstützungsmaßnahmen infolge des Führermangels ohne den 
gewünschten Erfolge geblieben sind, einen Ausweg darin, daß eine in­
nerhalb aller persönlichen Differenzen objektive Kraft, die das Vertrauen 
aller Richtungen genießt, den deutschen Führern mit Rat und Tat zur 
Seite steht und vor allen Dingen den Nachwuchs in die richtigen Bahnen 
lenkt“317. 

Verschiedene Versuche, Personen aus Deutschland und insbesondere 
auch Deutschbalten aus Lettland in Führungspositionen zu bringen, 
schlugen aber fehl oder brachten nicht die gewünschten Ergebnisse. Da-
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Ostpreußischer Schulverein, Frau Dr. Oeckinghaus, an das AA vom 12.10.1929. 
PA R 60097. 

86 



zu schrieb der Gesandte Moraht: „Der Mangel an Anpassungsfähigkeit 
an die Psyche des hiesigen Deutschtums haben bei diesen selbst Wider­
sprüche und Parteiungen hervorgerufen und sich dabei nach außen nicht 
durchsetzen können, weil sie als landfremde Elemente dem Staatsvolk 
und seiner Regierung gegenüber Hemmungen begegneten, denen ein 
Einheimischer nicht ausgesetzt gewesen wäre“318. 

Während die Abteilung IV des Auswärtigen Amtes offenbar während 
der gesamten Zeit der litauischen Selbständigkeit Hauptunterstützer der 
deutschen Volksgruppe in Litauen war, traten die anderen Organisatio­
nen nur in bestimmten Phasen auf oder beschränkten sich auf bestimmte 
Gebiete der deutschen Minderheitsorganisation und des deutschen 
Schulwesens. So engagierten sich die Mitglieder des Baltischen Vertrau­
ensrates in erster Linie beim Aufbau der Deutschen Oberrealschule in 
Kaunas in den zwanziger Jahren, der Ostpreußische Schulverein und der 
VDA nahmen sich insbesondere der Volksschulen an, wie auch die 
Deutsche Stiftung, die sich für das höhere Schulwesen gar nicht für zu­
ständig hielt319. 

Erschwerend wirkten sich auch Differenzen zwischen den die deut­
sche Kulturarbeit in Litauen unterstützenden Organisationen aus. So 
sprach der Vertreter des VDA-Landesverbandes Braunschweig, Maskel, 
1928 von einem „völlig unfähigen Ostpreußischen Schulverein“, den der 
VDA verdrängen müsse320. Zwei Jahre später gab es aber Überlegun­
gen, dem Ostpreußischen Schulverein die gesamte Unterstützungsarbeit 
in Litauen zu übertragen321. 
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4.3.3 Aufbau und Niedergang des deutschen Schulwesens 

4.3.3.1 Die Entwicklung des deutschen Schulwesens von der 
Gründung des litauischen Staates bis zum Jahre 1926 und 
die Lage innerhalb der deutschen Volksgruppenorganisation 
Im Laufe der Jahre 1918 und 1919 übernahm der entstehende litauische 
Staat von der deutschen Verwaltung auch das Schulwesen. Wo Lehrkräf­
te vorhanden waren, ging der Unterricht weiter, wobei sich in verschie­
denen Orten Elterninitiativen oder evangelische Pastoren der deutschen 
Schulen annahmen. Auf diese Weise entstanden der „Verein deutsche 
Oberrealschule 1920 zu Kowno e.V.“ und der „Deutsche Schulverein 
Šiauliai“, die zunächst auch für die Finanzierung der Einrichtungen sorg­
ten. 

Gesetzliche Bestimmungen zur Regelung des Schulwesens gab es 
zunächst nicht. Der litauische Staat trug die Kosten für die Lehrkräfte 
und für die Räumlichkeiten, wenn mindestens 40 Schüler vorhanden 
waren. Dabei war die Unterrichtssprache unerheblich. Die deutsche di­
plomatische Vertretung stellte im Jahre 1921 fest, daß die Errichtung 
von deutschen Schulen nicht behindert werde. „Im Gegenteil, wenn z.B. 
für eine deutsche Schule sich 30 Kinder angemeldet haben, und es sich 
dann ermöglichen läßt, 10 litauische Kinder zu veranlassen, diese deut­
sche Schule zu besuchen, auch dann trägt die Regierung die Kosten“. 
Für Orte, in denen die staatlich geforderte Mindestschülerzahl nicht zu 
erreichen war, wurde die Schaffung privater Einrichtungen erwogen322. 

Im Frühjahr 1921 fand in Berlin eine Besprechung zwischen Ver­
tretern des Auswärtigen Amtes, des VDA, des Baltischen Vertrau­
ensrates und der deutschen diplomatischen Vertretung in Kaunas über 
das deutsche Schulwesens in Litauen statt. Da die „Partei der Deutschen 
Litauens“ aus den genannten Gründen nicht für den Ausbau zu einer 
umfassenden Volkstumsorganisation geeignet zu sein schien, setzte man 
seine Hoffnungen auf den „Verein deutsche Oberrealschule“, dessen 
innere Verhältnisse aber vor einer Unterstützung durch Reichsmittel 
noch zu ordnen waren323. 

Deutsche diplomatische Vertretung in einem Bericht, o.D. (1921). PA R 62703. 
Silvio Broedrich in einem Bericht zur Lage der deutschen Schulen in Litauen, o.D. 
(vermutlich Oktober 1921). PA R 62703. 
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Die Bemühungen um den Erhalt und Ausbau des deutschen Schulwesens 
stützten sich auf die am 12. Mai 1922 vom litauischen Vertreter unter­
zeichnete Minderheitendeklaration des Völkerbundes. Darin verpflichte­
te sich der litauische Staat, für das Schulwesen seiner Minderheiten zu 
sorgen, staatliche Bildungseinrichtungen entsprechend der Zahl der 
Minderheiten zu schaffen und private Minderheitenschulen zuzulassen. 

Die deutsche diplomatische Vertretung, das Auswärtige Amt, der 
VDA, die Deutsche Stiftung und der Baltische Vertrauensrat bemühten 
sich in den folgenden Jahren gemeinsam mit den deutschen Organisatio­
nen in Litauen, insbesondere mit dem „Verein deutsche Oberrealschule“, 
darum, die rechtlich zustehenden Möglichkeiten auszuschöpfen. Diese 
Initiative war dringend notwendig, denn man erkannte sehr bald, daß das 
Deutschtum „seitens der litauischen Regierung (...) keinerlei Hilfe zu 
erwarten“ habe324. Dabei sollte sich das Deutsche Reich nach Ansicht 
des Diplomaten Schönberg nur in der Aufbauphase auch finanziell enga­
gieren, später sollten die Deutschen „für sich das Recht der Autonomie 
durchsetzen und dann mit eigener Steuerveranlagung selbständig wer-
den“325. 

Ein entscheidender Schritt für die deutschen Schulen in Litauen war 
der Beschluß zur Umwandlung des „Vereins deutsche Oberrealschule“ 
in einen Schulverein für ganz Litauen auf der Generalversammlung am 
19. September 1921. Ziel dieser Maßnahme sollte die Schaffung einer 
Schulorganisation sein, „die sich in einem lebendigen Zusammenhange 
der einzelnen Glieder von der untersten Volksschule bis zum Oberbau 
unserer Schule in Kowno (d.h. der Oberrealschule - der Verf.) zu einem 
lebensfähigen Ganzen ausgestaltet, das jedem deutschgeborenen Kinde 
Litauens die deutsche Schule sichert und es dadurch unserem Kulturkrei­
se erhält, außerdem aber durch seine Ausstrahlung unseren Kulturkreis 
innerhalb der Grenzen Litauens erweitert“326. 
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Durch die Wahl des damaligen Vorsitzenden der „Partei der Deutschen 
Litauens“, Wilhelm Kruck, des weltlichen Vertreters der deutschen Kir­
chensynode, Rudolf Kinder, des geistlichen Vorsitzenden des Synoda-
lauschusses, Probst Tittelbach, und Konsul Seilers von der deutschen 
diplomatischen Vertretung gelang es, den Schulverein auf eine breite 
Basis zu stellen327, die wenigen vorhandenen Kräfte zu konzentrieren 
und so die die Arbeit behindernden Streitigkeiten zunächst einzudäm­
men. Die Hauptaufgabe des umgestalteten Schulvereins sollte es sein, 
„überall in Litauen für Eröffnung und Unterhalt der erforderlichen deut­
schen Schulen zu sorgen, Schulräume und Lehrkräfte zu beschaffen (...)“ 
und private Lehranstalten an Orten einzurichten, „wo weniger als 40 
Schulkinder zusammenkommen“328. 

Ein sichtbares Zeichen für die Zerwürfnisse innerhalb der Volksgrup­
pe war die Schaffung eines „Deutschen Schulvereins zu Kowno“ durch 
den ehemaligen Sejm-Abgeordneten und Gründer der deutschen Partei, 
Oskar von Büchler, der sehr umstritten war, da man ihn für „politisch 
unreif“ hielt und ihm „jede Organisationsgabe“ absprach329. von Büchler 
wandte sich im Juni 1922 mit einem Spendenaufruf an die Öffentlich­
keit. Er erklärte, daß sein Verein die einzige Organisation sei, die sich 
der deutschen Volksschulen angenommen habe. Damit sollte offenbar an 
dem „Verein Deutsche Oberrealschule“ Kritik geübt werden, der sich 
trotz der beabsichtigten Erweiterung seines Arbeitsfeldes auf die Errich­
tung einer höheren Schule konzentrierte330. Über den Erfolg der Spen­
denaktion ist nichts bekannt. Der Verein spielte in der Folgezeit keine 
Rolle mehr. 

Die ersten bekannten öffentlichen Klagen der Deutschen in Litauen 
über fehlende Möglichkeiten, die in der Minderheitendeklaration des 
Völkerbundes garantierten Rechte im Bereich der Schule zu verwirkli-

Dem Vorstand gehörten außerdem noch Silvio Broedrich (2. Vorsitzender) sowie die 
Herren Schultz, Snethage, Töpfer und Pluskat an. Ebd. 
Silvio Broedrich in einem Bericht zur Lage der deutschen Schulen in Litauen, o.D. 
(vermutlich Oktober 1921). PA R 62703. 
Erich Unterwald, Vertreter des Baltischen Vertrauensrates, an das AA vom 
30.5.1921. PA R 60096. 
Spendenaufruf vom Juni 1922. Unterzeichner: O. von Büchler (1. Vorsitzender), Th. 
Schoen (2. Vorsitzender), Fr. Kirschke (Kassierer). Revisionskommission: O. Freu-
tel, Fr. Hess, Frl. J. Noetzel. BA R 57 neu/1083-1. 

90 





Die von nichtstaatlicher Seite gegründeten Volksschulen erhielten eine 
Unterstützung vom Staat, wenn sie nach einem vom Kultusministerium 
bestätigten Plan errichtet wurden (§ 47). 

Die allein schon aus wirtschaftlichen Gründen notwendige Fest­
legung einer Mindestschülerzahl und auch die Pflicht, das Fach Litau­
isch zu lehren, stießen offenbar nicht auf Kritik der deutschen Minder­
heit. 

In den verstreuten ländlichen Gemeinden, vor allem in Nord- und 
Ostlitauen, war es oft unmöglich, die erforderliche Schülerzahl aus ei­
nem Ort zusammenzubringen und so die Kommune zur Einrichtung ei­
ner deutschen Volksschule zu veranlassen. Bemühungen, die erforderli­
chen Kinder aus einem größeren Umkreis zu sammeln, sie in Pensionen 
oder Internaten unterzubringen und damit den Bestimmungen zu genü­
gen, waren häufig vergeblich, da die Kommunen mit dem Hinweis dar­
auf, daß eine derartige Anstalt keine städtische Minoritätenschule sei, 
die Finanzierung verweigerten. 1922 hatte die deutsche diplomatische 
Vertretung noch vorgesehen, „überall im Lande, wo Deutsche in größe­
rer Anzahl sitzen, durch Stationierung eines Lehrers einen Kern zu 
schaffen, um den sich allmählich 40 Kinder sammeln“334. Angesichts 
der ablehnenden Haltung der örtlichen Verwaltungen mußte auch der 
Plan Broedrichs, die Landgemeinden zu Gruppen zusammenzufassen 
und dann die Einrichtung von Volksschulen zu fordern, scheitern. Broe-
drich hatte den damaligen Vorsitzenden der Partei der Deutschen Litau­
ens, Hildebrand, für diese Aufgabe gewonnen.335 Hildebrand reiste zwi­
schen Januar und Mai 1925, getarnt als Agent der Kibarter deutschen 
Genossenschaftsbank, die eine Unteragentur der staatlichen litauischen 
Versicherungsanstalt übernommen hatte336, durch Litauen und betrieb 
„Propaganda in den Landgemeinden“337. Seine Aufgabe waren es „ganz 
systematisch das ganze flache Land zu bereisen und überall alle deut­
schen Eltern aufzusuchen, zu versammeln, zu beraten, die nötigen 

Deutsche diplomatische Vertretung an das AA vom 2.3.1922. PA R 62703. 
Für diesen Zweck solllte Hildebrand ein Jahr lang eine Aufwandsentschädigung von 
monatlich 400 RM erhalten. Deutsche Gesandtschaft (Schroetter) an das AA vom 
22.12.1924. PA R 62413. 
Deutsche Gesandtschaft (Schroetter) in einem geheimen Schreiben an das AA vom 
9.2.1925. PA R 62413. 
Silvio Broedrich an das AA vom 16.7.1925. PA R 62413. 
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Schriftstücke anzufertigen und unterschreiben zu lassen und mit den 
staatlichen Stellen (Kreisschulinspektoren etc.) zu verhandeln, sowie 
durch die beiden deutschen Deputierten im Sejm und mit ihnen zusam­
men im Ministerium für die Einrichtung der erforderlichen Schulen zu 
sorgen“338. Das dafür notwendige Geld stammte vom Auswärtigen Amt 
und wurde über Broedrich nach Eydtkau überwiesen, wo Hildebrand es 
in Empfang nahm. Ende Mai stellte er allerdings seine Tätigkeit ein. Die 
Gründe dafür waren zum einen das Einschreiten der örtlichen Polizei­
stellen, die derartige Versammlungen nicht mehr duldeten, zum anderen 
war deutlich geworden, daß sich die auf dem Lande lebenden Deutschen 
nicht ohne weiteres zu einer Mitarbeit bewegen ließen339. 

In manchen Orten gelang es, den Kindern durch die Einrichtung von 
Privatschulen einen deutschen Schulunterricht zu sichern, so z.B. in 
Kaunas, Šiauliai, Panevç‡ys und Kybartai im Jahre 1924340. Diese Ein­
richtungen konnten aber häufig nur von den Kindern aus bessergestellten 
deutschen Familien besucht werden. Die allgemeine wirtschaftliche Not 
machte es unmöglich, die Mittel für die Bildung selbst aufzubringen. 
Etliche Eltern griffen allein aus wirtschaftlichen Gründen auf litauische 
Schulen zurück, obwohl im Ort auch eine deutsche Schule vorhanden 
war341. So besuchten im Jahre 1926 insgesamt 17 deutsche Kinder allein 
deshalb eine litauische Schule, weil dort keine Kosten entstanden342. In 
einigen Fällen sicherte man die öffentliche Finanzierung durch die Auf­
nahme von Kindern anderer Nationalität, vor allem von Juden343. 

Erschwerend wirkte sich die Bestimmung des Volksschulgesetzes 
aus, wonach neben einer Mindestschülerzahl von 32 auch eine Mindest-

338 
Schreiben (vermutlich Broedrichs) an das AA, o.D. PA R 62413. 

339 
Ebd. 

340 
Deutsche Gesandtschaft (Schroetter) an AA vom 22.12.1924. PA R 62413. 

341 
Kulturverband an das AA vom 3.6.1926. BAPO 61 Sti 1/ 62408. 

342 
Deutsche Gesandtschaft (Schroetter) an das AA vom 3.6.1926. PA R 62413. Die 
kostenlose Versorgung armer Schüler mit Schreibmaterial und Lehrbüchern wurde 
in § 48 des Volksschulgesetzes vom 6.10.1922 zugesichert. Rühlmann, S. 247; 
ebenso in § 50 Abs. 3 des Volksschulgesetzes vom 29.08.1936. von Türcke, S. 123. 
Ein aus Tauragç stammender Litauendeutscher teilte dem Verfasser mit, er habe ei­
ne litauische Schule besuchen müssen, weil dort die Schreibhefte kostenlos zur Ver­
fügung gestellt wurden. Schreiben vom 5.1.1985 im Besitz des Verfassers. 
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Heberle, S. 130. 
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einwohnerzahl von 500 festgelegt wurde. Häufig war nur eine der beiden 
Prämissen erfüllbar. In einem Vortrag auf dem Delegiertentag des Kul­
turverbandes am 31. Januar 1926 brachte Rudolf Kinder dieses Problem 
zur Sprache: „(...) da ist ein Dorf mit 200 Einwohnern und 32 schul­
pflichtigen Kindern - man verweigert uns die Schule! Oder aber: Es lie­
gen einige Dörfer beieinander, die zusammen wohl die erforderliche 
Einwohnerzahl aufweisen und auch genügend schulpflichtige Kinder 
haben. Sie bekommen aber keine Schule, weil die Einwohner und Kinder 
nicht aus einer Gemeinde sind“344. 

In den Jahren 1922-1925 wurde eine ganze Reihe von deutschen 
Minderheitenschulen in gemischtsprachige oder in litauische um­
gewandelt. Dieses geschah vor allem durch den vom Kultusministerium 
verfügten Einsatz von litauischen Lehrern in deutschen Schulen. Eine 
wichtige Stellung nahmen dabei auch die Kreisschulinspektoren ein. Sie 
hatten die Aufsicht über sämtliche Volkschulen in ihrem Gebiet, mußten 
Lehrereinstellungen, -entlassungen und -versetzungen bestätigen und 
konnten über die Einrichtung privater Schulen mitentscheiden345. Auch 
eigenmächtige Maßnahmen einiger Schulleiter von Minderheitenschulen 
wurden bekannt. Sie ignorierten die Erklärung der Eltern bezüglich der 
Nationalität der Kinder und nahmen diese als „Litauer“ in die Schülerli­
sten auf. Diese Maßnahme, die unter anderem die deutschen Schulen in 
Kybartai, Virbalis und Linkiai betrafen, veranlaßten den Vertreter der 
deutschen Minderheit, Rudolf Kinder, dazu, gemeinsam mit den Vertre­
tern der polnischen und der jüdischen Volksgruppe, Budzynski und Ro­
binson, eine offizielle Anfrage beim Kultusministerium einzubringen. 
Man wollte wissen, ob dem Minister die Zustände bekannt seien und 
was er zu tun gedenke, um die den Minderheiten zustehenden Rechte 
wiederherzustellen346. Das „Zunehmen chauvinistischer Strömungen 
und Auswüchse“ richtete sich nach Ansicht der deutschen Gesandtschaft 
nicht einseitig gegen das Deutschtum im Lande, sondern kennzeichnete 
sich „ganz allgemein als Fremdenfeindlichkeit, die hauptsächlich durch 

Vortrag Rudolf Kinders auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes am 31.1.1926. 
PA R 62413. 
Zu den Aufgaben der Schulinspektoren siehe die §§ 31-34 des Volksschulgesetzes 
vom 6.10.1922, Rühlmann, S. 245. 
Interpellation der Minderheiten an den Kultusminister. In: Litauische Rundschau 
vom 19.11.1925. Zeitungsausschnitt in PA R 84918. 
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den nationalen Gegensatz zu Polen und den Kampf gegen das wirtschaft­
liche Übergewicht der Juden immer neue Nahrung erhält“347. Der auf 
allen Minderheiten lastende Druck hatte dazu geführt, daß sich ihre ge­
wählten Vertreter zusammentaten und so gemeinsam ihre Rechte vertei­
digten. 

Wesentlich schwieriger wurde die Lage der Minderheitenschulen 
nach der Novellierung des Volksschulgesetzes im Mai 1925. Der Geset­
zesänderung ging eine heftige Debatte voraus, in der die im Parlament 
vorherrschenden Christlichen Demokraten348 sich dafür aussprachen, für 
alle staatlich unterstützten Volksschulen das Litauische als Unterrichts­
sprache zu fordern. Nur bei den von den Minderheiten selbst finanzierten 
Einrichtungen sollten andere Sprachen zugelassen werden. Diese Pläne 
führten zu einem Protest der im Sejm vertretenden Abgeordneten der jü­
dischen, polnischen und deutschen Minderheit, wobei der deutsche Ver­
treter Rudolf Kinder trotz der ihm angedrohten Kündigung seiner Beam­
tenstellung „eine wackere und unerschrockene Haltung“ einnahm349. 

Die einmütige Haltung der Minderheitenvertreter verfehlte ihre Wir­
kung nicht, und der Gesetzesentwurf wurde zurückgezogen. In einem 
Bericht der deutschen Gesandtschaft hieß es dazu, der führende Abge­
ordnete der Christdemokraten, Pfarrer Schmulkstys, habe „in seiner letz­
ten Sejmrede offensichtlich einen Pflock zurückgesteckt, indem er er­
klärte, die Minderheiten hätten den Entwurf falsch interpretiert und es 
bleibe den Selbstverwaltungskörpern unbenommen, die fremdsprachigen 
Minderheitenschulen weiterhin von sich aus zu unterstützen“350. 

Angenommen wurde allerdings der Vorschlag, nur Kinder zuzulas­
sen, deren Volkszugehörigkeit mit der jeweiligen Unterrichtssprache 
identisch ist351. Diese Bestimmung führte zu weiteren Schließungen 
bzw. Umwandlungen deutscher Schulen, denn bis dahin hatten auch 
etliche Kinder anderer Nationalität, insbesondere Juden, deutsche Ein­
richtungen besucht, und ohne sie war häufig die erforderliche Mindest­
zahl nicht zu erreichen. Dem Kulturverband wurde immer deutlicher, 

347 
Deutsche Gesandtschaft in Kaunas an das AA vom 18.12.1923. PA R 60096. 

348 
Rhode, S. 1070. 

349 
Deutsche Gesandtschaft an das AA vom 27.5.1925. PA R 84918. 

350 
Ebd. 

351 
Wagner, S. 120. 
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daß die Einrichtung gemischter Schulen „ein sehr willkommenes Mittel 
zum Abbau der Minderheitenschulen“ war352. 

Inzwischen hatte sich der Streit zwischen den Führern der deutschen 
Volksgruppenorganisation und den litauischen Stellen um die Schulen 
weiter verschärft, und die deutsche Gesandtschaft sprach von einem 
„schweren Kampf um die Erhaltung des Volkstums“, in dem es um die 
deutsche evangelisch-lutherische Kirche und vor allem aber auch um die 
Volksschulen gehe353. Den vorläufigen Höhepunkt in diesem Konflikt 
stellte im Jahre 1925 das Rededuell im Parlament zwischen Rudolf Kin­
der und dem Abgeordneten des Klerikalen Bauernbundes, Draugelis, 
dar. Darin erklärte Kinder, daß es in Litauen nur das Ziel gebe, alle zu l i -
tauisieren. Wenn es den Polen, Russen und Deutschen nicht geglückt sei, 
die Litauer zu entnationalisieren, so werde es den Litauern genausowe­
nig gelingen, die Deutschen zu entnationalisieren. Es sei allen bekannt, 
daß die deutsche Kultur hoch stehe. Drohend fügte Kinder hinzu: „Die 
80 Millionen Deutschen werden die 30.000 Volksgenossen in Litauen 
nicht vergessen und sie unterstützen. Dort, wo sich der Kulturherd befin­
det, werden wir unsere Kraft schöpfen“354. Draugelis erklärte daraufhin, 
daß die Zeit vorüber sei, wo „ihr (die Deutschen - der Verf.) die Litauer 
entnationalisieren und euch eurer Kultur, die eine Maschinen- und tieri­
sche Kultur ist, rühmen konntet“355. 

Streitigkeiten innerhalb der deutschen Volksgruppenorganisation be­
lasteten immer wieder die Arbeit und führten auch zu einer eher abwar­
tenden Haltung der Stellen in Deutschland, die die kulturelle Arbeit der 
Minderheit unterstützen sollten. 

Im Jahre 1924 war es vor allem ein Konflikt zwischen dem beim 
Aufbau des deutschen Schulwesens mitwirkenden Deutschbalten Silvio 
Broedrich und dem litauendeutschen Politiker Rudolf Kinder, die beide 
Vorstandsmitglieder des Vereins Deutsche Oberrealschule waren. Dieser 
Streit war nach Ansicht der deutschen Gesandtschaft nicht nur ein per-

Rudolf Kinder in einem Vortrag auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes am 
31.1.1926. PA R 62413. 
Deutsche Gesandtschaft an AA vom 27.5.1925. PA R 84918. 
Litauische Rundschau vom 2.4.1925. Wiedergegeben im Bericht der deutschen 
Gesandtschaft vom 3.4.1925. PA R 84918. 
Auszüge aus Protokollen von Parlamentssitzungen wiedergegeben bei Wagner, 
S. 119. 
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sönlicher Zwist, sondern „eine unausweichliche Auseinandersetzung 
zwischen dem sich in seiner Alleinherrschaft bedroht fühlenden, mora­
lisch und intellektuell noch auf ziemlich niedriger Stufe stehenden alt­
eingesessenen Volksteil und dem langsam wieder zur Geltung gelangen­
den gebildeten Mittelstand, der sich im wesentlichen aus Reichsdeut­
schen, Balten und Deutschrussen stützt“356. 

Kinder warf Broedrich vor, dieser habe bei der Errichtung der Ober­
realschule zu eng mit der deutschen Gesandtschaft zusammengearbeitet 
und „das hiesige Deutschtum politisch in den Augen der litauischen Re­
gierung kompromittiert“. Im März 1924 trat der von Kinder geführte 
Vorstand zurück, nachdem sich in der Generalversammlung eine Mehr­
heit für Broedrich ausgesprochen hatte. Dem war ein „Intrigenspiel“ 
vorausgegangen, das dazu führte, daß die Broedrich erteilten Vollmach­
ten zurückgezogen wurden. Daraufhin hatte dieser den Vorstand verlas­
sen, und das Gremium wurde aufgelöst. 

Bei der Neuwahl des Vereinsvorstandes konnte sich wiederum Ru­
dolf Kinder durchsetzen, was nach Meinung des deutschen Gesandten 
Seiler „eine beleidigende Undankbarkeit“ gegenüber dem von der Ge­
sandtschaft favorisierten Broedrich war357. 

Mit der Bestätigung Kinders als Vereinsvorsitzenden kühlte das Ver­
hältnis zwischen dem Schulverein und den die Volksgruppe un­
terstützenden deutschen Stellen merklich ab. Kinder hatte sich jede Un­
terstützung durch die Gesandtschaft verbeten und in einem Gespräch mit 
Vertretern der deutschen diplomatischen Vertretung erklärt, „das Reich 
möge dem hiesigen Deutschtum in Zukunft nur noch dann seine Unter­
stützung angedeihen lassen, wenn er als dessen politischer Führer aus­
drücklich darum nachsuche“358. 

Durch dieses Zurückweisen der reichsdeutschen Unterstützung erlitt 
insbesondere das deutsche Minderheitenschulwesen einen merklichen 
Rückschlag. Für den Aufbau der Oberrealschule bereits zugesagte Gel­
der wurden zurückgehalten, der Versuch, die Zuzugserlaubnis für vier 
dringend benötigte deutsche Lehrer zu erwirken, aufgegeben und der 
Gesandtschaft insgesamt eine passive Haltung vorgeschrieben. Von Sei­
ten der diplomatischen Vertretung war man erst wieder bereit, sich zu 

Deutsche Gesandtschaft (Olshausen) an AA vom 25.3.1924. PA R 62703. 
Deutsche Gesandtschaft (Seiler) an AA vom 3.5.1924. PA R 62703. 
Deutsche Gesandtschaft (Seiler) an AA vom 13.5.1924. PA R 62703. 
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engagieren, wenn das Vertrauensverhältnis zum Verein Deutsche Ober­
realschule wiederhergestellt wird359. 

Daß ohne eine finanzielle Unterstützung aus Deutschland die kultu­
relle Arbeit der deutschen Volksgruppenorganisation kaum möglich war, 
wurde auch Kinder sehr bald klar. Im Juli 1924 sprach er unter Umge­
hung der deutschen Gesandtschaft direkt beim Auswärtigen Amt in Ber­
lin vor und fragte, warum der Schulverein keine Beihilfen aus Deutsch­
land mehr erhalte. Er erklärte, er wolle „mit allen Kreisen der Deutschen 
in Litauen weiterhin freundlich und verständnisvoll zusammenarbeiten“, 
bat aber darum, „den Broedrich-Freunden einen Wink zu geben, sich 
zurückzuhalten“360. Das Auswärtige Amt war jedoch nicht bereit, sich in 
die inneren Angelegenheiten des deutschen Schulvereins einzumischen 
und ausgerechnet für den Kritiker des Engagements der reichsdeutschen 
Stellen Partei zu ergreifen361. 

Während Kinders Position in der Partei der Deutschen Litauens362 

und im Konsistorium der evangelisch-lutherischen Kirche im Laufe des 
Jahres deutlich schwächer geworden war363, hatte er im Schulverein 
nach wie vor starken Rückhalt. Dieses wurde bei dem Versuch, die Ver­
einssatzung zu ändern, besonders deutlich. Eine Korrektur war notwen­
dig geworden, nachdem man erkannt hatte, daß der Paragraph über die 
notwendige Anzahl stimmberechtigter Mitglieder so ungünstig abgefaßt 
war, daß eine satzungsgemäß beschlußfähige Versammlung überhaupt 
nicht zusammengebracht werden konnte. Außerdem wollte man den 
Absatz, der besagte, daß das Vermögen des Vereins bei dessen Auflö­
sung an den litauischen Staat fallen sollte, ändern. Ein Satzungsentwurf 
wurde im Sommer 1924 bei den litauischen Behörden eingereicht. Er sah 
die Umwandlung des Schulvereins in einen Kulturverein vor, wobei in 
Kauf genommen wurde, daß das Bildungsministerium die Bestätigung 
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Ebd. 
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Im März 1925 erlitt Kinder auf dem Delegiertentag der Partei eine schwere Nieder­
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von dem Ausschluß von Ausländern aus dem Verein abhängig mach-
te364. Auf der Generalversammlung am 18. Oktober 1924 gelang es 
Kinder, eine Mehrheit für die Satzungsänderung zu erreichen. 

Angesichts der Tatsache, daß der Aufbau des Schulvereins ganz we­
sentlich auch dem Engagement von Reichsdeutschen und Deutschbalten 
zu verdanken war, löste der Beschluß heftigen Protest aus. Reichsdeut­
sche schlossen sich mit dem Ziel, von der deutschen Regierung das Ende 
jeder weiteren Unterstützung zu verlangen, zusammen. 

Daß Kinder diese entscheidende Satzungsänderung akzeptierte, 
nachdem er kurz zuvor beim Auswärtigen Amt noch ein Unterstüt­
zungsgesuch für die deutschen Schulen gestellt hatte, erstaunte auch die 
Gesandtschaft. Eine schon in Aussicht gestellte Beihilfe in Höhe von 
23.807,23 Lit wurde nicht ausgezahlt. Außerdem stellte die diplomati­
sche Vertretung Überlegungen an, die finanzielle Lage des Vereins 
durch die Einstellung der Unterstützungszahlungen so zu verschlechtern, 
daß dieser die Mitgliedsbeiträge drastisch erhöhen mußte. Dadurch sollte 
erreicht werden, „daß den der Gesandtschaft nahestehenden Kreisen 
damit die Möglichkeit gegeben wird, Kinder seine proletarische Ge­
folgschaft mit dem Argument, daß er ihre Belastung verschuldet habe, 
abspenstig zu machen“. Der Schulvereinsvorsitzende wurde von der 
Gesandtschaft als „Schädling des Deutschtums“ bezeichnet. Einerseits 
schien es geboten, „ihn zu beseitigen“, andererseits befürchtete man aber 
auch, Kinder durch „allzuscharfes Vorgehen in eine dem Deutschtum 
gefahrbringende Opposition und Sezession“ zu treiben365. 

Insgesamt hatte der Konflikt innerhalb des Schulvereins, der im Lau­
fe der kommenden Monate durch eine gemäßigtere Haltung Kinders -
dieser hatte sich nach Ansicht der Gesandtschaft „vom Saulus zum Pau­
lus bekehrt“366 - und die Vermittlung des Direktors der Oberrealschule, 
Johannes Strauch, zum Teil beigelegt wurde, auch dem deutschen 
Schulwesen geschadet. Zum einen war der Vereinsvorstand in dieser 
Zeit kaum arbeitsfähig, zum anderen wuchs das Mißtrauen der deut­
schen Stellen gegenüber der Volksgruppenorganisation. 

Ein wichtiger Schritt auf dem Wege zu einer Einigung innerhalb des 
Kulturverbands wurde auf dem Delegiertentag am 31. Januar 1926 ge-

364 
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tan. Hier waren erstmals die Vertreter der in Kçdainiai, Virbalis-
Kybarten, Skuodas und Šiauliai neugegründeten Ortsgruppen als stimm­
berechtigte Mitglieder anwesend. In den neuen Vereinsvorstand wurde 
Kinder nicht mehr gewählt. Das Gremium setzte sich jetzt aus Rechts­
anwalt Baumgärtel, Probst Tittelbach, Direktor Lange, Direktor Strauch, 
Baron Bistram und Herr Balbach zusammen. Auf der Konstituierenden 
Sitzung des neuen Vorstandes erhielt Baumgärtel, der sich auf dem De­
legiertentag für die Ausweitung des Schulvereins zu einem alle Bereiche 
umfassenden „Deutschtumsverein“ ausgesprochen hatte, die meisten 
Stimmen und wurde Vorsitzender des Kulturverbandes367. 

4.3.3.2 Die Lage der Deutschen in Litauen nach der Parlaments­
wahl 1926 und das deutsche Schulwesen 
Die Parlamentswahl im Mai 1926 brachte den bisher herrschenden 
Christdemokraten eine schwere Niederlage, führte aber auch nicht zu 
einer Regierungsmehrheit der Opposition, die aus Volkssozialisten und 
Sozialdemokraten bestand und zusammen 37 der insgesamt 85 Sitze 
errang. Die Mitte-Links-Koalition war auf die Unterstützung der Min­
derheiten angewiesen, wobei vor allem die Polen (vier Abgeordnete) und 
die Juden (drei Abgeordnete) eine wichtige Rolle spielten. Die Partei der 
Deutschen Litauens konnte nach einem starken Stimmenrückgang nur 
noch einen Parlamentarier stellen368. 

In einem Bericht der Gesandtschaft zu den Mehrheitsverhältnissen im 
Sejm hieß es: „Diese günstige Konstellation haben die Minderheiten 
natürlich ausgenutzt und ihre Unterstützung von einer Anzahl von Forde­
rungen abhängig gemacht, unter denen mit in erster Reihe die Erfüllung 
ihrer kulturellen Forderungen steht. Diese Forderungen sind von der 
Regierungspartei im Grunde angenommen, so daß sich für die deutsche 
Minderheit in Litauen erfreulicherweise günstigere Ausblicke für die 
Zukunft eröffnen. Die Minderheiten wollen nun bei der jetzigen parla­
mentarischen Lage, dessen Dauer nicht zu übersehen ist, möglichst bald 
zur Verwirklichung dieses Zieles gelangen und sind daher bereit, sich 
mit der Durchführung ihrer Forderungen auf dem Verordnungswege zu 
begnügen, wenn ihr Wunsch nach gesetzlicher Regelung einen derarti-

H. Katterfeld in einem Bericht über den Delegiertentag des Kulturverbandes am 
31.1.1926. PA R 62413. 
Hellmann: Grundzüge, S. 151; Rhode, S. 1073f. 
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gen Widerstand finden sollte, daß ihr Zusammengehen mit der Parla­
mentsmehrheit dadurch in Frage gestellt werden sollte. Um die Gefahr 
zu verringern, daß etwa eine künftige andere Regierungskoalition die 
erreichten kulturellen Errungenschaften wieder mit einem Federstrich 
beseitigt, ist geplant, unverzüglich die erforderlichen Einrichtungen und 
Organisationen ins Leben zu rufen (...). Es steht also eine sehr bedeut­
same Aufbauarbeit bevor, an der sich auch die Gesandtschaft nach Kräf­
ten - nach außen hin mit der gebotenen Zurückhaltung - beteiligen 
wird“369. Indessen plante auch das litauische Kultusministerium unter 
dem neuen Minister Èepinskis die Bereitstellung größerer Mittel für die 
Schulen. Man wollte das „alte russische Schulwesen auf eine höhere 
Stufe“ stellen und vor allem die Lehrerausbildung verbessern370. 

Die Veränderungen der politischen Lage führten insbesondere auch 
beim Kulturverband zu neuen Hoffnungen, wobei es insbesondere um 
die Stabilisierung und den Ausbau des deutschen Schulwesens ging: „Es 
kann (...) damit gerechnet werden, daß einem Auf- und Ausbau des deut­
schen Schulnetzes im Augenblick weniger formelle Schwierigkeiten von 
seiten der litauischen Regierung würden bereitet werden als früher, daß 
Lehrerbestätigungen, Genehmigungen zu Schulgründungen, zur Errich­
tung des Seminars jetzt erteilt werden würden, wenn auch für den An­
fang nicht gleich auf eine energische finanzielle Unterstützung des Staa­
tes gezählt werden darf“371. Der damalige Vorsitzende des Kul­
turverbandes, Baumgärtel, sah „eine gewisse Sicherheit für eine 
unbehelligte Entwicklung“ des Minderheitenschulwesens372. 

Die Volkstumsorganisation, die alle deutschen Stellen dazu auf­
forderte, die sich aus den Mehrheitsverhältnissen im Parlament ergeben­
den Möglichkeiten auszuschöpfen, plante die Einrichtung von zehn neu­
en Volksschulen, einer Fachschule für Handwerk und Technik und au­
ßerdem den Ausbau der bestehenden Einrichtungen. Nach Ansicht des 
Kulturverbandes handelte es sich um „Minimalzahlen“, die angesichts 
des Mangels an zur Verfügung stehenden Lehrern nicht höher angesetzt 

Deutsche Gesandtschaft (Schroetter) an AA vom 15.6.1926. PA R 60096. 
Deutsche Gesandtschaft an das AA vom 5.8.1926. PA R 84955. 
Schreiben des Kulturverbands an das AA vom 3.6.1926. PA R 62413. 
Baumgärtel in den Erläuterungen zum Kostenvoranschlag für die Jahre 1926/1927, 
o.D. PA R 62413. 
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wurden373. Um die Arbeit der Volksgruppenorganisation effektiver ma­
chen zu können, plante man, zwei Ausschüsse zu bilden, wobei der erste 
nur für die Oberrealschule zuständig sein sollte, während sich der zweite 
des Volksschulwesens annahm374. Die für die Verwirklichung der Pläne 
erforderlichen Zuschüsse aus Deutschland betrugen insgesamt 318.156 
Lit375. Dieses sollte aber offenbar erst der Anfang sein, denn Kinder 
hatte auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes ein Fehl von 77 deut­
schen Schulen und 80 Lehrern errechnet376. 

Auf Anregung Baumgärtels wurde der deutschbaltische Schulrat 
Demme als Berater bei der Neuorganisation des deutschen Schulwesens 
hinzugezogen377. Demme, der in Lettland maßgeblich am Aufbau des 
dortigen deutschen Bildungswesens beteiligt gewesen war378, suchte am 
18. August 1926 den litauischen Kultusminister auf und bat um die Er­
laubnis, die Schulen, die von Kindern deutscher Nationalität besucht 
werden, besichtigen zu dürfen. Dabei wollte er auch prüfen, inwiefern 
die Unterrichtssprache der Nationalität der Schüler entspreche. Die Ge­
nehmigung wurde zwar verweigert, wobei der Minister erklärte, daß er 
die Erlaubnis von sich aus gern geben würde, „einzelne litauische Zei­
tungen sich jedoch darüber aufregen würden, daß ein Ausländer sich in 
das litauische Schulwesen hineinmische“ und er deshalb davon absehen 
müsse. Demme gelang es aber, prüfen zu lassen, ob die Stelle eines aus­
schließlich für die Schulen der Minderheit zuständigen deutschen Schul­
inspektors geschaffen werden könnte. Gegen den Vorschlag Demmes, 

373 
Ebd. 

374 
Der Gedanke, den Hauptvorstand des Kulturverbandes auf diese Weise umzustruktu­
rieren, entstand offenbar innerhalb der Ortsgruppe Šiauliai. Eine Verwirklichung 
der Pläne hätte eine deutliche Verlagerung der Kulturverbandsarbeit von Kaunas 
nach Šiauliai bedeutet, denn von dort aus sollten alle deutschen Volks- und Mittel­
schulen des Landes betreut werden. Denkschrift des Kulturverbandes der Deutschen 
Litauens zu Schaulen, o.D. BAPO 61 Sti1/62408. 

375 
Schreiben des Kulturverbands an das AA vom 3.6.1926. PA R 62413. 
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Rudolf Kinder auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes am 31.1.1926. 
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tarische Tätigkeit der deutschbaltischen Parteien in Lettland und Estland. Bonn 
1976, S. 83-85. 

102 



diesen Schulinspektor aus Mitteln des Kulturverbandes zu bezahlen, 
hatte der Minister „keine Bedenken“379. 

Die Befürchtung der deutschen Gesandtschaft und des Kulturver­
bandes, die für die Entwicklung des Minderheitenschulwesens günstigen 
Mehrheitsverhältnisse im Parlament könnten nicht lange anhalten, be­
wahrheiteten sich schon bald. In der Nacht zum 17. Dezember 1926 
führten Armeeoffiziere und Vertreter der „Tautininkai“ („Völkischen“) 
einen Staatsstreich durch, besetzten das Parlament, erklärten die Regie­
rung für abgesetzt und erklärten Antanas Smetona zum Staatspräsiden­
ten und Augustinas Voldemaras zum Ministerpräsidenten, der aus 
Christdemokraten und Tautininkai eine neue Regierung bildete380. Die 
Verfassung wurde faktisch außer Kraft gesetzt und der Kriegszustand er­
klärt. Am 12. Juni 1927 folgte ein Staatstreich des Präsidenten Smetona. 
Er löste das Parlament auf, ohne aber die laut Verfassung vorgesehenen 
Neuwahlen auszuschreiben und regierte neun Jahre lang ohne Volksver­
tretung. Ihm oblag die gesetzgebende Gewalt, und der Kriegszustand 
ermöglichte es, eine diktatorische Regierung zu führen381. 

Der Ausbau des deutschen Minderheitenschulwesens wurde im Jahre 
1926 noch begonnen, konnte aber nicht in dem vom Kulturverband ge­
planten Umfange durchgeführt werden. Insgesamt entstanden in der 
Zeit, in der die Mitte-Links-Koalition die Parlamentsherrschaft hatte, nur 
sieben neue deutsche Volksschulen. 

Der Grund für diese geringe Zahl ist weniger in den Schwierigkeiten 
mit den litauischen Genehmigungsbehörden zu suchen, sondern eher im 
Fehlen entsprechender finanzieller Mittel. Die anderen in Litauen leben­
den nationalen Minderheiten konnten in dieser Zeit ihr Schulnetz zum 
Teil beträchtlich ausbauen. So erhöhte sich die Zahl der jüdischen Schu-

Aufzeichnungen Demmes über den Besuch beim Kultusminister am 18.8.1926. 
BA R 69/110. 
Manfred Hellmann: Der Staatsstreich von 1926 in Litauen. Verlauf und Hinter­
gründe. In: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas, 28/1980, S. 220-242; ders.: Li­
tauen zwischen Demokratie und autoritärer Staatsform. In: Die Krise des Parlamen­
tarismus in Ostmitteleuropa zwischen den beiden Weltkriegen. 1967, S. 156-167; 
Gerutis: Independent Lithuania, S. 219-223. 
Rhode, S. 1074; Hellmann: Grundzüge, S. 154f. 
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len zwischen dem 1. Januar 1926 und dem 1. Januar 1927 von 112 auf 
135 und der polnischen sogar von 24 auf 91382 . 

Da der Kulturverband inzwischen erkannt hatte, daß der Plan, eine 
Fachschule zu errichten, nicht zu realisieren war, hatte er seinen Kosten­
voranschlag vom Jahre 1926 revidiert. Statt der seinerzeit in Aussicht 
genommenen 318.156 Lit wurden nunmehr 271.500 Lit benötigt. Aber 
auch dieser Betrag sollte nach Ansicht des deutschen Gesandten Mo-
raht383 nicht aus Reichsmitteln aufgebracht werden, da „eine Stärkung 
und Festigung des in sich wenig konsolidierten Deutschtums Litauens 
(...) nur in langsamem Tempo“ erfolgen könne. Moraht hielt die geplante 
Gründung von sechs neuen Schulen für „völlig verfehlt“ und erhoffte, 
durch die Nichtbewilligung der Gesamtsumme auch eine erzieherische 
Wirkung zu erreichen: „Das hiesige Deutschtum (...) kann nur dadurch 
zu einem kulturellen Außenposten des Reiches werden, daß es sich auf 
seine eigenen Kräfte zu besinnen lernt und sich demgemäß jedenfalls bis 
zu einem gewissen Grade selbst erhält (...). Daß man einfach die Hände 
in den Schoß legt und alles der Subventionierung aus dem Reiche über­
läßt, ist meiner Ansicht nach ein unmöglicher Zustand“. Moraht schlug 
vor, dem Kulturverband 60.000 RM zu bewilligen, den Rest sollten die 
Deutschen in Litauen selbst aufbringen384. 

An eine Ausweitung des deutschen Schulwesens war nach den poli­
tischen Umwälzungen der Jahre 1926 und 1927 nicht mehr zu denken. 
Es kehrte für die Minderheiten nicht nur die Situation zurück, die vor der 
Wahl im Mai 1926 geherrscht hatte, sondern die jetzt regierenden Tauti-
ninkai bemühten sich ganz unverkennbar darum, die nationalen Minder­
heiten im Staatsvolk aufgehen zu lassen, nicht zuletzt durch eine „Ein­
engung und fast völlige Einschnürung des Minderheitenschulwe-
sens“385. 

382 
Kaubrys: Schulen der nationalen Minderheiten, S. 409 (Tabelle). 
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Hans Ludwig Moraht war seit Juli 1926 deutscher Gesandter in Kaunas. 
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4.3.3.2.1 Das zentrale Problem: Die Paßfrage 
Von größerer Tragweite als die Angaben bei der Volkszählung waren die 
Eintragungen in den Pässen. Nach einer Bestimmung vom 20. Januar 
1920 mußte jeder Bürger Litauens, der mindestens 17 Jahre alt war, ei­
nen von der Stadt- oder Amtsverwaltung ausgestellten Inlandspaß haben. 
Hier gab es Rubriken für „Glaubensbekenntnis“ und „Volks-
zugehörigkeit“, wogegen die Staatsangehörigkeit durch das litauische 
Staatswappen auf dem Deckel dokumentiert wurde. 

Ähnlich wie bei der Volkszählung verstanden viele die Unterschiede 
zwischen den Begriffen nicht, vielfach verleiteten die Schreiber sie auch 
zu falschen Angaben. Man ging davon aus, daß, „wer in Litauen lebe, 
auch Litauer sein müsse“386, und es kam auch zu kuriosen Dokumenten, 
in denen als Glaubensbekenntnis "deutsch" oder als Volkszugehörigkeit 
„evangelisch“ vermerkt war. Die nichtlitauischen Vor- und Familienna­
men wurden nach den phonetischen litauischen Regeln eingetragen, 
wobei die Namen entsprechende Endungen erhielten oder zum Teil auch 
übersetzt wurden387. 

Von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung des Minderhei­
tenschulwesens war die Änderung des Volksschulgesetzes am 6. August 
1927. In einem Schreiben an die Volksschulinspektoren gab das Kultus­
ministerium bekannt, daß die Väter oder Vormünder, die ihre Kinder 
zum Lernen in die von nationalen Minderheiten unterhaltenen Volks­
schulen geben, dem Schulleiter einen Nachweis über ihre Nationalität 
vorzuweisen hätten. Dieser mußte mit den persönlichen Dokumenten der 
Person übereinstimmen. Die Unterlagen seien in den Kanzleien der 
Schulen zu Kontrollzwecken bereitzuhalten388. Diese Bestimmung, die 
sich eigentlich nur auf die von den Minderheiten finanzierten Schulen 
bezogen hatte, wurde auch auf die staatlichen Minderheitenschulen an-
gewendet389. 

Mit den „persönlichen Dokumenten“ waren die Inlandspässe ge­
meint, und erst jetzt wurde vielen die Tragweite der falschen Eintragun-

386 
Das Zentralproblem der Deutschen Litauens: Die Paßfrage. In: Baltische Monatshef­
te, Februar 1934. 
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Wagner, S. 144. 
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Übersetzung des Schreibens des Kultusministers an die Volksschulinspektoren 
Nr. 10112, vom 6.8.1927. PA R 84956. 

389 
Sturm: Der Kampf, S. 528. 105 



gen deutlich. Auch viele Deutsche bemühten sich in der Folgezeit dar­
um, die Angabe „Nationalität: Litauisch“ korrigieren zu lassen. Dabei 
war es für die Angehörigen der deutschen Minderheit häufig sehr 
schwierig, ihre Volkszugehörigkeit nachzuweisen. Die Kirchengemein­
den konnten nur die Religionszugehörigkeit bescheinigen, und selbst wer 
sich an Stellen in Deutschland wandte, konnte meist nur kirchliche Pa­
piere erhalten, die allein über die Konfessionszugehörigkeit Auskunft ga-
ben390. 
Am 14. August 1926 verschickte das Innenministerium über die Bürger­
schutzdepartements ein Rundschreiben an die Kreischefs, in dem festge­
legt wurde, daß die Volkszugehörigkeit nicht zwangsweise festgestellt 
werden könne und jede Person das Recht habe, selbst zu entscheiden, 
welche seine Volkszugehörigkeit sei. „Wenn jemand darum bäte, im Paß 
die Volkszugehörigkeit zu ändern, seien keine Hindernisse zu ma-
chen“391. In der Praxis war es aber schon recht schwierig, bei den Be­
hörden entsprechende Korrekturen durchzusetzen. 

Im darauf folgenden Jahr wurden zu dieser Frage weitere Bestim­
mungen bekanntgegeben. Während eine Anweisung vom 21.9.1927 das 
Schreiben aus dem Vorjahr praktisch außer Kraft setzte und neue In­
struktionen ankündigte392, stand nach dem Rundschreiben vom 12. Ok­
tober 1927 die freie Entscheidung, welcher Nationalität man angehöre, 
nur dem zu, der zum ersten Mal einen Paß erhält. Bei einem verlorenge­
gangenen Ausweis waren die Angaben aus dem alten Dokument zu 
übernehmen393. 

Lehrer und Leiter der privaten Minderheitenschulen, die laut Gesetz 
nicht unbedingt litauische Bürger zu sein hatten, erhielten unter der Re­
gierung der Tautininkai keine Bestätigung, wenn sie nicht Litauer waren. 

Die neuen litauischen Schulgesetze und die Lage der nationalen Volksgruppen., o.D. 
(1936). BA R 69/110. 
Übersetzung des Schreibens der Bürgerschutzdepartements an die Kreischefs vom 
14.8.1926. PA R 84956. 
Übersetzung des Schreibens des Innenministers an die Kreischefs Nr. 19574, vom 
21.9.1927. PA R 84956. 
Übersetzung des Schreibens des Innenministers über den Kreischef von Kedainiai an 
alle Gemeinde- und Stadtverwaltungen Nr. 4863/26 vom 12.10.1927. 

PA R 84956. 

106 



Damit war eine Beschäftigung von reichsdeutschen Lehrern unmög-
lich394. 

Inzwischen war auch bekannt geworden, daß Eltern, die sich mit Ge­
suchen um Anerkennung als Deutsche an die litauischen Behörden 
wandten, Schwierigkeiten bekamen oder auch kurzzeitig inhaftiert wur-
den395. Viele ließen sich davon einschüchtern und verzichteten auf ent­
sprechende Anträge396. So war zum Beispiel 1933 in Jurbarkas das 
Gerücht entstanden, daß alle, die um eine Registrierung als Deutsche 
ersuchten, „nach Hause geschickt“, das heißt ausgewiesen werden wür-
den397. 

In vielen Fällen verzichteten die Eltern von sich aus auf eine Kontro­
verse mit den litauischen Behörden und schickten ihre Kinder auf litaui­
sche Staatsschulen. Dieses vor allem dann, wenn man aus beruflichen 
Gründen auf Kontakte mit litauischen Stellen angewiesen war. So erklär­
te eine Litauendeutsche, daß ihre Eltern auf Versuche, die Paßeintragung 
zu korrigieren, verzichtet hätten, weil man ansonsten Schwierigkeiten 
für den Familienbetrieb (Export von Pferden) befürchtete398. 

Da eine Korrektur der Paßeintragungen nicht möglich erschien, be­
mühte sich eine Reihe von Eltern um die besondere Bestätigungen ihrer 
deutschen Volkszugehörigkeit399. Das war aber aus den genannten 
Gründen nur schwer möglich. Die Behörden erkannten diese Unterlagen 
nicht an, und Verwaltungsbeamte, die sie ausgestellt hatten, wurden von 
vorgesetzten Stellen gemaßregelt400, so z. B der Bürgermeister von Vir-

Deutsche Gesandtschaft in Kaunas (Freundt) an das AA vom 4.11.1927. 
PA R 84955. 
"Zur Lage der deutschen Volksschule in Litauen". Anlage zum Bericht der Gesandt­
schaft vom 18.1.1929. PA R 60097. 
Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an AA vom 18.1.1929. PA R 60097. 
DN vom 12.8.1933. 
Schreiben von Frau Lydia Januszis-Krebs an den Verfasser vom 28.8.1985. 
Oberpräsident der Provinz Ostpreußen in einem Bericht über das deutsche Minder­
heitsschulwesen in Litauen vom 7.10.1927. PA R 60097. 
Preuß. Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung an das AA vom 7.5.1929. 
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balis, der seinen Bürgern die deutsche Nationalität bescheinigt hatte und 
sich dabei auf die vorgelegten Geburtsurkunden berief401. 

Nach einer Berechnung des Kulturverbandes vom Oktober 1929 hät­
ten die Deutschen in Litauen bei einer durchschnittlichen Stärke von 46 
Schülern pro Klasse einen Anspruch auf 40 einklassige Volksschulen. 
Legt man die tatsächliche Zahl der Deutschen zugrunde und nicht die im 
Jahre 1923 geschätzte, so wäre die Zahl der zu fordernden Schulen noch 
beträchtlich größer gewesen. Tatsächlich bestanden zu diesem Zeitpunkt 
nur 15 deutsche Volksschulen, von denen zudem noch sieben eher als 
gemischtsprachige anzusehen waren402. 

Versuche, die Schließung bzw. Umwandlung staatlicher deutscher 
Schulen durch die Eröffnung von Privatschulen des Kulturverbandes 
auszugleichen, schlugen häufig fehl, da auch hier eine Mindest-
schülerzahl von 32 und eine Mindesteinwohnerzahl von 500 zugrundege­
legt wurden. Diese Forderungen hatten ursprünglich nur bei der Einrich­
tung von staatlichen oder kommunalen Volksschulen gegolten403. 

Verschiedentlich wurde versucht, Eltern, die sich zwecks Neu­
gründung von Schulen mit Namenslisten an die Behörden wandten, ein­
zuschüchtern. So verlangte man z.B. im Kreis Šakiai eine notarielle Ver­
pflichtung, den Lehrer zu bezahlen und alle Ausgaben zu tragen, die mit 
der Volksschule verbunden waren404. 

Am 14. April 1931 richtete der Kulturverband ein Schreiben an das 
Ministerkabinett, in dem die falschen Paßeintragungen als Hauptgrund 
für den Zerfall des deutschen Volksschulwesens genannt wurde. Um die 
Problematik und die Unsinnigkeit der Bestimmungen zu verdeutlichen, 
wurden konkrete Fälle angeführt405. Diese Beschwerde war aber ebenso 
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erfolglos wie die zwei Jahre später eingebrachte Denkschrift, in der der 
Nachweis erbracht wurde, daß bei der Eintragung der Volkszugehörig­
keit gravierende Fehler gemacht wurden. 

Daraufhin erklärte das Innenministerium zwar, daß jeder Bürger, der 
mit den Angaben in seinem Paß nicht einverstanden sei, eine Abände­
rung beantragen könne und bei einer Ablehnung des Antrages ein Wi­
derspruchsrecht zustehe406, diese Bestimmung änderte jedoch in der 
Praxis nur wenig und warf überdies noch die Frage auf, welche Dienst­
stelle die Korrektur vornehmen solle. Antragsteller, die sich auf Anraten 
des Bildungsministeriums an das Innenministerium gewandt hatten, 
wurden dort mit dem Hinweis, die Sache sei eine Angelegenheit der 
Kreisbehörden, abgewiesen. Die Kreischefs wiederum verwiesen an das 
Innenministerium407. 

In einem Bericht über den Besuch bei litauischen Ministern hieß es: 
Der Bildungsminister „gab selbst zu, daß das jetzt bestehende Schulge­
setz wohl anfechtbar wäre, aber er selbst müsse nach den Bestimmungen 
des Gesetzes handeln“ und erklärte weiter, daß Paßänderungen „nicht zu 
seinem Gebiet gehören und verwies die Abordnung auf das Innenmini­
sterium. Die Erklärung der Eltern bei der Einschulung der Kinder könne 
nicht berücksichtigt werden, da so etwas im Schulgesetz nicht vorgese­
hen ist. Eine gleichzeitig erfolgte Vorstellung beim Innenminister hatte 
das Ergebnis, daß dieser es nicht begreifen wollte, daß die falschen Paß­
eintragungen mit der Schließung der Schulen im engsten Zusammen­
hang stehen, und eine Aussprache mit dem Bildungsminister vorschlug. 
Im übrigen verschanzte sich auch dieser hinter Gesetzesbestimmungen 
und Formalitäten. Ohne greifbaren Erfolg ihrer Vorstellungen mußten 
sich die deutschen Vertreter allein mit der Zusicherung, daß eine behörd­
liche Untersuchung die Schulschließungen noch einmal prüfen soll, zu­
frieden geben“408. Auch ein Besuch beim litauischen Staatspräsidenten 

verbandes an das Ministerkabinett vom 14.4.1931. PA R 60097. Weitere Fälle wur­
den in einem Schreiben des Kulturverbandes an die litauische Regierung vom 
22.2.1933 angeführt. PA R 84956. 

406 
Der Innenminister antwortete auf das Memorandum vom 15.2.1933 am 16.3.1933. 
DN vom 22.4.1933. 

407 
Wagner, S. 144f. 

408 
Schwere Übergriffe auf das deutsche Schulwesen. Bericht aus dem Jahre 1933. BA 
R 69/110. Die DN berichteten am 19.8.1933 von dem Besuch einer Delegation des 109 



brachte kein konkretes Ergebnis. Gegenüber dem Geschäftsführer des 
Kulturverbandes, Richard Kossmann, erklärte Antanas Smetona, „die 
Eintragung der Nationalität in den Pässen sei wohl nicht immer ein­
wandfrei, aber man müsse sich immerhin daran halten, da das Eintragen 
der Nationalität in Litauen bereits zur Tradition geworden sei“. Die Be­
hörden sollten aber beim Schulbesuch die Paßeintragungen der Eltern 
„nicht so genau nehmen“409. 

Nach Schätzungen der deutschen Gesandtschaft besuchten im Jahre 
1929 etwa die Hälfte der deutschen Kinder entweder litauische Schulen 
oder nahmen an gar keinem Unterricht teil. Die wenigen deutschen 
Schulen waren mit durchschnittlich 54 Kindern, die meist nur von einer 
Lehrkraft unterrichtet wurden, überfüllt.410 

Die rechtlichen Bestimmungen änderte man aber auch in der Fol­
gezeit nicht zugunsten der Minderheiten. So wurden bei der Einführung 
der neuen Paßvordrucke im Jahre 1933 die alten Angaben übernommen, 
und 1936 ergab sich sogar noch eine Verschärfung, weil von nun an bei­
de Elternteile ihre deutsche Volkszugehörigkeit durch Pässe nachweisen 
mußten411. Bis dahin war bei der Einschulung der Kinder allein die Na­
tionalität des Vaters maßgebend gewesen. 

Bei kollektiven Anträgen wurde geantwortet, man habe sich einzeln 
an die Behörden zu wenden412. Der Kulturverband reichte auch später 
noch entsprechende Gesuche geschlossen ein. Dabei zeigt die große Zahl 
von Anträgen, daß es sich keineswegs um Einzelfälle handelte. Im Jahre 
1939 leitete die Volkstumsorganisation insgesamt 2.499 entsprechende 
Eingaben von Deutschen, die in ihren Pässen als Litauer bezeichnet 

Kulturverbandes beim Innen- und beim Kultusminster. Konkrete Zusagen wurden 
auch dort nicht gegeben. 
Bericht Richard Kossmanns über einen Besuch beim litauischen Staatspräsidenten 
am 16.10.1933. PA Kult VI-A, Akten betr. Förderung des Deutschtums in Litauen, 
Bde. 1-4. 
Anlage zum Bericht der Gesandtschaft vom 18.1.1929. PA R 62413. 
Die neuen litauischen Schulgesetze und die Lage der nationalen Volksgruppen, o.D. 
(1936). BA R 69/110. 
Schreiben des Innenministeriums vom 14.4.1930 an die Deutschen in Obsrutai und 
Brief des Kreischefs von Taurage vom 7.8.1930 an die Eltern in Meldekwirschen. 
Wiedergegeben in einem Schreiben des Hauptvorstandes des Kulturverbandes (Pa­
stor Kupffer, Rechtsanwalt Lukas, Geschäftsführer Kossmann) an die litauische Re­
gierung vom 22.2.1933. PA R 84956. 
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zum Vorsitzenden gewählt, die neugeschaffene Stelle eines hauptamtli­
chen Geschäftsführers nahm Prof. Wagner ein. Die anderen Vorstands­
mitglieder waren die Herren Kaspareit (Kçdainiai), Ziegler (Kybartai), 
Töpfer (Kaunas) sowie Labrenz, Balzer und Torkler, die vom Lande ka­
men. Die acht gewählten Personen waren von Kinder vorher zu einer 
Liste zusammengeschlossen worden, hatten sich selbst ihre Stimmen 
gegeben und konnten wegen der geringen Zahl anwesender Delegierter 
die Abstimmung für sich entscheiden. Vertreter der Richtung innerhalb 
des Kulturverbandes, die sich vor allem für die höheren deutschen Schu­
len und dabei insbesondere für die Oberrealschule eingesetzt hatten, 
waren in dem Vorstand nicht mehr vertreten. Broedrich, der inzwischen 
auch für den VDA tätig war, bezeichnete das Wahlergebnis als „äußerst 
betrüblich“ und erklärte, daß „der VDA und mit ihm der Ostpreußische 
Schulverein nicht weiter den Kulturverband unterstützen werden, wenn 
er sich nicht einen Vorstand gibt, mit dem wir arbeiten können und eine 
Geschäftsführer anstellt, der unser volles Vertrauen genießt“. Er schlug 
vor, dem Kulturverband keine Mittel mehr zu geben und dadurch auf 
dem nächsten Delegiertentag eine Abwahl zu erwirken418. 

Die Kritik an der Zusammensetzung des neuen Vorstandes wurde 
auch vom deutschen Gesandten geteilt. In einem Bericht für das Auswär­
tige Amt schrieb er: „Kinder, Wagner, Kaspareit und wie sie alle heißen, 
sind alles Leute, die man zu den berufenen Vertretern des Auslands­
deutschtums nicht zählen kann“. Dabei wollte Moraht dem Gremium 
jedoch erst einmal eine Chance geben, das drastische Mittel einer Ein­
stellung der Finanzierung hielt er für überzogen. Nach seiner Ansicht 
war die von Baumgärtel repräsentierte „baltische Richtung“ für die 
Verwirklichung der deutschen Interessen in Litauen ebenso ungeeignet 
wie der im Sommer 1928 gewählte Vorstand. Für die litauendeutsche 
Volksgruppe wäre es seiner Meinung nach das beste, wenn die Führung 
in den Händen von „unpolitischen Persönlichkeiten von sachlicher Ein-
stellung“ läge, wie z.B. bei Prof. Strauch. Für vollkommen ungeeignet 
hielt Moraht den neugewählten hauptamtlichen Sekretär des Kulturver­
bandes, Wagner419. Diese Kritik wurde auch von dem für die Deutschen 

Silvio Broedrich an den VDA (Seebohm) vom 10.7.1928. PA R 60096. 
Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an das AA vom 13.8.1928. PA R 60096. 
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in Litauen zuständigen VDA-Vertreter Maskel geteilt420. In einem 
Kommentar zur Lage der deutschen Volksgruppe in Litauen schrieb die 
Deutsche Allgemeine Zeitung am 22.2.1929: „Schon heute ist buchstäb­
lich kaum jemand da, der imstande ist, das Deutschtum gegenüber dem 
Staat würdig, energisch und zielbewußt zu vertreten, wie auch innerhalb 
des eigenen Volkstums die dringendste Organisations- und Zusam­
menschlußarbeit zu leisten und zu leiten. Manch betrübliche innere Zwi-
stigkeit tut ein übriges zur Erschwerung der Lage“421. 

Die erste Aufgabe des neu gewählten Vereinsvorstandes war die Vor­
lage des Etats für das Jahr 1928/1929. Geplanten Einnahmen in Höhe 
von 114.815 RM standen Ausgaben von 261.485 RM entgegen. Damit 
erwartete der Kulturverband einen Zuschuß in Höhe von 146.670 RM. 
Obwohl an eine Erweiterung des deutschen Schulsystems aus politischen 
Gründen gar nicht zu denken war, wurden für Neu- und Erweiterungs­
bauten weitere 205.445 RM veranschlagt. Die Vorstandsmitglieder Bal-
bach und Kaspareit hatten in dem Kostenvoranschlag zwar schon betont, 
daß man auch nicht annähernd mit den angegebenen Zuschüssen rech-
ne422, trotzdem stieß aber der Finanzplan im Auswärtigen Amt auf Kri­
tik. Man erklärte, daß derart überhöhte Kostenvoranschläge, deren Erfül­
lung auch gar nicht erwartet wird, eine geordnete Verwaltung der für das 
gesamte Schulwesen vorhandenen Mittel unmöglich machen würden. 
Dem Kulturverband wurde eine Beihilfe in Höhe von nur 40.000 RM 
zugesagt423. Der Ostpreußische Schulverein regte sogar einen schritt­
weisen Abbau der Unterstützungszahlungen aus Deutschland an und 
verlangte gleichzeitig eine Steigerung des „Opferwillens“ in den einzel­
nen Ortsgruppen in Litauen. Die Litauendeutschen hatten demnach die 
Schulen selbst zu unterhalten, und wo eine Ortsgruppe dieses nicht lei­
sten konnte, sollte die Schule geschlossen und das Geld für die Erweite-

420 
Braunschweiger Landesverband des VDA, Maskel, in einem Bericht über eine Li­
tauenreise im Jahre 1928. PA R 60097. 
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Schul- und Kirchenkrieg gegen die Deutschen in Litauen. In: Deutsche Allgemeine 
Zeitung vom 22.2.1929. PA R 84955. 
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rung anderer Schulen verwendet werden424. Beklagt wurde auch ein 
fehlender Überblick über die Finanzierung der einzelnen Schulen. Nach 
Ansicht des Ostpreußischen Schulvereins hätten diese „oft unabhängig 
von der Zentrale gewirtschaftet, die umgekehrt deshalb versagen mußte, 
weil sie nicht überall anerkannt wurde. Direkte Verbindungen zu Kö­
nigsberger oder Berliner Stellen haben eine völlige Unordnung in die 
finanzielle Unterstützung des Deutschtums gebracht, es fehlt auch jede 
Kontrolle über die Verwendung nicht unbeträchtlicher Geldsummen. 
Durch dieses planlose Vorgehen wird der deutschen Sache nur gescha­
det, nicht genützt, wenn auch jeder glaubt, mit seinen Mitteln wesentlich 
geholfen zu haben“. Die Lösung dieses Problems sah der Ostpreußische 
Schulverein in der Schaffung einer kulturpolitischen Stelle, die an die 
Gesandtschaft angegliedert sein sollte und über die alle finanziellen Mit­
tel zu fließen hatten425. 

Bis zum Beginn des Jahres 1929 war ein großer Teil der staatlichen 
deutschen Volksschulen schon litauisiert worden. Versuche des Kultur­
verbandes, diesen Verlust durch die Gründung von Privatschulen auszu­
gleichen, blieben in den meisten Fällen vergebens. Während es der 
deutschen Volksgruppenorganisation vor dem Staatstreich des Jahres 
1926 noch gelungen war, fünf Privatschulen zu eröffnen, gelang dieses 
später nicht mehr. Nach Aussage der deutschen Gesandtschaft hatten die 
lokalen Behörden „mit allen Mitteln der staatlichen Gewalt (...) dagegen 
gearbeitet“. Gelang es dem Kulturverband, eine Liste mit den Namen 
von 32 Schülern und 500 deutschen Einwohnern zusammenzustellen, 
stellten die Behörden fest, daß nicht alle Personen aus einer Gemeinde 
stammten. Und genügte man in diesen Punkten den Anforderungen, so 
lehnten die Kreisschulinspektoren die Gründung mit dem Hinweis ab, 
daß nicht alle Eltern die deutsche Nationalität in ihren Pässen vermerkt 
hätten426. 

Auch die schon bestehenden Kulturverbandsschulen sah man in Ge­
fahr. Es wurde befürchtet, daß die Behörden den Kindern, die den 
Nachweis ihrer deutschen Nationalität nicht erbringen können, auch den 

Ostpreußischer Schulverein (Frau Dr. Oeckinghaus) an das AA vom 12.10.1929. PA 
R 60097. 
Vertrauliche Denkschrift des Ostpreußischen Schulvereins "Zur Lage des Deutsch­
tums in Litauen", o.D. (1929). BA R 57 DAI/474-24. 
Anlage zum Bericht der Gesandtschaft vom 18.1.1929. PA R 62413. 
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Besuch der deutschen Privatschulen untersagte. Eine Schließung wegen 
Kindermangels wäre dann nur noch eine Frage der Zeit. Rudolf Kinder 
sah die Deutschen in Litauen dem Staate „vollkommen machtlos gege-
nüberstehen“ und eine Lösung nur noch in einem durch den deutschen 
Reichsaußenminister vor dem Völkerbund vorgebrachten Protest427. 
Hinweise auf die unhaltbare Lage im deutschen Schulsystem in Litauen 
erreichten das Auswärtige Amt auch vom Ostpreußischen Schulver-
ein428 und vom deutschen Gesandten Moraht: „Es wird immer deutli­
cher, daß hier ein systematischer Feldzug gegen die deutsche Minderheit 
im Gange ist, und zwar ein von langer Hand vorbereiteter Feldzug“429. 
Die Hoffnung, daß nach Abschluß des deutsch-litauischen Handelvertra­
ges von 1929430, der für Litauens Wirtschaft eine sehr große Bedeutung 
hatte, und der dabei abgegebenen deutsch-litauischen Freundschaftser­
klärungen eine Besserung auch für die Minderheit eintreten würde, war 
vergebens. 

Anfang 1930 veröffentlichte das amtliche Nachrichtenblatt des Bil­
dungsministeriums, „Švietimo Darbas“, ein Rundschreiben an die Volks­
schulinspektoren, wonach bei Prüfungen jedes Mitglied der Kommission 
das Recht habe, „in der Regierungssprache Fragen zu stellen, die die 
Prüflinge in derselben zu beantworten haben“. Die gleiche Regelung galt 
auch für die während des laufenden Schuljahres durchgeführten Visita­
tionen der Schulinspektoren431. Für den Schulbetrieb bedeutete das, daß 
der Unterricht teilweise in litauischer Sprache abgehalten werden mußte, 
da den Schülern ansonsten die entsprechenden Fachbegriffe, z.B. in der 
Mathematik, fehlen würden. Der Kulturverband befürchtete, daß eine 
unzulängliche Beantwortung der von den litauischen Aufsichtsbeamten 
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Rudolf Kinder als Vorsitzender des Kulturverbandes in einem Schreiben an den 
Ostpreußischen Schulverein vom 23.1.1929. PA R 60097. 
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gestellten Fragen als Vorwand für die Schließung von Schulen benutzt 
werden könnte432. 

Eine weitere Erschwerung der Arbeit an den deutschen Minderhei­
tenschulen ergab sich aus der Bestimmung, daß der gesamte Schriftver­
kehr der Schule in litauischer Sprache zu führen war433. 
Aufgrund der massiven Klagen wurde der litauische Gesandte in Berlin 
im Februar 1929 ins Auswärtige Amt bestellt. Dem litauischen Vertreter 
wurde die prekäre Situation des deutschen Schulwesens geschildert, und 
man erklärte ihm, daß sich die deutsche Regierung bei einer Fortdauer 
der Mißstände gezwungen sähe, die Sache vor dem Völkerbund zur 
Sprache zu bringen. Die deutsche Gesandtschaft in Litauen wurde damit 
beauftragt, die gleiche Ankündigung auch an die litauische Regierung 
heranzutragen434. 

Ob ein derartiges Gespräch tatsächlich stattgefunden hat, ist nicht 
bekannt. Die litauische Regierung reagierte auf die Drohung offenbar 
zunächst nicht. Im August 1929 fand dann allerdings ein Gespräch zwi­
schen Moraht und dem litauischen Generalsekretär Zaunius statt, in wel­
chem dieser angesichts der drohenden Verhandlungen vor dem Völker­
bund erklärte, den Beschwerden in Sachen Minderheitenschulwesen 
solle in Form eines neuen Gesetzes Rechnung getragen werden. Geplant 
war angeblich, sämtlichen litauischen Staatsangehörigen, auch wenn sie 
in ihren Inlandspässen nicht als Deutsche bezeichnet waren, zu gestatten, 
ihre Kinder in Schulen zu schicken, deren Unterrichtssprache eine der 
drei für Litauen hauptsächlich in Betracht kommenden großen Weltspra­
chen (Deutsch, Französisch und Englisch) ist. Nach Angaben Morahts 
habe man diesen Weg gewählt, um den Berufungen von polnischer Seite 
vorzubeugen, aber auch, um den Anschein eine einseitigen Bevorzugung 
der Deutschen zu vermeiden. In Wirklichkeit sei nur an deutsche Schu­
len zu denken, da es Schulen mit englischer oder französischer Unter­
richtssprache im Lande nicht gebe und diese auch nicht geplant seien. 
Moraht erklärte sich mit einer derartigen Lösung einverstanden. Voraus­
setzung sei allerdings, daß die Errichtung und der Unterhalt der deut­
schen Schulen nicht mehr an das Vorhandensein einer bestimmten An-
432 
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zahl von Ortsansässigen mit deutschem Nationalitätsvermerk im In­
landspaß geknüpft ist. Generalsekretär Zaunius sagte dieses zu und er­
klärte, daß der Ministerpräsident den Kultusminister schon mit der Aus­
arbeitung des Gesetzes beauftragt habe435. 

Auf das neue Gesetz warteten die Deutschen aber vergebens. 
Auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes im Sommer 1929 wurde 
der Vorsitzende Rudolf Kinder fast einstimmig in seinem Amt be-
stätigt436. Dieses allerdings nur, weil kaum einer der Delegierten der 
anderen Richtung bei der Wahl anwesend war. Die Gegensätze zwischen 
den verschiedenen Gruppen hatten sich inzwischen weiter verfes-tigt 
und steigerten sich in den folgenden Monaten noch so sehr, daß es am 
15. Februar 1930 zum offenen Bruch kam. Vier Ortsgruppen trennten 
sich, bildeten einen sogenannten „Aktionsausschuß“ und brachen alle 
Verbindungen zum Hauptvorstand ab. Veranlaßt wurde dieses zum einen 
durch die Weigerung der Ortsgruppe Kaunas, den Finanzhaushalt der 
Oberrealschule offenzulegen, zum anderen auch durch die Frage, ob und 
wie der Kulturverband auf den Druck des litauischen Staates reagieren 
sollte. 

Anders als alle anderen Gruppen, die in ihren Orten Kulturver­
bandsschulen unterhielten, war die Ortsgruppe Kaunas nicht bereit, Be­
gründungen für ihre Einnahmen und Ausgaben zu nennen. Dem von 
Kinder geleitete Hauptvorstand wurden weder die Schülerzahl der Ober­
realschule noch die Höhe der Einnahmen mitgeteilt. Dieser weigerte sich 
daraufhin, den Antrag der Ortsgruppe Kaunas in den Gesamtkostenvor­
anschlag aufzunehmen. 

Hinzu kam, daß der Delegiertentag 1929 beschlossen hatte, an die l i ­
tauische Regierung ein Denkschreiben zu richten, in dem eine Änderung 
der Schulpolitik gefordert werden sollte. Bei einem Mißerfolg dieser 
Eingabe war es vorgesehen, eine Klage beim Völkerbund anzustreben. 
Im Sommer 1929 wurde das für ein Denkschreiben notwendige Material 

Deutsche Gesandtschaft (Moraht) in einem streng vertraulichen Schreiben an das 
AA vom 28.8.1929. PA R 60097. Siehe auch internes Schriftstück des Auswärtigen 
Amtes vom 22.8.1929. PA R 60097. 
Dem Vorstand gehörten außerdem noch an: Die Herren Klug, Kaspereit, Töpfer und 
Rogall, die Ehefrau von Propst Tittelbach sowie ein erst später zu nominierender 
Vertreter der Ortsgruppe Šiauliai. Die Wahl erfolgte mit nur einer Gegenstimme 
(Skuodas). Bericht Th. Oberländers über eine Reise nach Litauen im Auftrage des 
Ostpreußischen Schulvereins vom 3.-7. Juli 1929. PA R 60097. 
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gesammelt, und im Oktober sollte es überreicht werden. Dieses scheiter­
te aber zunächst an einem Einspruch der deutschen Gesandtschaft. Hier 
wollte man offenbar erst einmal die angekündigte Gesetzesänderung 
abwarten. Da die wirklichen Gründe geheimgehalten werden sollten, 
hieß es ausweichend, „der geeignete Zeitpunkt sei noch nicht gekom­
men, man wolle auf den psychologischen Moment warten, der sich in 
Vorbereitung befindliche Handelsvertrag werde die Angelegenheit 
schmerzlos lösen, die Verhandlungen der Litauer Ostpreußens wegen 
einer eigenen nationalen Schule wären in Betracht zu ziehen, hier auf 
dem Wege des Austausches wäre es leichter, Erfolge zu haben usw.“437. 
Nach Angaben des Ostpreußischen Schulvereins soll die Qualität der 
Denkschrift so schlecht gewesen sein, daß sie für eine Weitergabe an die 
litauische Regierung nicht geeignet war438. 

Um trotz der abwartenden Haltung der Gesandtschaft voranzukom­
men, wandte sich der Hauptvorstand in den nächsten Wochen an die 
anderen nationalen Minderheiten, das heißt an die Juden, Polen und 
Russen, die ebenfalls unter der restriktiven Schulpolitik zu leiden hatten, 
um so die Möglichkeit eines gemeinsamen Vorgehens zu erörtern. 

Es sollte eine gemeinsame Resolution beschlossen werden, doch wur­
de dieses schon vorzeitig bekannt. Vor allem der Zusammenschluß mit 
den Vertretern der polnischen Minderheit, die sich gegen den litauischen 
Staat gestellt hatte, wurde von Vertretern einzelner Ortsgruppen krit-
siert. Daraufhin stellte man die gemeinsamen Pläne zurück und be­
schloß, daß jede Minderheit eine eigene Eingabe machen sollte. 

Am 15. Februar 1930 versammelten sich die Vertreter der Orts­
gruppen Kaunas, Šiauliai, Kybartai, Skuodas und Kibeikiai in den Räu­
men der Oberrealschule. Die anwesenden 12 Personen beschlossen, dem 
Hauptvorstand das Mißtrauen auszusprechen, alle Verbindungen zu die­
sem gewählten Gremium zu lösen und einen außerordentlichen Vertre-

Denkschreiben vom 9.7.1930 . BAPO 61 Sti1/62409. Verfasser der Denkschrift 
waren vermutlich Rudolf Kinder und der Sekretär des Kulturverbandes, Prof. Wag­
ner. Internes Schreiben des Ostpreußischen Schulvereins vom 12.8.1930. BAPO 61 
Sti 1/62409. Siehe auch Schreiben der deutschen Gesandtschaft an das AA vom 
15.11.1929, in dem der wahre Grund für die Zurückhaltung der Gesandtschaft in 
der Frage der Denkschrift genannt wird. PA R 60097. 
Ostpreußischer Schulverein in einem internen Schreiben vom 12.8.1930. BAPO 61 
Sti 1/62409. 
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tertag einzuberufen, auf welchem ein neuer Hauptvorstand zu wählen 
war. 

Trotz aller Bemühungen des “Aktionsausschusses“ erhielt die Liste 
von Kinder, dem die Gesandtschaft zuvor schon einen Rücktritt nahege­
legt hatte, auf dem Vertretertag am 24. Mai 1930 die Mehrheit der Dele­
giertenstimmen. Personen aus dem Kreis der Opposition wurden nicht 
gewählt. Diese forderten jedoch, Kinder dürfe nicht wieder Vorsitzender 
werden und wurden dabei von dem anwesenden Vertreter der Gesandt­
schaft unterstützt. Letzterer kündigte außerdem an, daß die diplomati­
sche Vertretung bei einer Wiederwahl Kinders dafür sorgen würde, daß 
das Auswärtige Amt dem Kulturverband die finanziellen Mittel verwei-
gere439. 

Kinder wurde gewählt, und die Gesandtschaft stellte tatsächlich die 
Unterstützungszahlungen vorübergehend ein. Als im Juni 1930 die Kas­
se des Kulturverbandes fast leer war, verlangte der Hauptvorstand von 
der diplomatischen Vertretung, die schon für April vorgesehene Rate in 
Höhe von 10.000 RM zu überweisen, da Lehrergehälter gezahlt werden 
müßten. Daraufhin verlangte die Gesandtschaft eine Liste der Lehrer und 
Angaben über die Höhe der zu zahlenden Beträge und überwies das Geld 
über die Deutsche Genossenschaftsbank an die entsprechenden Perso­
nen, insgesamt ca. 2.400 RM. 

In dem genannten Denkschreiben wurde auch darauf hingewiesen, 
daß unter diesen Bedingungen eine Arbeit der Volkstumsorganisation 
unmöglich sei und Neugründungen von Volksschulen - geplant waren sie 
in Taurage, Obšrutai (Obschruten), Ariogala (Eyragollen) und Sintautai 
(Sintauten) - nicht realisiert werden konnten. Die einzelnen Ortsgruppen 
hatten offenbar schon entsprechende Anträge vorbereitet. Der Gesandt­
schaft wurde ein Mitspracherecht bei der Verteilung der Gelder zuge­
sprochen, nicht aber das Recht, durch eine Unterstützung der Opposition 
die Arbeit des gewählten Hauptvorstandes unmöglich zu machen440. Die 
in Kinders Denkschrift geäußerte Kritik an der Oberrealschule war nach 
Ansicht des Ostpreußischen Schulvereins vor allem eine Möglichkeit, 
Rückhalt bei den Vertretern der Provinz zu finden441. 

Denkschreiben vom 9.7.1930. BAPO 61 Sti1/62409. 
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Dagegen zog der „Aktionsausschuß“ eine negative Bilanz der Arbeit, die 
seit 1927 unter der Leitung des Kulturverbandsvorsitzender Kinder ge­
leistet worden war. Abgesehen davon, daß man Kinder und den anderen 
Vorstandsmitgliedern Führungseigenschaften absprach, wurde auch das 
Ergebnis der zweijährigen Vorstandsarbeit kritisiert. Eine Reihe von 
deutschen Volksschulen war litauisiert oder geschlossen worden, man 
hatte es nicht geschafft, die Paßfrage zu lösen, und auch ein deutsches 
Lehrerseminar war nicht eingerichtet worden442. Dagegen war es in der 
Amtszeit Kinders gelungen, die Volkstumsorganisation kräftig auszu­
bauen. Im Jahre 1927 bestand der Kulturverband aus sechs Ortsgruppen 
mit 552 Mitgliedern, ein Jahr später waren es 13 Gruppen mit 1.226 
Mitgliedern, und 1930 23 Ortsgruppen, denen insgesamt 2.028 Personen 
angehörten443. 

In dieser Zeit der Zerwürfnisse zwischen Kinders Anhängerschaft 
und der zum „Aktionsausschuß“ zusammengeschlossenen Opposition 
hatten sich die Gesandtschaft und der Ostpreußische Schulverein gegen 
einen von Kinder geleiteten Vorstand gestellt. Während die diplomati­
sche Vertretung die „Inaktivität der Geschäftsführung" kritisierte und 
Kinder die Fähigkeit, „eine klare Schulpolitik der deutschen Minderheit 
einzuleiten“ absprach444, verlangte der Ostpreußische Schulverein ein 
„schleuniges Durchgreifen“ und einen klaren Auftrag an diese Organisa­
tion, das deutsche Schulwesen in Litauen in ihre Hände zu nehmen445. 

Auch in den folgenden Monaten zeichnete sich keine Einigung in­
nerhalb der deutschen Volkstumsorganisation ab, die Gegensätze zwi­
schen dem Kulturverbandsvorsitzenden und der Opposition verschärften 
sich sogar noch. Ohne einen Rücktritt Kinders schien eine Zusammenar­
beit nicht möglich zu sein. 

Eine rasche Klärung der Verhältnisse wurde vor allem auch von den 
Ortsgruppen angemahnt, die sich um den Bestand ihrer Schule sorgten 
oder eine Neugründung planten. Dazu schrieb ein Vertreter aus Sintau-
ten: 

Schreiben des Aktionsausschusses an den Ostpreußischen Schulverein vom 
11.3.1930. BAPO 61 Sti 1/62409. 
Denkschreiben (vermutlich Kinders) über die Situation des deutschen Schulwesens 
in Litauen, vom 9.7.1930. BAPO 61 Sti 1/62409. 
Deutsche Gesandtschaft in Kaunas an das AA vom 29.9.1930. PA R 84957. 
Deutsche Stiftung an das AA (Terdenge) vom 23.8.1930. BAPO 61 Sti 1/62409. 
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„Insbesondere vom Hauptvorstand des Kulturverbandes und vom Ak­
tionsausschuß erwartet sie (die Kulturverbands-Ortsgruppe Sintauten; d. 
Verf.), daß im gegenwärtigen tiefernsten Ringen um die deutsche Volks­
schule alle gegenseitigen, persönlichen Streitig- und Gehässigkeiten 
beiseite gelassen, alle Meinungsverschiedenheiten ritterlich ausgeglichen 
und daß alle, angesichts der bedenklichen Phasen dieses Kampfes, 
Bahnbrecher des deutschen Schulgedankens und nicht gegnerische 
Plänkler werden“446. 

Zu dieser Klärung kam es aber erst auf dem Delegiertentag im Sep­
tember 1931. Inzwischen hatte die diplomatische Vertretung in Dr. 
Werkmeister einen neuen Gesandtschaftsrat erhalten. Werkmeister nahm 
an der Versammlung teil, und ihm gelang es, eine Liste mit zum Teil 
neuen Kandidaten aufzustellen und auch das Wahlverhalten der Dele­
gierten zu beeinflussen. Eine Liste, die von J. von Berg angeführt wurde 
und die außerdem die Namen der Herren Domela, Ziegler, Lukas, R. 
Kossmann und Rogall sowie den von Frau Winkler enthielt, wurde mit 
18 von 31 Stimmen, davon fünf Enthaltungen, gewählt. Rudolf Kinder 
ließ sich angesichts der abzusehenden Niederlage schon vor der Ab­
stimmung aus dem Verzeichnis streichen. Durch den Beschluß, den Kul-
turverbandssekretät Dr. Wagner zu entlassen und mit einem sehr viel 
geringeren Gehalt Richard Kossmann in dieses Amt zu berufen, wurde 
schließlich ein Neuanfang in der Kulturverbandsarbeit gemacht. Auf 
Betreiben der Gesandtschaft wurden die dem alten Vorstand verweiger­
ten Unterstützungsgelder weitergezahlt447. 

Die Frage einer Völkerbundsklage war zwar auch in der Zeit, als Ru­
dolf Kinder noch Kulturverbandsvorsitzender war, diskutiert worden, die 
Pläne konnten jedoch auch wegen der zögerlichen Haltung der deutschen 
Gesandtschaft und des Auswärtigen Amtes nicht realisiert werden. 

So erklärte der Gesandte Moraht Vertretern der Minderheit im No­
vember 1930, daß zunächst einmal Beweismaterial gesammelt werden 
müsse und dieses auch durch einen Juristen zu prüfen sei. Außerdem 
müßten alle Möglichkeiten erschöpft sein, eine Abstellung 

Das Deutschtum in Sintautai (Krs. Sakiai) und Umgebung. In: Deutsche Genossen­
schaftsnachrichten Nr. 4/August 1930, S. 13f. 
Ostpreußischer Schulverein (Dr. Oeckinghaus) an die Deutsche Stiftung vom 
29.9.1931. BAPO 61 Sti 1/62409. 
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der angeblichen Mißstände durch direkte Verhandlungen mit der zustän­
digen litauischen Behörden zu erreichen. Außerdem behielten sich die 
Gesandtschaft bzw. die Reichsregierung ein Vetorecht vor. Legationsrat 
Henke wies auf die notwendige Geheimhaltung hin. Zum einen sollten 
bei der deutschen Minderheit keine großen Hoffnungen geweckt werden, 
zum anderen mußte verhindert werden, daß die litauische Regierung 
schon über die möglichen deutschen Schritte unterrichtet ist. Das vorge­
legte Beschwerdematerial, insbesondere bezüglich der Paßfrage, hielt er 
für ausreichend. Den Vertretern des Kulturverbandes wurde geraten, 
„einen letzten Versuch zu machen, um in unmittelbaren Verhandlungen 
mit der litauischen Regierung die notwendigen Rechtsgarantien für das 
hiesige Deutschtum zu erhalten“448. Trotz aller Geheimhaltung waren 
die litauischen Stellen aber sehr gut über die deutschen Pläne informiert. 
Es war bekannt, daß sich die Völkerbundsklage auf die Ablehnung des 
Gesuchs auf Gründung einer deutschen Schule in Sintauten stützen soll­
te. Das litauische Außenministerium, das eine Verhandlung vor einem 
internationalen Forum nach Möglichkeit verhindern wollte, riet dazu, in 
der Angelegenheit Sintauten nachzugeben und die Schule ohne Rück­
sicht auf die Paßeintragungen der Eltern zuzulassen, was jedoch vom 
Bildungsministerium abgelehnt wurde449. 

Im Dezember 1930 reisten die Vertreter der deutschen Minderheit, 
Kinder und Rogall, nach Berlin, um im Auswärtigen Amt die weiteren 
Schritte zu erörtern. Dabei wurde ihnen erklärt, es sei besser, zunächst 
die angeblich von der polnischen Minderheit geplante Klage abzuwarten 
und auch wegen der „schwebenden Memelfrage“ die Einreichung einer 
Petition zu verschieben450. 

Im Frühjahr 1931 unternahmen Kinder und Rogall den Versuch, 
durch Gespräche mit litauischen Stellen eine Änderung in der Minder­
heitenpolitik zu erreichen. Im März fand eine Unterredung zwischen 
Vertretern des Kulturverbandes und dem Gesandten Moraht statt, in der 
das weitere Vorgehen der Vertreter der Minderheit abgesprochen wurde. 
Man kam überein, die Frage der Nationalitäteneintragungen in die Pässe, 

Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an das AA vom 21.11.1930. PA R 60097. 
Bericht des litauischen Außenministeriums vom 18.12.1930. LVA F. 383, Ap. 7, b. 
1071. 
AA an Gesandtschaft in Kaunas, vom 19.12.1930. PA R 60097. 
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„deren Klärung für den Fortbestand der deutschen Schulen in Litauen 
von lebenswichtiger Bedeutung ist“, in den Mittelpunkt der Beschwerde 
zu stellen. Die Anliegen sollten direkt mit dem litauischen Minister­
präsidenten besprochen werden, eine ursprünglich geplante „freund­
schaftliche Demarche“ beim Außenminister hielt Moraht für wenig 
wirksam451. 
Angesichts der drohenden Völkerbundsklage waren die litauischen Be­
hörden Ende 1930 zeitweise tatsächlich gewillt, die Lage des deutschen 
Minderheitenschulwesens zu verbessern. Dieses war vor allem auf eine 
Initiative des litauischen Außenministeriums zurückzuführen, das das 
Bildungsministerium bat, seine Haltung zu überdenken. Man erklärte, 
die Bestimmungen des Schulgesetzes würden mit der Minderheitende­
klaration nicht genügend übereinstimmen, man sollte in der Paßfrage bei 
der deutschen Minderheit Ausnahmen machen452 und diese Verbesse­
rungen möglichst binnen eines Monats wirksam werden lassen453. In 
Gesprächen zwischen Vertretern beider Ministerien erklärte der für die 
Minderheitenschulen zuständige Direktor des Bildungsministeriums, 
Vokietaitis, daß die Lage der deutschen Schulen normal sei und eine 
Änderung der Bestimmungen insbesondere den im Lande lebenden Po­
len nützen würde. Dieses wäre seiner Meinung auch nicht im Sinne der 
Deutschen454. 

Am 14. April 1931 sprachen Kinder und Rogall beim litauischen Mi­
nisterpräsidenten Tubelis vor455. Sie legten die Situation des deutschen 
Schulwesens dar und verlangten speziell die Wiedereinsetzung Lehrer 
Reders in die Kulturverbandsschule in Meldekviršiai (Meldekwirschen), 
die Neueröffnung der Schule in Tauragç sowie die Einführung des deut­
schen Unterrichts an den Schulen in Virbalis und Vilkaviškis. Drei Tage 
später folgte eine schriftliche Eingabe mit den gleichen Forderungen an 

451 
Deutsche Gesandtschaft an AA vom 23.3.1931. PA R 60097. 

452 
Bericht des litauischen Außenministeriums über die Beschwerden der deutschen 
Minderheit betr. die Schulfragen, vom 22.12.1930. LVA F. 383, Ap. 7, b. 1071. 

453 
Denkschrift des litauischen Außenministeriums betr. die angekündigte Völker­
bundsklage vom 10.12.1930. LVA F. 383, Ap. 7, b. 1071. 

454 
Ebd.; Siehe auch Denkschrift vom 14.11.1930. LVA F. 383, Ap. 7, b. 1071. 

455 
DN vom 26.4.1931. 
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das Ministerkabinett456. Tubelis sagte zwar „eine nochmalige Nachprü­
fung und wohlwollende Behandlung der Angelegenheit“ zu, drei Tage 
nach diesem Gespräch erhielt der Kulturverband vom Ministerium aber 
bezüglich Reders einen ablehnenden Bescheid, wobei eine Begründung 
nicht gegeben wurde. Da ein Entgegenkommen in der Schulfrage auf 
dem Verhandlungswege offenbar nicht zu erreichen war, wollte der Kul­
turverband nunmehr den Völkerbund informieren. Die Gesandtschaft 
behielt sich jedoch vor, die litauische Regierung zunächst noch einmal 
auf die ernsten Folgen eines solchen Schrittes hinzuweisen. Die polni­
sche Minderheit hatte, nachdem sie von den deutschen Plänen erfahren 
hatte, ihrerseits auf die Klage verzichten und zunächst die Reaktion auf 
die deutsche Eingabe abwarten wollen457. 

Der Gesandte Moraht hielt es für richtiger, vor einer Völker­
bundsklage den „Weg der unmittelbaren Verständigung mit den zu­
ständigen litauischen Stellen zu Ende zu gehen“ und die Beschwerden 
dem Staatspräsidenten Smetona vortragen zu lassen. Mitte Mai 1931 
suchten Kinder und Rogall Smetona auf, und es eröffneten sich „gewisse 
Perspektiven auf eine gütliche Beilegung der Beschwerden“. Der Staats­
präsident erklärte, er werde den Kultusminister wissen lassen, daß seiner 
Ansicht nach die Frage der deutschen Unterrichtssprache einzig und 
allein nach dem Willen der Eltern entschieden werden dürfe458 und ver­
sprach, sich der deutschen Schulfrage „wohlwollend anzunehmen“459. 

Die Hoffnungen der Deutschen auf eine grundsätzliche Änderung der 
litauischen Schulpolitik verstärkten sich noch durch die Rede Smetonas 
auf dem Vertretertag der Tautininkai am 31. Mai 1931, wo der Staats­
präsident erklärte: „Den Minderheiten sind die gleichen Rechte wie dem 
Gründervolk vor den Gesetzen zuerkannt. Anerkannt ist ihnen auch das 
Recht, sich nach ihrem Volkstum zu organisieren, sich in der Mutter­
sprache zu bilden“460. In einem Kommentar zu dieser Rede wiederholten 
die Deutschen Nachrichten die Forderung, staatliche Minderheiten-

456 
Kulturverband (Kinder, Rogall) an das Ministerkabinett vom 17.4.1931. LVA F. 
391, Ap. 3, b. 1773. 
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Deutsche Gesandtschaft an AA vom 27.4.1931. PA R 60097. 
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Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an AA vom 23.5.1931. PA R 60097. 
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DN vom 20.5.1931. 
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DN vom 7.6.1931. 

124 



schulen zu gründen und daneben auch private Einrichtungen zuzu-
lassen461. 
Während die Deutschen Nachrichten, „was die Schulfrage anbelangt, 
(...) guter Hoffnung“ waren462, zeigte sich die deutsche Gesandtschaft 
nach wie vor skeptisch. Der Gesandte Moraht schrieb: „Die Situation ist 
gleichwohl noch weit davon entfernt, entspannt zu sein“463. 
Wegen der in Aussicht gestellten Verbesserungen im deutschen Minder­
heitenschulwesen kam eine Beschwerde beim Völkerbund vorerst nicht 
in Betracht. Da der Wunsch, vom litauischen Kultusministerium eine 
ausdrückliche schriftliche Bestätigung der Zusagen des Staatspräsiden­
ten zu erhalten464, unerfüllt blieb, wurde schon deutlich, daß eine Um­
kehr in der litauischen Minderheitenpolitik nicht zu erwarten war. 

Tatsächlich nahm der Druck auf die deutschen Schulen nicht ab. Zu 
Beginn des neuen Schuljahres wurden zwei deutsche Lehrer von den 
Behörden versetzt465. 

Im Laufe des Sommers 1931 stellte eine ganze Reihe von Gemeinden 
bei den Behörden Anträge auf Wiedereinführung der deutschen Unter­
richtssprache in den inzwischen litauisierten Schulen. Dabei mußte der 
Kulturverband erfahren, daß diese Gesuche meistens gar nicht bearbeitet 
wurden. Mancherorts wurden die Unterzeichner der Anträge so bedrängt, 
daß sie ihre Unterschriften aus den Listen streichen ließen. Die Kreis­
schulinspektoren verschickten Bescheide, wonach die Gesuche „laut der 
Resolution des Kultusministers“ abgelehnt wurden, dieses auch dann, 
wenn die Zahl der Kinder ausreichend war und die deutsche Nationalität 
durch amtliche Dokumente nachgewiesen werden konnte. In einigen 
Orten, so z.B. in Taurage, wurden sogenannte „evangelische Schulen“ 
eröffnet, wo den ganz überwiegend deutschen Kindern nur das Singen 
geistlicher Lieder in ihrer Muttersprache erlaubt wurde. 

Nach Ansicht des litauischen Bildungsministeriums waren die Forde­
rungen der deutschen Volksgruppe unbegründet. In einer für den litaui­
schen Ministerpräsidenten bestimmten Stellungnahme dieses Ministeri-
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Ebd. 
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Ebd. 

463 
Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an den VDA vom 23.5.1931. PA R 60097. 

464 
AA an deutsche Gesandtschaft vom 29.6.1931. PA R 60097. 

465 
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ums erklärte man, es bestünden genügend deutsche Schulen und die 
Unterschriften auf den Gesuchen seien nicht korrekt zustande gekom­
men. Man habe Deutsche unterschreiben lassen, die gar keine Kinder im 
schulfähigen Alter hatten oder nicht aus dem entsprechenden Schulbe­
zirk stammten, und es seien sogar Unterschriftenfälschungen vorge­
kommen. Auf die Paßfrage ging das Bildungsministerium jedoch eher 
ausweichend ein und erklärte lediglich, daß jeder konkrete Fall überprüft 
werden müsse und Änderungen in diesen Dokumenten nur von den 
Dienststellen des Innenministeriums vorgenommen werden könnten. Bei 
Überprüfungen habe man festgestellt, daß die Unterzeichner der Gesu­
che nicht in jedem Falle eine deutsche Schule wünschten, sondern auch 
mit einer litauischen Schule mit einigen Stunden Deutschunterricht zu­
frieden wären. Der Ministerpräsident solle nach Ansicht des Bildungs­
ministeriums die Beschwerden der Deutschen kritisch betrachten466. 

Nach Einschätzung des Kulturverbandes waren die Unterdrückungs­
maßnahmen, die als „systematische Entdeutschung“ empfunden wurden, 
in den Kreisen, in denen die Deutschen am dichtesten siedelten, vor al­
lem in den Kreisen Vilkaviškis und Šakiai, am härtesten. Von den elf in 
der amtlichen Statistik als „deutsch“ bezeichneten staatlichen Volks­
schulen wurden von der Volkstumsorganisation nur zwei als solche an­
erkannt. In den anderen wurde ein großer Teil der Fächer in litauischer 
Sprache erteilt. 

In einer im Dezember 1931 vom Kulturverband überreichten Denk­
schrift an die litauische Regierung hieß es, „die unhaltbare Lage der 
deutschen Minderheit und die systematische Reduzierung ihrer Schulen“ 
seien „offensichtlich“. Man forderte 

„I . Die deutschen Kinder, deren Eltern deutscher Nationalität sind und sich 
zum Deutschtum bekennen, ungeachtet der Eintragung in den Pässen, die größ­
tenteils falsch sind, nicht zu hindern, deutsche Schulen zu besuchen. 

II. Beim Vorhandensein einer genügenden Kinderzahl deutsche Schulen zu 
eröffnen. 

III. In den Schulen in Jurbarkas, Vilkaviškis, Vischtyten, Kaunas-Schanzen 
und Pilwischky fernerhin auch in den Schulen in Virbalis, Obšrutai, Kaunas-

Stellungnahme des Bildungsministeriums zu der Kritik des Kulturverbandes an der 
litauischen Schulpolitik vom 28.10.1931. LVA F. 391, Ap. 3, b. 1770. 
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Alexoten und Tauragç den Unterricht gemäß den Bestimmungen des §11 des 
litauischen Volksschulgesetzes zu gestatten. 

IV. In Mariampolç, Šakiai-Strupy, Kybeikiai, Naumiestis/Krs. Šakiai, Kau-
piškis und Kalvarija wieder Schulen laut §11 des litauischen Schulgesetzes zu 
gestatten. 

V. In Lankupçnai, Varteliai (Vartelen), Ber‡iniai, Reèiûniai, Mickai/Krs. 
Schaky und Liudvinova den vorhandenen Kindern deutscher Nationalität ent­
sprechende Schulen zu eröffnen. 

VI. Die Behörden des Kultusministeriums aufmerksam zu machen, die Kin­
der nicht zu hindern, deutsche Schulen zu besuchen, und die Lehrer, die die 
Kinder in der Muttersprache unterrichten, nicht zu verfolgen“467. 

Über eine Antwort der litauischen Regierung auf dieses Denkschrei­
ben ist nichts bekannt468. 

Da die finanziellen Mittel der Volkstumsorganisation kaum ausreich­
ten, um die bestehenden Privatschulen zu unterhalten, war an die Neu­
gründung von Kulturverbandsschulen nicht zu denken. Aus diesem 
Grunde sah man einen Weg zur Verbesserung der Situation nur darin, 
die litauischen Behörden zur Wiedereinsetzung des deutschen Unter­
richts in den staatlichen ehemals deutschen Schulen zu drängen. Ver­
schiedene Vertreter der Deutschen aus der Provinz suchten gemeinsam 
mit Mitgliedern des Hauptvorstandes den Kultusminister auf, jedoch 
ohne Ergebnis. 

Auch der Antrag auf eine Übernahme der Heizkosten der Kul­
turverbandsschulen durch das Bildungsministerium469 wurde abge-
lehnt470. 

Denkschrift des Hauptvorstandes des Kulturverbandes (Rogall, Kossmann) vom 
23.12.1931. PA R 60098. 
Ein halbes Jahr später fragte der Kulturverband noch einmal nach und bat um eine 
Bearbeitung der Eingabe und um eine Antwort. Kulturverband (Kossmann) an das 
Bildungsministerium vom 25.5.1932. LVA F. 391, Ap. 3, b. 1773. 
Kulturverband in einem Schreiben an das Bildungsministerium vom 24.5.1932. LVA 
F. 391, Ap. 3, b. 1773. 
Schreiben des Bildungsministeriums an den Kulturverband vom 30.5.1932. LVA F. 
391, Ap. 3, b. 1773. 
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Der Kulturverband konnte einen Erfolg nur darin sehen, eine weitere 
Verschlechterung der Situation dadurch verhindert zu haben, „daß der 
brutalen Unterdrückungspolitik der litauischen Regierung durch die un­
erschrockene Abwehr der Riegel vorgeschoben“ wurde471. 

Während sich die Situation des deutschen Schulwesens angesichts 
der Haltung der litauischen Behörden nicht verbessern ließ, konnte der 
Kulturverband, der seit 22. Januar 1932 unter der Leitung von Rogall 
stand472, insgesamt eine positive Bilanz seiner Arbeit ziehen. Die Volk-
stumsorganisation hatte ihr Betätigungsfeld beträchtlich ausgebaut und 
unterhielt eine Arbeitsvermittlungsstelle473, gründete sogenannte 
„Volksbibliotheken“, führte Spendensammlungen durch, veranstaltete 
Theateraufführungen in der Provinz und gab mit der Zeitung „Deutsche 
Nachrichten für Litauen“ ein „Sprachrohr des Kulturverbandes“ heraus. 
Durch die Zeitung wollte man ein Gegengewicht gegen die ebenfalls in 
deutscher Sprache erscheinende litauische Zeitung „Srovç“ („Der 
Strom“) schaffen und erhoffte sich insgesamt eine „Stärkung des natio­
nalen Empfindens“ angesichts einer immer schärfer werdenden „Entna­
tionalisierungspolitik der litauischen Regierung“474. 

Neugründungen von deutschen Schulen oder auch Umwandlungen 
von litauischen in deutsche gab es auch in den darauffolgenden Jahren 
nicht. Dem Kulturverband, dessen Leitung am 5. Juli 1932 an Pastor 
Kupffer übergegangen war und der nun von inneren Streitigkeiten weit­
gehend frei war, gelang es trotz massiver Intervention bei litauischen 
Stellen und weiterer Anträge und Denkschreiben475 nur zum Teil, einer 
weiteren Verschlechterung der Situation entgegenzuwirken. 

Im Sommer 1933 wurden die deutschen Volksschulen in Jurbarkas, 
†vyriai und Šakiai geschlossen und die Schüler in litauische Schulen 
eingegliedert. Als Begründung diente vor allem das Argument, daß die 
Eltern der Schüler laut Paßeintragungen dem litauischen Volkstum an-
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Bericht über die Tätigkeit des Kulturverbandes der Deutschen Litauens vom 
26.9.1931 bis April 1931. BA R 57 neu/1083-1. 
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Ebd,; siehe auch Schreiben des Kulturverbandes (Rogall) an die Deutsche Stiftung 
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Bildungsministerium. LVA F. 391, Ap. 3, b. 173. 
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gehörten und daher nicht das Recht hätten, eine deutsche Minderheiten­
schule zu besuchen476. Dagegen wurde die am 22. Juli 1933 verfügte 
Schließung der deutschen Schule in Pilviškiai (Pilwischken) im Septem­
ber zurückgezogen, nachdem eine Delegation des Kulturverbandes, be­
stehend aus den Vorstandsmitgliedern Kaspareit, Kossmann und von 
Cerpinsky, am 10. August und 6./7. September 1933 beim Innen- und 
beim Kultusminister vorgesprochen und auch ein Schreiben an den 
Staatspräsidenten Smetona gerichtet hatten477. Die deutsche Volkstums-
organisation trat jetzt radikaler auf, kündigte an, bei dem Kampf um die 
Erhaltung der Schulen „bis zur Anwendung der äußersten Mittel“ zu 
gehen und es wegen der Mißachtung der zugesicherten Rechte „früher 
oder später zu einem internationalen Konflikt“ kommen zu lassen478. 

Die deutschen Stellen verzeichneten im letzten Halbjahr des Jahres 
1933 „eine besonders starke Verschärfung der deutschfeindlichen Maß-
nahmen“; das Minderheitenschulwesen befand sich in einer „Notlage 
größten Ausmaßes“479. Im Dezember 1933 verlangten die litauischen 
Behörden von allen Kulturverbandsschulen genaue Verzeichnisse der 
Schüler, wobei es insbesondere um die Feststellung der Nationalität 
ging480. Infolge der anschließend vorgenommenen Überprüfung wurden 
1934 zwei weitere Kulturverbandsschulen von den Behörden geschlos­
sen, die seit langem geplante Neugründung einer deutschen Volksschule 
in Taurage scheiterte, und nur durch die Einrichtung von Internaten ge­
lang es, das Absinken der Schülerzahl und damit die Schließung weiterer 
Privatschulen zu verhindern481. 

Auch im Schuljahr 1934/1935 hatte das deutsche Minderhei­
tenschulwesen mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die „deutsch 
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Richard Kossmann als Geschäftsführer des Kulturverbandes in einem Bericht "Die 
Schulschließungen in Georgenburg, Zvyren und Schaken", o.D. (Ende 1933). PA R 
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69/110. 
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Bericht "Zur Lage des deutschen Schulwesens in Litauen", Dezember 1933. BA R 
69/110. 
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feindliche Stimmung“ und die „Hetze der Presse“ hatten zugenommen, 
und eine „einigermaßen normale pädagogische Arbeit“ war unmög-
lich482. Das wegen der Memel-Frage besonders angespannte deutsch­
litauische Verhältnis wirkte sich in dieser Zeit ganz besonders auf die 
deutschen Minderheitenschulen aus. Lehrern des Deutschen Gymnasi­
ums und der Mittelschule in Šiauliai wurden die Arbeitsgenehmigungen 
nicht verlängert483, und der zur Führung des Kulturverbandes gehörende 
Konstantin von Cerpinsky wurde wegen „Aufhetzung des einen Bevöl­
kerungsteiles gegen den anderen“ zu 300 Lit Geldstrafe verurteilt. Er 
hatte litauischen Staatsbürgern geraten, Anträge auf Änderung des Na­
tionalitätenvermerks im Paß bei den Behörden einzureichen484. Ver­
schiedentlich versuchten die Behörden mit dem Hinweis auf den angeb­
lich schlechten Zustand der Gebäude oder auf fehlende Lehrmittel, 
Schulschließungen zu begründen. In diesen Fällen wurden entweder 
Verbesserungen vorgenommen oder man erbrachte den Nachweis, daß 
die räumlichen Verhältnisse an litauischen Schulen nicht besser wa-
ren485. Zwar war es dem Kulturverband gelungen, die Zahl der Privat­
schulen auf dem Vorjahresstand zu halten, die Volksschule in Naumie-
stis/Tauragç schien jedoch stark gefährdet zu sein. Wegen der falschen 
Paßeintragungen wurde bis auf drei Kindern allen anderen die Teilnah­
me am Unterricht verwehrt. Neugründungen scheiterten immer wieder 
an formalen Gründen, oder entsprechende Gesuche wurden von den Be­
hörden gar nicht bearbeitet. Erstmals erschien im Sommer 1934 in den 
Deutschen Nachrichten die Meldung, daß es im Bereich des Minderhei­
tenschulwesens mehr Lehramtskandidaten als offene Stellen gebe486. 

Aus finanziellen Gründen konnte die Zahl der Internate nicht weiter 
vergrößert werden. Nachdem die staatliche deutsche Volksschule in 
Pilviškiai litauisiert worden war, wurde auch das dortige Internat ge-
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Bericht "Zur Lage des deutschen Schulwesens in Litauen", Dezember 1934. BA R 
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schlossen. Nur an drei Orten, nämlich in Kçdainiai, Šiauliai und Skuo-
das, bestanden noch Wohnmöglichkeiten in den Schulen487. 

Trotz einer Vielzahl von Anträgen einzelner deutscher Gemeinden 
oder auch des Kulturverbandes wurden keine neuen staatlichen deut­
schen Volksschulen gegründet. Auch die Einrichtung von Privatschulen 
wurde mit dem Hinweis darauf, daß nicht alle für den Schulbesuch vor­
gemerkten Kinder den gesetzlichen Bestimmungen genügen würden, 
abgelehnt488. 

Den auf Orts- oder auf Kreisebene bereiteten Schwierigkeiten bei der 
Durchsetzung der Minderheitenrechte standen wohlwollende Äußerun­
gen der Staatsführung entgegen. In einer Rede auf dem Kongreß der 
Tautininkai erklärte Staatspräsident Smetona im Januar 1935: 

„Als wir uns unter der Regierung unserer großen Nachbarn befanden, 
haben wir als eine kleine Nation allerlei Ungerechtigkeiten erfahren 
müssen. Sie wollten uns assimilieren, sich gleichmachen, und sie nah­
men uns unsere Muttersprache. Deshalb liegt es nicht in der Seele der 
Litauer, die Seele der Menschen anderer Nationalität zu vergewaltigen. 
Nachdem wir wieder unseren Staat erhalten haben, wollen und müssen 
wir unsere Beziehungen zu unseren Minderheiten auf gerechte Weise 
regeln. Die Grundlage dieser Beziehungen muß die Gerechtigkeit sein. 
Da wir nicht verlangen, daß sie mit uns verschmelzen und in unserem 
Volk untergehen, lassen wir ihnen das Recht ihrer Muttersprache, lassen 
sie in kulturellen Fragen mit den ihrigen zusammenarbeiten. Dafür müs­
sen sie Patrioten unseres Landes sein, Litauen lieben und das litauische 
Volk ehren (...). Unsere nationalen Minderheiten sind nicht Ausländer, 
sondern unsere Bürger, nicht Fremdstämmige, sondern Andersstämmi-
ge(...)“489. 

Der Kulturverband nahm diese Rede sehr positiv auf, appellierte aber 
auch an die untergeordneten Behörden, die politischen Vorgaben in prak­
tische Politik umzusetzen. In einem Kommentar hieß es : „Ein Teil der 
Presse und auch andere Stellen scheinen diese Einstellung nicht zu tei­
len. Wie verkennen zwar nicht die politischen Spannungen, die diese 
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Ebd. 

488 
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Haltung z.T. erklären, aber wir finden in ihnen keinen ausreichenden 
Grund für die zahlreichen Angriffe und Maßnahmen, denen die Deut­
schen ausgesetzt sind. Die Staatsführung hat gesprochen - Eure Treue 
und Ehre verlangt es, ihm auch in dieser Frage zu folgen. Die uns oft 
vorgeworfene ´antistaatliche Einstellung´ ist in Wirklichkeit nur der 
Wille, unsere völkische Eigenart im Rahmen der litauischen Gesetze zu 
erhalten“490. Um dieser Äußerung noch mehr Nachdruck zu verleihen, 
brachte der Delegiertentag des Kulturverbandes am 13. Juli 1935 in ei­
ner einstimmig angenommenen Entschließung die Loyalität des l i ­
tauischen Deutschtums zum Ausdruck und bat die litauische Regierung 
um „Einstellung der gegen das Deutschtum und seine kulturellen Belan­
ge gerichteten Maßnahmen“491. Diese versöhnlichen Äußerungen be­
wirkten jedoch keine Verbesserungen im Bereich des deutschen Minder­
heitenschulwesens. Wegen der ungelösten Paßfrage war die Existenz 
einzelner Schulen nach wie vor bedroht, Anträge auf Neugründungen 
wurden auch in Zukunft abgelehnt oder gar nicht bearbeitet. 

Ende Juli 1936 erließ die litauische Regierung zwei neue Gesetze 
über das Schulwesen in Litauen, die Änderungen sowohl für die Volks­
schulen als auch für die höheren Schulen und insbesondere für die Min­
derheitenschulen nach sich zogen. Das neue Volksschulgesetz trat am 1. 
August 1936 in Kraft. 

Der obligatorische Unterricht wurde von vier auf sechs Jahre verlän­
gert, davon bildeten die ersten vier Klassen den ersten Grad der Lehrzeit, 
die letzten zwei den zweiten Grad (§ II,15)492. Nach Beendigung jeden 
Ausbildungsabschnittes wurden die Schüler geprüft (§ II,17). Kinder im 
Alter von sieben bis 14 Jahren waren verpflichtet, die vierklassige 
Volksschule zu besuchen. An Orten, an denen auch die Klassen fünf und 
sechs eingerichtet worden waren, bestand für diese ebenfalls Schul­
pflicht (§ III,19). 

Neben den staatlichen Volksschulen konnten auf Grund einer Ge­
nehmigung des Bildungsministeriums auch private gegründet werden 
(§§ I, 3 und 8). Beim Vorhandensein von 30 nichtlitauischen Schülern 

490 
DN vom 9.2.1935. 

491 
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war die Einrichtung einer Schule mit nichtlitauischer Unterrichtssprache 
möglich. 

Von der zweiten Klasse an mußte die litauische Sprache als besonde­
res Pflichtfach unterrichtet werden. Neu war die Bestimmung, daß die 
Fächer Heimatkunde, Geschichte und Erdkunde von der dritten Klasse 
an ebenfalls auf litauisch erteilt werden mußten (§ IV,26). Damit 
verblieben für den Unterricht in der Muttersprache nur die Fächer Reli­
gion, Rechnen, Naturkunde, Handarbeit und Turnen. 
In litauischen Volksschulen, die von Kindern der nationalen Minderhei­
ten besucht wurden, war nach dem neuen Gesetz bei einer Mindestzahl 
von 20 entsprechenden Schülern die Einführung der jeweiligen Mutter­
sprache als Sonderunterrichtsfach möglich (§ II,14). 

In die Schulen der nationalen Minderheiten konnten nur Kinder auf­
genommen werden, deren Muttersprache der Unterrichtssprache ent­
sprach. Schüler, bei denen ein Elternteil litauischer Volkszugehörigkeit 
war, mußten Einrichtungen mit litauischer Unterrichtssprache besuchen 
(§ IV,28). 

Besonders bedeutsam für die Minderheitenschulen war auch die Be­
stimmung des Schulgesetzes, daß eine Schule nur von Kindern des ent­
sprechenden Schulbezirks besucht werden durfte. Ausnahmen von dieser 
Regelung waren nur mit Genehmigung des Leiters der betreffenden 
Schule möglich (§ II,24). Wer den Schulbesuch durch Hausunterricht 
ersetzen wollte, mußte einen Lehrer benennen, der die Eigenschaft eines 
Volksschullehrers besaß und außerdem eine Genehmigung des Schulin­
spektors einholen. Kinder, die zu Hause unterrichtet wurden, mußten 
sich zweimal jährlich in der zuständigen Volksschule einer Prüfung un­
terziehen und bei einem nicht ausreichenden Kenntnisstand zwangswei­
se die Schule besuchen (§ III,25). 

Abgesehen von der Vorschrift, daß bestimmte Unterrichtsfächer von 
der dritten Klasse an in litauischer Sprache unterrichtet werden müssen, 
brachte das neue Schulgesetz kaum wesentliche Änderungen für die 
Minderheitenvolksschulen. Die Senkung der notwendigen Schülerzahl 
von 32 auf 30 schien sogar ihre Gründungen zu erleichtern, und die 
Möglichkeiten eines privaten Hausunterrichts wurden klar geregelt. Für 
die Volkstumsorganisation, die der Träger der meisten deutschen Schu­
len war, zeichneten sich aber neue finanzielle Belastungen durch die 
Verlängerung der Schulzeit ab, denn insbesondere der Bedarf an Lehrern 
und an Unterrichtsräumen stieg. Da diese Erweiterung der Schulpflicht 
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aber nur schrittweise realisiert werden konnte493, blieben die weitaus 
meisten deutschen Volksschulen vierklassig. 

Von einem Protest des Kulturverbandes gegen das neue Schulgesetz 
ist aber nichts bekannt. In einem Kommentar der Deutschen Nachrichten 
hieß es: „Die deutsche Volksgruppe kann an sich nichts gegen die Be­
stimmungen des Schulgesetzes haben. Wir haben stets den Grundsatz 
vertreten, daß jedes Kind in die Schule seiner Nationalität gehört (...). 
Das Gesetz bringt also nichts, was etwa unseren Grundsätzen widerspre­
chen und unsere Opposition hervorrufen müsste“494. Man betonte, daß 
die rechtlichen Möglichkeiten zufriedenstellend seien und es vor allem 
darum gehen müsse, die Gesetze mit Inhalt zu füllen. Nach Ansicht des 
Kommentators wurden die Schwierigkeiten bislang in erster Linie von 
den untergeordneten Behörden gemacht495. 

4.3.3.2.3 Die Deutschen in Litauen nach 1933 und die Entwicklung 
des "Kulturverbandes der Deutschen Litauens" 
Anders als im Fall der deutschen Volksgruppen in Estland und Lettland, 
für die der Nationalsozialismus schon 1930 stärker in das Blickfeld ge­
treten war496, hatten die politischen Entwicklung in Deutschland und die 
Machtübernahme Adolf Hitlers in Litauen zunächst keine direkten Aus­
wirkungen auf die Arbeit der Volksgruppenführung. Zwar verfolgte man 
die Geschehnisse im Deutschen Reich mit großem Interesse, die Mitar­
beiter im Kulturverband hatten aber zunächst andere Sorgen, als sich mit 
dem nationalsozialistischen Gedankengut auseinanderzusetzen. „Germa-
nisierungsabsichten“, wie sie der deutschen Volksgruppe von einem Teil 
der litauischen Presse unterstellt wurden, wies man mit Recht zurück. Es 
ging dem Kulturverband in diesen Jahren vor allem um die Kulturarbeit 
und hier insbesondere um den Ausbau des deutschen Schulwesens, die 
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So stellte der Bildungsminister Tonkunas im Oktober 1937 zwar einen "größeren 
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wirtschaftliche und soziale Unterstützung der Volksdeutschen und um 
eine verstärkte Mitgliederwerbung497. 

Wenn es auch zwischen den Deutschen im Memelgebiet und der 
deutschen Minderheit in Litauen kaum Berührungspunkte gab, so wur­
den die Möglichkeiten, die verfassungsmäßig garantierten Minderheiten­
rechte durchzusetzen, zeitweise doch von dem durch die Memelfrage 
belasteten Verhältnis des litauischen Staates zu seinem Nachbarn im 
Westen beeinflußt. 

Verstöße gegen die in der Memelkonvention von 1924 festgelegten 
Autonomierechte von seiten Litauens sowie die 1933 einsetzenden Akti­
vitäten der von der NSDAP gelenkten deutschen Parteien im Memelge-
biet führten zu einer ständigen Verschlechterung der deutsch-litauischen 
Beziehungen. Bereits 1932 hatte sich der Konflikt verschärft, nachdem 
das memelländische Direktorium abgesetzt worden war und ein Litauer 
gegen den Willen der Landtagsmehrheit das Amt des Direktoriumspräsi­
denten eingenommen hatte. Das Deutsche Reich reagierte mit einer 
Pressekampagne und vor allem mit Importbeschränkungen für landwirt­
schaftliche Produkte aus Litauen. Diese Maßnahme stürzte das Land in 
eine schwere Wirtschaftskrise und traf unter anderem auch die in Li­
tauen lebenden deutschen Bauern498. 

Bericht des Hauptvorstandes des Kulturverbandes auf dem Delegiertentag Anfang 
Juli 1933. DN vom 8.7.1933. 
Zur Memel-Problematik siehe die folgende weiterführende Literatur (Auswahlbi­
bliographie): Dahms, Hellmuth G.: Litauen zwischen den Großmächten 1919-1945. 
In: Litauisches Kulturinstitut, Jahrestagung 1987, S.55-112; Golczewski, Frank: 
Deutschland und Litauen. In: Manfred Funke: Hitler, Deutschland und die Mächte. 
Materialien zur Außenpolitik des Dritten Reiches. Düsseldorf 1976, S. 577-583; 
Gornig, Gilbert H.: Das Memelland: gestern und heute. Eine historische und rechtli­
che Betrachtung. Bonn 1991; Hecker, Hellmuth: Deutschland, Litauen und das 
Memelland. In: Jahrbuch der Albertus-Universität zu Königsberg/Pr., hrsg. vom 
Göttinger Arbeitskreis, Bd. VI. Würzburg 1955, S. 228-256; Hopf, Hans: Auswir­
kungen des Verhältnisses Litauens zu seinen Nachbarn auf das Memelland. In: 
Jahrbuch der Albertus-Universität zu Königsberg/Pr., hrsg. vom Göttinger Arbeits­
kreis, Bd. XII. Würzburg 1962, S. 235-270; Hubatsch, Walther: Die Memelkonven-
tion und ihre Auswirkungen. In: Wege und Wirkungen ostpreußischer Geschichte. 
Leer 1956; ders.: Das Memelland 1920-1939 und das Problem der Minderheiten. 
Sonderdruck aus "Memeler Dampfboot", Nr. 10-13/1964; Meyer, Richard: Das 
Memelland,hrsg. vom Göttinger Arbeitskreis, Heft 12. Kitzingen/Main 1951; Plieg, 
Ernst Albrecht: Das Memelland 1920-1939. Deutsche Autonomiebestrebungen im 
litauischen Gesamtstaat. Würzburg 1962; Richter, Friedrich: Der Memeler Freiha-
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Die sich aufgrund der Memelfrage verschlechternden deutsch-lit­
auischen Beziehungen wirkten sich auch negativ auf die Arbeits­
bedingungen des Kulturverbandes aus. Seine Tätigkeit wurde von der 
litauischen Polizei sehr stark kontrolliert. Versammlungen und auch 
Theateraufführungen waren verboten, bei leitenden Mitarbeitern der 
Volksgruppenorganisation wurden Hausdurchsuchungen durchgeführt, 
und man untersagte ihnen den Aufenthalt in bestimmten Landkreisen. 
Die litauischen Behörden begründeten ihr Vorgehen meistens mit unzu­
lässiger politischer Betätigung und der Störung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung. Vor allem während des Landesverratsprozesses (Dezem­
ber 1934 bis März 1935), bei dem die Vorsitzenden der beiden memel-
ländischen nationalsozialistisch orientierten Parteien und mit ihnen viele 
Mitglieder wegen ihrer Kontakte zum Deutschen Reich zu langen 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafen verurteilt worden waren, war der Kul­
turverband kaum arbeitsfähig. Die Aktivitäten der Führung der deut­
schen Volksgruppe wurden von den zuständigen litauischen Stellen mit 
großem Argwohn betrachtet. Man suchte offenbar nach Anzeichen, daß 
sich das Gedankengut und die Organisationsformen des Nationalsozia­
lismus auch innerhalb der deutschen Minderheit in Litauen ausbreiteten. 
In der Presse tauchten Gerüchte über eine „Gleichschaltung“ der Volks­
gruppe auf, die angeblich bereits einen „Führer“ gewählt haben sollte499 

oder aus dem Deutschen Reich „gesteuert“ wurde500. 
Diese Maßnahmen richteten sich nicht allein gegen die Deutschen, 

sondern waren der Ausdruck einer nationalistischen, minderheiten­
feindlichen Politik501. In noch stärkerem Maße, als die Situation der 
Deutschen durch das aufgrund der Memelfrage angespannte deutsch-

fenvertrag vom 20. Mai 1939. In: Zeitschrift für Ostforschung, 39/1990, S. 68-84. 
Ruffmann, Karl-Heinz: Deutsche und Litauer in der Zwischenkriegszeit. Erinnerun­
gen eines Memelländers, Überlegungen eines Historikers. Lüneburg 1989; Senn, Al­
fred E.: Die Besetzung Memels im Januar 1923. In: Forschungen zur osteuropäi­
schen Geschichte 10/1965, S. 334-352; Wallat, Joachim: Die völkerrechtliche Stel­
lung des Memelgebietes. Frankfurt/M. 1961. †alys, Vytautas: Ringen um Identität. 
Warum Litauen zwischen 1923 und 1939 im Memelgebiet keinen Erfolg hatte. Lü­
neburg 1993; †ostaustaitç, Petronçlç: Klaipçdos kraštas 1923-1939. 
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litauische Verhältnis belastet war, litten die im Lande lebenden Polen in 
dieser Zeit unter dem Konflikt um das Wilna-Gebiet. 

Das Geschäftsjahr 1934/1935 wurde wegen der genannten Maßnah­
men vom Kulturverband auch als Notstandsjahr bezeichnet, denn fünfzig 
Prozent des Arbeitsprogrammes war lahmgelegt. Trotz großer Anstren­
gungen kam man vor allem in der Schulfrage nicht voran. Es gelang aber 
die Gründung einiger neuer Ortsgruppen, und die Vertreter der inzwi­
schen von inneren Streitigkeiten weitgehend freien Volksgruppenorgani­
sation sprachen in verschiedenen Ministerien und auch beim Staatspräsi­
denten vor, um ihren Wünschen und Forderungen Nachdruck zu verlei­
hen. 

Schon bald nach dem Ende des Landesverratsprozesses entspannte 
sich die Lage etwas. Die Verbannung des damaligen Kulturver­
bandsvorsitzenden Kaspereit und des Jugendamt-Leiters Schwandt502 

wurde aufgehoben503, und man nahm in den folgenden Monaten ver­
schiedene Maßnahmen zurück, die die Einschränkung des deutschen 
Kultur- und Wirtschaftslebens im Memelgebiet zum Ziel gehabt hatten. 

1936 stellte der Kulturverband weitere Verbesserungen fest. Die l i ­
tauische Presse hatte ihre „Hetzkampagnen“ gegen die Deutschen been­
det und zeichnete wieder ein positives Bild, sowohl vom Deutschen 
Reich als auch von der deutschen Volksgruppe im Lande. In einem Be­
richt vom Delegiertentag am 7.11.1936 hieß es: „Immer weitere Kreise 
des litauischen Volkes haben eingesehen, daß diejenigen, die für die 
heiligen Rechte ihres Volkstums eintreten, die dazu nach Verfassung, 
Deklaration und Reden führender Männer anerkannt sind, keine Staats­
feinde und Staatsverbrecher sind“504. 

Der Kulturverband ließ in dieser Zeit kaum eine Gelegenheit aus, um 
auf die Loyalität der deutschen Volksgruppe hinzuweisen. So legte man 
auf dem Delegiertentag am 11. Dezember 1937 als oberstes Ziel der 
Arbeit die Schaffung einer gefestigten Vertrauensgrundlage in den Be­
ziehungen zu den Litauern fest: „Die Deutschen Litauens haben niemals 
Veranlassung gegeben, an ihrer Treue gegenüber dem Staat zu zweifeln, 
seit Jahrhunderten bewohnen sie die gemeinsame Heimat, sie fühlen sich 
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nicht als Fremdkörper und wünschen auch nicht, als solche betrachtet zu 
werden“505. 

Ungefähr vom Jahre 1936 an trat der Kulturverband immer selbst­
bewußter auf, und Einflüsse des Nationalsozialismus waren spätestens 
jetzt unübersehbar. Durch Schulungen von leitenden Mitarbeitern im 
Deutschen Reich, Kontakte mit den die Volkstumsarbeit unterstützenden 
deutschen Organisationen sowie durch Bücher, die für Bibliotheken und 
Lesehallen zur Verfügung gestellt wurden, kamen neue Impulse nach 
Litauen. Die „Deutschen Nachrichten für Litauen“, die einzige deutsche 
Zeitung im Lande, verwendeten zunehmend Schlagwörter aus der NS-
Terminologie. 

Zu den „Schulungen“ in Deutschland reisten die Mitarbeiter des Kul­
turverbandes zum Teil auf dem Umweg über Lettland, da den inzwi­
schen argwöhnisch gewordenen litauischen Stellen auf diese Weise das 
eigentliche Reiseziel unbekannt bleiben konnte506. 

Es ist nicht verwunderlich, daß sich die deutsche Volksgruppe, die 
sich seit Jahren gegen die Assimilierungsversuche des litauischen Staa­
tes wehren mußte und in der das Nationalbewußtsein in den 20er Jahren 
schnell gewachsen war, gegenüber einer Ideologie, für die die Begriffe 
„Volk“ und „Volkstum“ eine zentrale Rolle spielten, aufgeschlossen 
zeigte. Die Bestrebungen gegen die Mischehen schienen mit dem natio­
nalsozialistischen Gedanken über „Reinhaltung der Rasse“ übereinzu­
stimmen, und auch die Frontstellung der Nationalsozialisten gegen den 
Kommunismus sprach viele Litauendeutsche an. Dagegen konnte man 
mit wesentlichen Punkten aus der NS-Ideologie in Litauen nichts an­
fangen. So hätte man mit einer Ablehnung oder gar mit einer Be­
kämpfung der Kirche kaum jemanden für die neue Bewegung gewinnen 
können, denn die Deutschen hatten sich in der Zeit, als es noch keine 
Interessenvertretung gab, nur an der örtlichen Kirchengemeinde orien­
tiert. Dieses enge Verhältnis blieb bis in die Gegenwart hinein bestehen. 
Ein Antisemitismus war unter den Deutschen in Litauen nicht erkennbar. 
Man hatte in der Zeit, als Litauen noch eine parlamentarische Demokra­
tie war, gemeinsam mit den Vertretern der in Litauen lebenden Juden die 

DN vom 18.12.1937; vgl. auch den Bericht des Hauptvorstandes für das Jahr 
1936/1937. BA R 59/264. 
Bericht über die Fahrt des Litauen-Referenten der Deutschen Stiftung am 3. und 4. 
März 1935. BAPO 61 Sti 1/62409. 
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Interessen der Minderheiten vertreten, und auch im Bereich der Schulen 
hatte es, wie im folgenden noch zu zeigen sein wird, mancherlei Be­
rührungspunkte gegeben. 

Wie in Estland und Lettland507 war es auch in Litauen die junge Ge­
neration, die früh unter den Einfluß der nationalsozialistischen Ideologie 
geriet. Die ersten Organisationen, in denen neben der Kulturarbeit auch 
eine weltanschauliche Schulung betrieben wurde, waren die Jugend­
gruppen. Die Ursprünge dieser Vereinigungen hatten zwar schon in der 
Wandervogelbewegung gelegen, die Arbeit wurde aber immer durch den 
Mangel an Führungskräften beeinträchtigt. Außerdem schränkten die 
litauischen Behörden die Betätigungsmöglichkeiten dieser Gruppen ein. 

Die erste Vereinigung, die an die Öffentlichkeit trat, war die „Mädel-
schaft“. Unter der Leitung von Hanna Bonacker wurden Treffen durch­
geführt, die aber noch in erster Linie der Pflege des Brauchtums dienten. 
In einem Bericht hieß es dazu: 

„Zum Gemeinschaftserlebnis wurden die Feste, als die Mädel radikal 
allen Kitsch ablehnten und jeglichem Spott trotzend die Volksgenossen 
mit dem neuen Stil bekannt machten. An Stelle des französischen Chan­
sons trat das deutsche Volkslied und der Volkstanz“508. 

1936 bildete sich eine Jugendgruppe, die ca. 50 Jungen umfaßte, und 
ein Jahr später taten sich am Deutschen Gymnasium unter der Leitung 
von Walter Borghard Schüler zusammen, um den „neuen Geist“ zu pfle­
gen. Oskar Kunfert, der selbst der Schülervereinigung angehört hatte, 
übernahm im Frühjahr 1938 die Führung dieser Kerngruppe, die ihren 
ersten öffentlichen Auftritt mit ca. 100 Teilnehmern 1938 beim Deut­
schen Turn- und Sportfest hatte. Im gleichen Jahr wurde auch ein erstes 
Sommerlager veranstaltet, und im Herbst gehörten bereits 250 Jungen 
und 300 Mädchen der „Deutschen Jungenschaft Litauen“ bzw. der 
„Deutschen Mädelschaft Litauen“ an, die beide am 6. November 1938 
gegründet worden waren. 

Aufgrund der Streusiedlung der Deutschen in Litauen konnte das Ziel 
dieser beiden Organisationen, nämlich eine vollständige Erfassung der 
deutschen Jugend, nicht erreicht werden, aber die Gruppen erhielten 
starken Zulauf. Als Kunfert im Januar 1940 zum „Landesjugendführer“ 
ernannt wurde, unterstanden ihm ca. 1.000 Jugendliche. Die Führung der 
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Bericht über die Mädelschaft, o.D. BA R 59/264. 

139 



ihm unterstellten „Mädelschaft“ war inzwischen auf Lydia Bernato-
witsch übergegangen509. Das nationalsozialistische Programm der „Hit-
lerjugend“ stellte mittlerweile die „Grundlage der Jugendarbeit“ dar510. 
Die Jugendorganisation galt als „Instrument, (...) das in seiner klaren 
Zielsetzung - völkische Ausrichtung, körperliche Ertüchtigung und 
Wehrhaftigkeit - ausschlaggebend und führend in der Volkstumsarbeit 
wurde“511. Inzwischen waren vom Kulturverband in Kaunas sogenannte 
„Spielscharen“ eingerichtet worden, die 1940 immerhin 250 Kinder um­
faßten und in erster Linie den Zweck verfolgten, „die Kinder in unserem 
(d.h. im nationalsozialistischen; d. Verf.) Sinne zu beeinflussen und zu 
erziehen“. Die Leiterinnen dieser Gruppen waren zuvor drei Wochen 
lang vor allem „weltanschaulich“ geschult worden512. 

Ein spezielles „Schulungsamt“ wurde eingerichtet, und dieses war 
dafür verantwortlich, „daß die gesamte Jugend aufgeklärt wird über den 
Geist der Zeit, über Probleme, mit denen sich die Volksgruppe sowie das 
gesamte deutsche Volk auseinanderzusetzen hat, daß die Jugend Kennt­
nisse über die Zusammenhänge der heutigen Politik erwirbt“513. Das 
Amt gab „Unterrichtsmaterial“ für die einmal wöchentlich stattfinden­
den Heimabende heraus. Neben diesen Heimabenden, die man aus Angst 
vor der litauischen Polizei als Privatzusammenkünfte tarnte514, wurden 
von den „Jungmannen“ und vom „Jungvolk“ Ausmärsche, Wachdienste, 
Appelle und Feiern durchgeführt. Die Leser der „Deutschen Nach-
richten“ wurden über die vom „Amt für Presse und Aufklärung“ erstellte 
Beilage „Führung und Gefolgschaft“ informiert515. 
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Eine wichtige Kontaktstelle zwischen der Volksgruppenorganisation und 
den die Jugendarbeit in Litauen unterstützenden reichsdeutschen Stellen 
war die Deutsche Gesandtschaft in Kaunas. Mit der Diplomatenpost kam 
das „Schulungsmaterial“ nach Litauen, und Kunfert und Bonacker hatten 
die Möglichkeit, „im Gesandtschaftsgebäude ihre Akten und Zeitschrif­
ten aufzubewahren, Briefe zu schreiben und HJ-Zeitschriften zu le-
sen“516. Durch die örtlichen Gegebenheiten war ein unauffälliges Betre­
ten des Gebäudes gewährleistet. In einem Gespräch mit dem Litauen­
Referenten der Deutschen Stiftung erklärten der Gesandte Erich Zech-
lin517 und der Gesandtschaftsrat Dr. Mohrmann Anfang März 1935, daß 
sie „eine noch engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der volksdeut­
schen Jugendarbeit“ wünschten518. 

Eine Organisation, die noch straffer geführt wurde als das Jugendamt, 
war die „Deutsche Mannschaft Litauen“, die im Frühjahr 1939 von Went 
von der Ropp gegründet worden war. Am 4. März 1939 hatte sich der 
Delegiertentag des Kulturverbandes öffentlich zum Nationalsozialismus 
bekannt. Oskar von Reichardt, der dem Kulturverband schon seit dem 7. 
Februar 1936 vorgestanden hatte519 und Ende der 30er Jahre als „Führer 
der deutschen Volksgruppe in Litauen“ bezeichnet wurde, erklärte: „Als 
Glied der großen deutschen Nation bekennen wir uns zur deutschen 
Weltanschauung“. In Kommentaren dazu schrieben die „Deutschen 
Nachrichten“: „Dieses Bekenntnis war den meisten deutschen Volksge­
nossen persönlich schon seit Jahren eine Selbstverständlichkeit. Nun gilt 
es für die gesamte Gemeinschaft und wurde von allen mit begeisterter 
Zustimmung und freudigem Herzen aufgenommen“520. „Der Delegier­
tentag des Kulturverbandes hat eindeutig die Stellungnahme der deut-
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schen Volksgruppe Litauens zum Nationalsozialismus gebracht: ein kla­
res und offenes Bekenntnis zur Lehre Adolf Hitlers“521. 

Während dieses Delegiertentages oder unmittelbar darauf wurde von 
der Ropp damit beauftragt, mit der „Deutschen Mannschaft Litauen“ 
eine Formation zu schaffen, die in weltanschaulicher und sportlicher 
Hinsicht besonders geschult werden sollte. Die Gruppe, die zunächst nur 
aus Führungsmitgliedern des Kulturverbandes bestanden hatte, erhielt 
bald starken Zustrom, vor allem aus den Gebieten Südlitauens. Im Som­
mer 1939 nahmen bereits zwanzig ausgewählte Mitglieder an einer 
dreiwöchigen Schulung in Deutschland teil, die von der Auslandsabtei­
lung des Reichsbundes für Leibesübungen abgehalten wurde522. Im Au­
gust 1939 erhielt der ehemalige Jungenschaftsführer Kunfert die Aufga­
be, „einheitliche Schulungen des Führerkorps und der Gefolgsleute“ 
durchzuführen, denn die „Führer“ der einzelnen Gruppen - es sollten nur 
„die besten und hellsten Köpfe der Mannschaft“ sein - mußten eine 
entsprechende Ausbildung haben523. 

Außer in der „Deutschen Mannschaft“ waren die Führungsmitglieder 
des Kulturverbandes auch in der Redaktion der „Deutschen Nachrich-
ten“ tätig, so z.B. der zum „Sturmführer“ ernannte Richard Kossmann, 
der ebenfalls die Kontakte zu verschiedenen Stellen in Deutschland 
pflegte524. Das führende Mitglied des Kulturverbandes Schweizer, der 
seit 1934 für den deutschen Sicherheitsdienst (SD) arbeitete, führte im 
Winter 1940/1941 eine größere Zahl von „Grenzgängern“ nach Deutsch­
land. Diese Agenten hielten sich dort zum Teil wochenlang auf525. 

Die litauischen Behörden, die den Aktivitäten des Kulturverbandes 
immer sehr skeptisch gegenübergestanden hatten und verschiedentlich 
Mitarbeiter der Volksgruppenführung verhaften ließen, gingen gegen die 
jetzt sehr selbstbewußt auftretenden Mitarbeiter des Kulturverbandes 
Ende der 30er Jahre nicht mehr direkt vor. Und selbst wenn die Ord­
nungsbehörden einmal einschritten, konnte man auch dem noch etwas 
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Spätestens nach dem Beitritt der „Kybarter deutschen Frauenschaft“ und 
der „Wirballer deutschen ev.-luth. Jugend“ im Januar 1939532, des 
„CVJM Kaunas“ im Juli 1939533 und des deutschen Sportvereins 
„Olympia“ 1940534 standen alle litauendeutschen Organisationen unter 
der Führung des Kulturverbandes. 

Ende 1940 betrug die Stärke der „Mannschaft“ inklusive Anwärtern 
ca. 1.000 Mann, darunter waren 75 „Führer“. Die Gruppe unterteilte sich 
in fünf vollständige „Stürme“ (70-100 Mann), 21 Standorte mit durch­
schnittlich 30 Mann und sechs bis sieben Standorte mit ca. zehn 
Mann535. 

Verläßliche Angaben über die Gesamtzahl der Mitglieder des Kul­
turverbandes sind nicht möglich, im Herbst 1939 waren es angeblich 
3000536, im Februar 1940 soll die Mitgliederzahl aber schon „die Ziffer 
10.000 überschritten“ haben537. 

Die großen außenpolitischen Erfolge und das wachsende Prestige des 
Deutschen Reiches hatten in diesen Jahren auch unter den Litauendeut­
schen das Selbstbewußtsein gestärkt. Die Tatsache, daß man dem auf­
strebenden deutschen Volk angehörte, führte dazu, daß man den litaui­
schen Assimilierungsversuchen besser widerstehen konnte. 
Ohne eine Finanzierung mit Mitteln aus Deutschland, die natürlich auch 
zu einer Abhängigkeit geführt hatte, wäre der Ausbau der Volksgrup­
penorganisation nicht in diesem Maße möglich gewesen. Wegen der 
schlechten wirtschaftlichen Lage eines großen Teiles der deutschen 
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Minderheit mußten die Mitgliedsbeiträge möglichst niedrig gehalten 
werden, und Spenden waren kaum möglich. Im Jahre 1938 bestanden 
schließlich zwei Drittel des Etats des Kulturverbands aus Mitteln des 
Deutschen Reiches538, und es ist davon auszugehen, daß der Anteil in 
den folgenden Jahren noch etwas anstieg. 

Wenn auch die Volksgruppenführung von der Propagandaarbeit in 
Litauen sehr überzeugt gewesen war, so konnten doch bei weitem nicht 
alle Deutschen für die Ideen des Nationalsozialismus gewonnen werden. 
Die führenden Mitglieder des Kulturverbands bemühten sich zwar bei 
Reisen in die Dörfer und Kleinstädte, das nationalsozialistische Gedan­
kengut auch in die Provinz zu tragen539, angesichts der vielen verstreut 
auf dem Lande siedelnden Deutschen war aber eine vollständige Erfas­
sung gar nicht möglich. 

Nach Meinung der Volksdeutschen Mittelstelle erst sehr spät, näm­
lich erst 1939, begann „das Deutschtum in Groß-Litauen, (...) aus seiner 
Passivität herauszugehen“540, und nach der Umsiedlung mußte die 
„Einwandererzentralstelle“ (EWZ), die über den weiteren Verbleib der 
Deutschen zu entscheiden hatte, feststellen: „Wenn auch die Machter­
greifung 1933 durch den Führer dem schon in manchen Teilen Litauens 
recht stark litauisierten Deutschtum neuen Antrieb und Behauptungs­
willen einflößte (...), so war trotzdem innerhalb der deutschen Volks­
gruppe nicht eine einheitlich ausgerichtete deutschvölkische nationalso­
zialistische Haltung zu erzielen“. Die litauische Polizei hätte auch „we­
gen des Fehlens einer geschickten Führerpersönlichkeit jegliche deutsche 
Erneuerungsarbeit unterbinden können“541. 
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Gerade kurz vor Beginn der Umsiedlung traten Gegensätze innerhalb 
des Kulturverbandes, offen zutage. Der Vorsitzende Oskar von Reichardt 
und der Stabsleiter und Geschäftsführer Richard Kossmann bildeten mit 
ihren Anhängern, zu denen auch Went von der Ropp zu zählen war, die 
eine Gruppe, Konstantin von Cerpinsky mit seiner meist jugendlichen 
Gefolgschaft die andere. Bei den Differenzen ging es weniger um einen 
politischen Richtungskampf als um persönliche Unstimmigkeiten. Von 
Cerpinsky hatte von Reichardt ein die Belange der Volksgruppe schädi­
gendes Verhalten vorgeworfen und wurde daraufhin wegen Disziplin­
losigkeit aus seinem Amt entlassen. Mit ihm verloren auch die langjähri­
ge Mädelschaftsführerin Bernatowitsch und viele Anhänger dieser Rich­
tung ihre Ämter542. 

Einen politischen Richtungskampf zwischen Anhängern der natio­
nalsozialistischen Ideologie und Vertretern der älteren, bisher die Volk-
stumsarbeit tragenden Generation, wie er insbesondere aus Lettland, 
aber auch aus Estland bekannt ist543, hat es innerhalb des Kulturverban­
des offenbar kaum gegeben. 1939 hieß es in einem Bericht: „Der Haupt­
vorstand des Kulturverbandes ist seit 5 Jahren einstimmig gewählt wor­
den. Das ganze Deutschtum ist einheitlich ausgerichtet. Eine Opposition 
besteht nicht“544, lediglich in der Ortsgruppe von Kaunas hemmte ein 
kleiner Kreis „demokratisch-liberal eingestellter Leute die einheitliche 
Aufbauarbeit“. Im Mai 1938 wurde diese Gruppe abgewählt545. 

4.3.3.2.4 Die weitere Entwicklung des deutschen Minderheiten­
schulwesens bis zur Umsiedlung 1941 
Gleich nach Inkrafttreten des Gesetzes am 1. August 1936 wiederholte 
der Kulturverband seine Anträge auf Neugründung von deutschen 
Volksschulen in Tauragç, Kybartai, Vištytis und Naumiestis/Šakiai. Eine 
positive Antwort auf die Gesuche, die zuvor trotz einer Schülerzahl von 
z.B. über 100 in Kybarten und Vištytis abgelehnt worden waren, erwar-
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tete man aber auch jetzt nicht546. Im November kamen dann auch die 
ablehnenden Bescheide. Außerdem wurde im Oktober 1936 die deutsche 
Volksschule in Meldekviršiai, die zuletzt noch etwa 30 Schüler gehabt 
hatte, ohne Angabe von Gründen geschlossen547. 

Nur mit Mühe gelang es dem Kulturverband, die Schließung weiterer 
Schulen zu verhindern. Zu den Schwierigkeiten, die die Behörden mach­
ten, verstärkten sich die Probleme mit dem Lehrernachwuchs. Aus Man­
gel an geeigneten Pädagogen mußten 1937 zunächst weitere Schritte in 
den Schulfragen unterbleiben. 

Um den deutschen Kindern den Unterrichtsbesuch zu erleichtern, 
wurden 1937 drei neue Internate eröffnet. Das Schülerheim in Lydavçnai 
(Lydavenen) nahm vor allem Kinder aus dem benachbarten Tytavçnai 
(Tytavenen) auf, wo die Schule geschlossen worden war. Weitere Inter­
nate entstanden in Kybartai und Raseinai. Schon vorher gab es Wohn­
möglichkeiten für Schüler in Kaunas, Šiauliai, Skuodas und Kçdainiai. 

Zugunsten der Kinder ärmerer Familien wurde 1937 von allen An­
gestellten und Lehrern des Kulturverbandes eine zweiprozentige Ge­
haltssteuer gefordert. Dieses sollte der erste Schritt zu einer Selbstbe­
steuerung aller Deutschen sein548, die auch den ärmeren deutschen 
Schulkindern zugute kommen sollte549. Der Gedanke wurde aber in der 
folgenden Zeit nicht weiter verfolgt. 

Auf dem Delegiertentag des Kulturverbandes wurde das Schulwesen 
als „Hauptsorgenkind“ der Deutschen in Litauen bezeichnet. „Gerade 
auf diesem wichtigsten kulturellen Gebiete ist die Lage zur Zeit immer 
noch trostlos“550. 

Das polnische Ultimatum an die litauische Regierung vom 17. März 
1938, innerhalb kurzer Zeit normale diplomatische Beziehungen zu Po­
len aufzunehmen, führte zu einer Staatskrise und zum Rücktritt der Re­
gierung Tubelis. Das neue Kabinett, das von Mironas angeführt wurde, 
baute die Beziehungen zum Nachbarstaat aus, die Ansprüche auf das 
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Wilnagebiet wurden damit faktisch aufgegeben551. Vorzeitige Ent­
lassungen der im Memel-Prozeß 1935 verurteilten Deutschen und die 
Aufhebung des seit 12 Jahren bestehenden Kriegszustandes im Oktober 
1938 führten zu einer Normalisierung der deutsch-litauischen Beziehun­
gen. Der zunehmende Druck des Deutschen Reiches, das nach dem An­
schluß Österreichs einen bedeutenden Machtzuwachs erfahren hatte, 
führte nicht nur zu einer Gesprächsbereitschaft der litauischen Seite über 
die Memelfrage552, sondern auch zu einer wohlwollenderen Haltung der 
litauischen Stellen gegenüber der deutschen Minderheit. In einem Be­
richt des Kulturverbandes über die Tätigkeit im Jahre 1938 hieß es: 

„Die verstärkte Volkstumsarbeit (...) konnte insbesondere im Jahre 
1938 auf fast allen Gebieten mit neuem Erfolge aufgenommen werden. 
Die Einstellung der Bevölkerung, aber auch zum größten Teil der Poli­
zeibehörden änderte sich und, wenn auch dauernd weitere Schwierigkei­
ten gemacht werden, so herrschte doch ein ganz anderer Ton“553. 

Der Kulturverband konnte seine Tätigkeit im Bereich der wirt­
schaftlichen, beruflichen und sozialen Betreuung der Volksdeutschen 
ausbauen. Etwa 40 Bauern wurden durch das „Landamt“ zu einem 
landwirtschaftlichen Ring zusammengeschlossen, die Volkstumsorgani-
sation bot eine Berufsberatung, eine Arbeitsvermittlung und stellte Kon­
takte zu Betrieben in Deutschland her. Auch für die Handwerker ent­
stand eine Betreuungsorganisation. 

Die größten Erfolge waren auf dem Gebiet der Jugendarbeit zu ver­
zeichnen. 700 Jugendliche (300 Jungen und 400 Mädchen ) konnten im 
Rahmen der Kulturverbandsjugend organisiert werden. Die Mitglied­
schaft im Kulturverband war zwar erst Personen ab 18 Jahren möglich, 
aber auch jüngere wurden „getarnt als Gäste“ in diese Organisation auf-
genommen554. Man führte zwei offizielle Schulungslager durch und 
veranstaltete außerdem eine Reihe von Fahrten und Wanderungen. 
Sämtliche Veranstaltungen der Jugend wurden jetzt von der Polizei „an­
standslos gestattet“. Man betrieb in der Gemeinschaft Gesang und Sport, 
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und die „Heimabende“ wurden „allwöchentlich als polizeilich nicht an­
gemeldete Privatzusammenkünfte abgehalten“555. 
Nach Ansicht des Kulturverbandes hatte die „veränderte politische Ge-
samtlage“, gemeint waren wohl insbesondere die außenpolitischen Er­
folge des nationalsozialistischen Deutschen Reiches, auf alle Deutschen 
in Litauen eine große Wirkung. Die Volkstumsorganisation konnte ihre 
Mitgliederzahl im Jahre 1938 beträchtlich erhöhen. In Kaunas hatte sich 
innerhalb von wenigen Monaten die Zahl sogar verdoppelt. Um mög­
lichst alle Deutschen in Litauen zu erfassen, begann man in der Haupt­
stadt mit der Bildung von „Nachbarschaften“. Diese Organisationsform 
sollte später auf die Provinz übertragen werden. 

Während der Kulturverband auf allen anderen Bereichen eine po­
sitive Entwicklung sah, blieb die Lage auf dem Gebiet des Schulwesens 
nach wie vor unbefriedigend. Zwar war es gelungen, die bisherige Zahl 
der Schulen zu halten, an Neugründungen war aber wegen der nach wie 
vor ungeklärten Paßfrage nicht zu denken. Eingaben, die im Sommer 
und Herbst 1938 an den Ministerpräsidenten gerichtet worden waren, 
blieben unbeantwortet, Änderungen von Volkszugehörigkeitsvermerken 
in den Pässen wurden von den örtlichen Behörden verweigert, und es 
wurden Versuche unternommen, Eltern, die sich für die Einrichtung 
einer deutschen Schule engagiert hatten, einzuschüchtern556. 

Im August 1938 erklärte der litauische Ministerpräsident Mironas in 
einem Gespräch mit dem deutschen Gesandten Erich Zechlin, daß sich 
eine Änderung des Schulgesetzes, wonach zu den Minderheitenschulen 
nur solche Kinder zugelassen werden, deren Eltern nach der Paßeintra­
gung zu der betreffenden Minderheit gehörten, nicht erreichen lassen 
würde. Mironas sagte, daß die Bestimmung „aus allgemein-politischen 
Gründen“ gegenüber der polnischen Minderheit streng eingehalten wer­
den würden und eine Gleichbehandlung der verschiedenen nationalen 
Minderheiten notwendig sei. Zechlins Hoffnung, eine Änderung der bis 
dahin üblichen Verwaltungspraxis, wonach Anträge auf Korrektur der 

So berichtet Kantor Eduard Kolbe, der im Jahre 1938 in der Kirchengemeinde Kal-
varia eine Erhebung über die Zahl der schulpflichtigen Kinder durchgeführt hatte, 
von Schwierigkeiten mit den örtlichen Polizeibehörden. Eltern, die ihre Kinder in 
die Schülerlisten aufnehmen ließen, wurden von dem Polizeivorsteher in Bartininkai 
vorgeladen und bei dem Gespräch mit einer Pistole bedroht. Eduard Kolbe: Keine 
Schule für Aleksandravas. In: Heimatgruß 1968, S. 99-101. 
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-den staatlichen Behörden nahezulegen, allen schriftlichen Klagen 
der Deutschen ernstliche Beachtung zu schenken und sie stets zu beant-
worten“559. 

Nach Angaben Kossmanns erwartete die deutsche Volkstumsorgani-
sation von der litauischen Regierung „in kürzester Frist“ eine „Erfüllung 
der Mindestforderungen zur Erleichterung der kulturellen Lage der 
deutschen Volksgruppe in Litauen“560. Diese Denkschrift fand in der 
internationalen Presse einen großen Widerhall561. 

Am 19. März 1939 wurde in einer weiteren Eingabe an den Bildungs­
minister verlangt, an 25 Schulen, in denen nach dem Ersten Weltkrieg 
deutsch unterrichtet worden war, die deutsche Unterrichtssprache wieder 
einzuführen562. Von einer Antwort ist ebensowenig bekannt wie von 
weiteren Versuchen deutscher Stellen, die Schulsituation der deutschen 
Minderheit in Litauen zu verbessern. 

Die Jahre 1939 bis 1941 brachten entscheidende Veränderungen so­
wohl für Litauen als auch für die deutsche Volksgruppe. Da der Verfas­
ser an anderer Stelle das Schicksal der deutschen Volksgruppe während 
des Zweiten Weltkrieges schon ausführlich bearbeitet hat563, soll hier 
nur ein knapper Überblick über die weiteren Geschehnisse bis zur Um­
siedlung im Januar 1941 gegeben werden. 

Litauen verlor wie Estland und Lettland infolge des Hitler-Stalin­
Paktes vom August 1939 seine Souveränität, wurde am 15. Juni 1940 
von sowjetischen Truppen militärisch besetzt und schließlich in die So­
wjetunion eingegliedert. Schwierige Verhandlungen über Territorial- und 
Vermögensfragen führten dazu, daß die Umsiedlung erst Anfang 1941 

559 
Inhalt der Denkschrift in einem Bericht Richard Kossmanns "Katastrophale Lage des 
deutschen Schulwesens in Litauen" vom 15.2.1939. BA R 69/110. Siehe auch DN 
vom 25.2.1939. 

560 
Ebd. 

561 
DN vom 4.3.1939. 

562 
Genannt wurden die Schulen in Mariampolç, Kalvaria, Lindvinavas, Gu-

dinç/Mariampolç, Prienai, Vištytis, Barteliai/Vilkaviškis, Kaupiškiai (Kaupisch­
ken), Kibeikiai (Kibeiken), Ber‡iniai (Bershine)/Vilkaviškis, Lankupçnai (Lanku-
penen), Geisteriškiai, Vilkaviškis, Virbalis, Kybartai, Obšrutai, Naumiestis/Šakiai, 
Šakiai, Sintautai, Mitzkiai, Jurbarkas, Tauragç, Kaunas-Karmelitai, Kaunas­
Schanzen und Kelmç. DN vom 19.3.1939. 

563 
Stossun: Die Umsiedlungen 
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durchgeführt werden konnte. Die deutsche Minderheit stand zwar in 
dieser Zeit unter dem besonderen Schutz des Reiches und der bis zur 
Umsiedlung bestehenden deutschen Gesandtschaft, die Umgestaltung 
des politischen und wirtschaftlichen Lebens traf aber auch sie. Verhaf­
tungen und Deportationen, wie sie viele Litauer erleiden mußten, kamen 
zunächst nicht vor. Es zeigte sich aber vor allem in den ersten Wochen 
nach der Besetzung, daß es Schwierigkeiten gab, die zwischen dem 
Deutschen Reich und der Sowjetunion ausgehandelten Sonderbestim­
mungen durchzusetzen. Entgegen den Abmachungen wurde auch deut­
scher Besitz nationalisiert. Insbesondere die wenigen Güter und die Ge­
werbebetriebe gingen als Exponenten einer kapitalistischen Wirtschaft in 
Staatseigentum über. Von den ins Land strömenden sowjetischen Mili­
tärangehörigen ging einer ungeheure Nachfrage in den Geschäften aus. 
Als Folge davon stiegen die Preise rapide an. Viele Deutsche verloren in 
dieser Zeit ihren Arbeitsplatz. Man begründete die Entlassungen mit 
dem Argument, man müsse angesichts der bevorstehenden Umsiedlung 
rechtzeitig neues Personal einstellen. Diese Entwicklung führte dahin, 
daß vom Sommer 1940 an viele deutsche Stadtbewohner auf Unterstüt­
zungszahlungen angewiesen waren. Auch Landwirte kamen in Schwie­
rigkeiten, da viele von ihnen davon ausgegangen waren, das sie noch im 
Sommer oder Herbst 1940 das Land verlassen werden würden. Sie be­
stellten ihre Felder nicht mehr und verkauften schon einen Teil ihres 
Inventars. 

Aber es war weniger die materielle Not, die die Deutschen dazu 
brachte, die seit Oktober 1939 angekündigte Umsiedlung herbei­
zusehnen. Vielmehr erkannte man sehr deutlich, daß nur ein gewisser 
Schutz vor den sowjetischen Zwangsmaßnahmen gewährt werden wür­
de, solange das Reich seine Hand schützend über die Volksgruppe hielt. 

Nachdem im Juni 1940 zunächst alle Organisationen verboten wor­
den waren, konnte der Kulturverband schon bald seine Arbeit wieder 
aufnehmen, da von ihm die für die Umsiedlung notwendigen Arbeiten 
erledigt werden sollten. Die deutsche Volkstumsorganisation wurde nach 
der sowjetischen Besetzung mit Mitgliedsanträgen überhäuft. Gerüchte 
besagten, daß die Zugehörigkeit zum Kulturverband Voraussetzung für 
die Teilnahme an der Umsiedlung sei. 

Die politische und kulturelle Arbeit der Volksgruppenorganisation 
mußte im Juni 1940 eingestellt werden. Die „Deutsche Mannschaft Li-
tauen“ und die Jugendverbände gingen im „Bereitschaftsdienst“ der 
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„Organisation Umsiedlung“ auf, und die weitere Betätigung diente nur 
noch den Vorbereitungen zum Verlassen der Heimat. 

Nachdem der Kulturverband am 23. Januar 1941 aufgelöst worden 
war564, lag die Gestaltung der Zukunft der Volksgruppe allein in den 
Händen der deutschen SS-Stellen, die die Umsiedlung durchzuführen 
und über das weitere Schicksal der Litauendeutschen zu entscheiden 
hatten. 

Das Schuljahr 1939/1940, das vorerst das letzte in einem unab­
hängigen Litauen sein sollte, endete im Juni 1940. In der Mitte desselben 
Monats besetzten sowjetische Truppen das Land. Da inzwischen schon 
bekannt war, daß die deutsche Minderheit das Land in naher Zukunft 
verlassen würde, stellten die deutschen Schulen ihren Betrieb ein. 

Von der Umgestaltung des litauischen Schulsystems durch die so­
wjetischen Machthaber565 waren die deutschen Bildungseinrichtungen 
also nicht mehr betroffen. In den noch verbleibenden Monaten konzen­
trierte sich alles auf die Vorbereitungen zum Verlassen der Heimat. 
Während der Umsiedlung dienten viele Schulen als Registrierlokale oder 
Übernachtungsstellen. 

5. Das deutsche Schulwesen in der Zeit der Rücksiedlung eines Tei­
les der litauendeutschen Volksgruppe in das deutsch besetzte Litau­
en in den Jahren 1942-1944 

Nach der Besetzung Litauens durch deutsche Truppen im Sommer 1941 
tauchte schon sehr bald der Gedanke auf, die für die Ansiedlung im 
Osten vorgesehenen und noch in zum Teil schlechten Lagern lebenden 
Litauendeutschen in ihre Heimat zurückzuführen. Insgesamt kehrte in 
den Jahren bis 1944 etwa die Hälfte der Volksgruppe nach Litauen zu­
rück, wo sie die Vorboten einer umfassenden deutschen Kolonisation in 
den baltischen Staaten und der Sowjetunion sein sollten. Polnischer, 
jüdischer, russischer und zum Teil auch litauischer Besitz wurde heran-

G. Schütz, Sachbearbeiter im Hauptstab des deutschen Umsiedlungskommandos in 
Litauen, in seinem "Tagebuch über die Umsiedlung der Reichs- und Volksdeutschen 
aus der Sowjet-Republik Litauen". Eintragung vom 23.1.1941. BA R 59/253. 
Vytautas Vaitiekunas: Sovietizised Education in Occupied Lithuania. In: Stanley 
Vardys: Lithuania under the Soviets, New York 1965, S. 171-196. Auch die DN 
berichteten über die Reformen. DN vom 17.7., 31.8., 14.9. und 9.10.1940. 
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gezogen und an Deutsche verteilt, denn es ging nicht darum, die Ver­
hältnisse, die vor der Umsiedlung bestanden hatten, wiederherzustellen, 
sondern die Litauendeutschen sollten eine Führungsschicht im Lande 
werden und das nationalsozialistische Ausbeutungs- und Unter­
drückungssystem unterstützen. 

Da der Verfasser an anderer Stelle das weitere Schicksal der Litauen­
deutschen und dabei u.a. auch die Rücksiedlung und das Leben der 
Deutschen in Litauen in den Jahren 1942-1944 schon ausführlich darge­
stellt hat566 und Helmut Handrack bereits auf die Schul- und Kulturpoli­
tik der deutschen Besatzungsverwaltung in Litauen eingegangen ist567, 
soll es im folgenden nur um die Schulen für die Rücksiedler und die 
sonstigen sich in diesen Jahren in Litauen aufhaltenden Deutschen ge­
hen. Dabei läßt die schlechte Quellenlage nur eine überblickartige Be­
trachtung zu. 

Die Rücksiedlung der Litauendeutschen war eine gemeinsame Aktion 
des von Alfred Rosenberg geleiteten Ostministeriums und der SS, und 
auch die Einrichtung von Schulen für die Rücksiedlerkinder sollte von 
diesen Dienststellen durchgeführt werden. Dabei lag die praktische Ar­
beit aber weitestgehend in den Händen des vom „Reichskommissariats 
für die Festigung deutschen Volkstums“ (RKFDV) eingerichteten „An-
siedlungsstabs Kauen“. Dieser wurde von dem SS-Sturmbannführer Dr. 
Duckart geleitet und war auch für die Betreuung der Rücksiedler zustän­
dig. 

Die eigentlich für die Kulturarbeit im Generalbezirk Litauen zustän­
dige „Abteilung Kulturpolitik“ im Generalkommissariat konnte wegen 
fehlenden Personals nicht für die Einrichtung von deutschen Schulen 
sorgen, so daß der Ansiedlungsstab eine eigene Kulturabteilung gründen 
mußte, die dann die Schulplanung für die einzelnen Siedlungsbezirke 
durchführte. Erst als im Oktober 1942 schon ein großer Teil der Pläne 
fertig war, wurden vom Generalkommissariat einzelne Mitarbeiter für 
diese Aufgabe abgestellt. Bis Oktober 1942 waren für die Kreise, in die 
der größte Teil der Rücksiedler gekommen war (Šakiai, Raseinai, Tau-
ragç, Vilkaviškis und Mariampolç) die Zahl der schulpflichtigen Kinder 
erfaßt worden. Außerdem hatte man das Gebiet in Schulbezirke einge­
teilt, und eine „Schulkommission“ des Ansiedlungsstabes hatte die für 

Stossun: Die Umsiedlungen, S. 155ff. 
Handrack, S. 164-169 und 176-178. 
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die Einrichtung von Volksschulen geeigneten Gebäude ausgesucht. Der 
Ansiedlungsstab übernahm durch seinen Bautrupp auch die Herrichtung 
der Räume, so daß zu Beginn des Winters der Unterricht aufgenommen 
werden konnte. 

Ziel der deutschen Schul- und Kulturpolitik war es, „die Deutschen 
von den Litauern fernzuhalten“, das heißt durch die Errichtung eigener 
Schulen und die „Schaffung eines deutschen Gemeinschaftswesens“ ein 
„Aufgehen im litauischen Volkstum“ zu verhindern568. Einen gemein­
samen Unterricht von deutschen und litauischen Kindern sollte es nach 
dem Willen der Siedlungsplaner nicht geben, denn das Ostministerium 
und die SS hatten dem litauischen Volk nur sehr schlechte „Rassenei-
genschaften“ zugeschrieben569. 

Duckart, der davon ausging, daß „früher oder später einmal“ die 
Grenze zwischen Litauen und Deutschland fallen würde und sich des­
halb das Bildungsniveau nicht unterscheiden dürfe, wollte die „deutsche 
Landschule, so wie wir sie aus Ostpreußen oder Pommern kennen“, als 
Vorbild für die zu gründenden Rücksiedlerschulen nehmen570. 

Voraussetzung für die Errichtung derartiger Schulen, die in der Regel 
einklassig sein sollten, war allerdings, daß alle deutschen Kinder einen 
Schulweg von höchstens vier bis fünf Kilometern zurückzulegen hatten, 
also die Deutschen in relativ geschlossenen Gebieten angesiedelt wur-
den571. Als jedoch die ersten Rücksiedler in Litauen eintrafen, wurde 
sehr bald deutlich, daß die entsprechenden Voraussetzungen weder in 
personeller und materieller Hinsicht, noch in bezug auf die Siedlungs­
form erfüllt werden konnten. Da das Generalkommissariat aus dem ge­
nannten Grunde nicht in der Lage war, für Schulgebäude und Lehrkräfte 
zu sorgen572, blieb dem Ansiedlungsstab „nichts weiter übrig, als von 
sich aus einen provisorischen Schulbetrieb aufzuziehen“573. 

568 
Duckart in einem Bericht, o.D. (vermutlich Frühjahr 1942). BA R 49 Anhang X/4. 

569 
Zur Germanisierungs- und Eindeutschungspolitik siehe Myllyniemi, S. 145ff. 

570 
Wie Anm. 568 

571 
Ebd. 

572 
Bericht Duckarts über die deutsche Volksschule im Generalbezirk Litauen , o.D. 
(vermutlich Oktober 1943). BA R 49 Anhang X/7. 

573 
Bericht Duckarts Nr. 10 über den augenblicklichen Stand der Rückführung der für 
den Osteinsatz vorgesehenen Teile der ehemals litauendeutschen Volksgruppe vom 
21.9.1942. BA R 49 Anhang X/7. 
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Weil man wegen des im Reich herrschenden Lehrermangels von dort 
kaum Personal erwarten konnte, hoffte Duckart, aus den Reihen der um­
gesiedelten litauendeutschen Lehrer „einige brauchbare Kräfte“ heran­
ziehen zu können. Diese sollten in einem Lehrgang des Reichserzie­
hungsministeriums „rein schulisch-fachlich auf das neue Lehrsystem 
umgeschult“ und auf „die anderen politischen Aufgaben“ vorbereitet 
werden574. Tatsächlich fand in Lauenburg ein dreimonatiger Kursus 
statt575, aus dem 35 Volksschullehrer für die deutschen Schulen in Li­
tauen hervorgingen. Dies reichte aber bei weitem nicht aus, so daß im 
Herbst 1942 zwar teilweise Schulen vorhanden waren, „mangels Lehr­
kräften aber an keinen Schulbetrieb gedacht werden konnte“576. 

Die Lehrerfrage war auch über das Ostministerium nicht zu klären, 
und selbst für die vorhandenen 35 Pädagogen, die ihren Unterricht in der 
grauen „Ostland-Uniform“ abhalten mußten577 war die Bezahlung we­
gen der anhaltenden Diskussion über die Zuständigkeiten nicht gesichert. 
Erst im Frühjahr 1943 erhielten sie das erste Gehalt, bis dahin mußten 
sie sich durch Kredite ihren Lebensunterhalt sichern578. Man erwartete 
von den Lehrern, daß sie „mit Idealismus auch an die anderen, außerhalb 
der Schule liegenden Aufgaben“ herangehen, womit die „Schulungsar-
beit“ in der „Hitlerjugend“ und der „Nationalsozialistischen Volkswohl-
fahrt“ gemeint war579. 

Im Sommer 1942 wurden über das Ostministerium sechs reichsdeut­
sche Rektoren in die ersten sechs Ansiedlungskreise entsandt. Sie sollten 
kommissarisch die Aufgaben von Schulräten übernehmen. Nach der 
Abgrenzung der Schulbezirke hatten sie auch für die Bereitstellung von 
Lehrmaterial und für die Personalplanung zu sorgen. 

574 
Duckarts Entwurf eines Berichtes, o.D. (vermutlich Frühjahr 1942). BA R 49 An­
hang X/4. 

575 
Bericht Duckarts Nr. 10 über den augenblicklichen Stand der Rückführung der für 
den Osteinsatz vorgesehenen Teile der ehemals litauendeutschen Volksgruppe vom 
21.9.1942. BA R 49/Anhang X/7. 

576 
Bericht Duckarts über die deutsche Volksschule im Generalbezirk Litauen, o.D., 
(vermutlich Oktober 1943). BA R 49 Anhang X/4. 

577 
Persönliche Unterlagen des litauendeutschen Lehrers und Kantors Eduard Kolbe aus 
dem Jahre 1945 im Besitz des Verfassers. 

578 
Ebd. 

579 
Bericht (vermutlich Duckarts), o.D. BA R 49 Anhang X/4. 
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Die Schulpflicht in Litauen bestand zwar schon seit dem 17.8.1942580, 
Unterricht für die deutschen Kinder zwischen sechs und vierzehn Jahren 
wurde aber erst ab November erteilt. Durch die Einführung der Volks­
schulpflicht sollte auch hier „die Erziehung und Unterweisung der Ju­
gend (...) im Geiste des Nationalsozialismus“ gewährleistet werden581. 
Wegen des Mangels an Lehrkräften nahmen von den geplanten 100 bis 
110 deutschen Volksschulen zunächst lediglich 35 ihren Betrieb auf. Ihre 
Zahl erhöhte sich im Juli 1943 auf 75, nachdem Schulhelfer und -
helferinnen, von denen die meisten nicht aus dem Lande stammten582 

zur Verfügung standen583. Die Qualität des Unterrichts dieser Schulhel­
fer wird aber vermutlich nicht sehr hoch gewesen sein, denn die Teil­
nahmevoraussetzungen bei den Lehrgängen waren sehr gering. Verlangt 
wurden lediglich die Vollendung des 18. Lebensjahres sowie „ausrei­
chende Schul- und deutsche Sprachkenntnisse“584. 

Ein entsprechender Lehrgang, an dem auch fünf aus Litauen stam­
mende Umsiedlerinnen teilnahmen, fand in der Zeit vom 5. September 
bis 12. Dezember 1942 in Elbing statt. Er bestand aus theoretischem 
Unterricht und praktischen Übungen an örtlichen Schulen und endete mit 
einer schriftlichen und mündlichen Abschlußprüfung. Nach weiteren 
drei Monaten, in denen die Schulhelferinnen hospitierten und unter An­
leitung unterrichteten, übernahmen sie die Leitung einer Volksschule, 
wo sie bis zu acht Jahrgänge gleichzeitig zu unterrichten hatten. Wegen 
des langen Lageraufenthaltes, während dessen häufig keine Möglichkeit 
zum Schulbesuch gegeben war, waren die Kinder zum Teil überaltert 
und hatten beträchtliche Defizite im Kenntnisstand. Die Lehrkräfte hat­
ten mit ihnen insbesondere die Sprachfertigkeit zu üben585. 

Nach dem Abschluß weiterer Schulhelferinnen-Kurse konnten bis 
zum November 1943 schließlich 107 deutsche Volksschulen und eine 
Oberschule eingerichtet werden. 

580 
Kauener Zeitung vom 25.7.1942. 

581 
Amtsblatt des Generalkommissars in Kaunas vom 30.11.1943. 

582 
Hellmann: Die Deutschen in Litauen, S. 22. 

583 
Liste der Lehrer und der Schulhelfer LVA F. 615, Ap. 1, b. 58. 

584 
Kauener Zeitung vom 5.3.1943. 

585 Frau Ida Schlenker, ehemals Schulhelferin in Litauen, in einem Gespräch mit dem 
Verfasser am 9.12.1993. Aufzeichnungen im Besitz des Verfassers. 
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Die zehnklassige deutsche Oberschule in Kaunas, die einzige höhere 
Schule für die Deutschen in Litauen, wurde im Sommer 1942 gegründet 
und war zunächst gemeinsam mit der Volksschule in der Ugnesiþ-Str. 4 
untergebracht. Dort standen jedoch nur fünf Räume zur Verfügung, so 
daß der Unterricht über den ganzen Tag verteilt abgehalten werden muß­
te. In einigen Klassenstufen konnten die einzelnen Stunden nur jeweils 
35 Minuten dauern. Die Oberschulklassen wurden zunächst von der 
Volksschule mitverwaltet und erst im April 1943 organisatorisch von 
dieser getrennt586. Die Leitung der Oberschule übernahm zu diesem 
Zeitpunkt der aus Sachsen stammende Dr. Meyer. Eine Verbesserung 
der räumlichen Situation trat erst am 20.4.1944 ein, nachdem die Ober­
schule in das Haus Laisvçs-Allee 3b umgezogen war. Es handelte sich 
um ein ehemaliges Studentenheim, das nach der zwangsweisen Schlie­
ßung der litauischen Hochschulen herangezogen worden war587. 

Außer dem Direktor hatte die Schule noch 13 weitere hauptamtliche 
Lehrkräfte, davon sechs aus dem Kreis der Rücksiedler588. Vom Lehr­
plan und von den Anforderungen an die Vorbildung der Pädagogen her 
entsprach die Schule den Oberschulen in Deutschland589. 
Die Schülerzahl stieg von 59 im April 1943 auf 110 im Juli desselben 
Jahres und erreichte mit 301 Ende Mai 1944 ihren Höchststand. Über­
wiegend handelte es sich um Kinder von Rücksiedlern, der Anteil der 
Reichsdeutschen betrug nur etwa zehn Prozent. Viele der Umsiedlerkin­
der hatten in den Lagern keine Gelegenheit zum Schulbesuch gehabt und 
waren zum Teil überaltert. Die Umstände hatten z.B. dazu geführt, daß 
die Schüler der Klassenstufe IV schon zwischen 14 und 16 Jahre alt wa­
ren. 

Die Kinder wurden von Direktor Meyer und Vertretern der „Hitler-
Jugend“ während eines mehrtägigen „Ausleselagers“ ausgesucht. Im 

Aufruf des Direktors Meyer zur Anmeldung für die Klasse I der Deutschen Ober­
schule in Kaunas. Kauener Zeitung vom 6.6.1943. 
Lagebericht der Sipo und des SD Nr. 3/43 vom 31.3.1943. LVA F. 1399, Ap. 1, b. 
61. 
Statistische Angaben zur deutschen Oberschule in Kaunas, o.D. (vermutlich Juni 
1944). BAPO 49.01/6622. 
Schreiben des Ostministeriums an das Reichsministerium für Wissenschaft, Erzie­
hung und Volksbildung, vom 21.3.1944. BAPO 49.01/6622. 

158 



Sommer 1943 nahmen 120 Kinder an einem derartigen Lager teil, von 
denen aber nur 30 zum Besuch der Oberschule zugelassen wurden590. 

Die Besichtigung durch einen Vertreter des Reichserziehungsmi­
nisteriums im Jahre 1944 brachte einige Mißstände zutage. Dem Direk­
tor wurde ein unmoralischer Lebenswandel nachgewiesen, der im Som­
mer 1944 zu seiner Ablösung führen sollte. Die Leistungen einiger ande­
rer Lehrer sollen nach Ansicht des Ministerialrats Fleischmann nicht 
ausreichend gewesen sein. Der Kenntnisstand der Schüler wurde eher als 
schlecht bezeichnet, wobei die Lehrer jedoch gute Noten erteilten591. 

Der Schule war ein Internat angeschlossen, das von dem vom Ost­
ministerium eingesetzten Studienrat Bernhard Möller aus Berlin geleitet 
wurde. 1944 waren hier ca. 100 auswärtige Kinder untergebracht. Auf 
die Gestaltung des Heimlebens nahm die „Hitler-Jugend“ großen Ein-
fluß592. 
Schon bei den ersten Planungen im Jahre 1942 hatte es sich gezeigt, daß 
durch die 110 vorgesehenen deutschen Volksschulen nicht alle schul­
pflichtigen Rücksiedlerkinder erfaßt werden konnten, da einige Umsied­
lerhöfe so weit von den Schulhäusern entfernt lagen, daß der Weg von 
den Kindern nicht täglich zu bewältigen war. Es mußten also auch Schu­
len mit Wohnmöglichkeiten geschaffen werden. 

Nach Ansicht Duckarts sollten diese „Landheimschulen“ nicht allein 
Unterrichtsstätten mit angeschlossenem Internat sein, sondern es mußten 
ihnen neben dem schulischen Betrieb „noch weitere sehr umfassende 
Aufgaben“ zufallen. Hier wollte man die späteren „politischen Führer 
und Wehrbauern“ heranbilden, und eine „Auslese“ für die „Entsendung 

Bericht des Ministerialrats Fleischmann über die Besichtigung der Deutschen Ober­
schule in Kauen zusammen mit dem zuständigen Referenten beim Reichsminister 
für die besetzten Ostgebiete, Oberstudiendirektor Dr. Hoefke, vom 16. bis 19. Mai 
1944, vom 26.5.1944. BAPO 49.01/6622. 
In dem Bericht des Ministerialrats Fleischmann heißt es: "Wir haben besonders die 
Hefte der Klasse 7 durchgesehen und dabei u.a. festgestellt, daß die Arbeiten in 
Englisch recht kurz und zu gut zensiert waren. Auch die deutschen Aufsätze waren 
viel zu gut zensiert. Arbeiten, die mit Rücksicht auf die Umsiedler höchstens mit 
ausreichend hätten bewertet werden können, waren mit gut benotet, darunter ein 
Erlebnisaufsatz, der höchstens in Klasse 4 ausreichend gewesen wäre. Das Entge­
genkommen geht wohl auch bei den Zeugniszensuren bei aller Anerkennung der 
Schwierigkeiten zu weit". Ebd. 
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in die Adolf-Hitler-Schulen im Reich“ durchführen. Der „soldatisch­
erzieherische Gesichtspunkt“ sollte hier weit mehr zum Tragen kommen 
als in den Volksschulen. In einem Bericht schrieb Duckart dazu: „Die 
politischen Kampf- und Selbstbehauptungsaufgaben müssen vor allem in 
den letzten Schulklassen im Vordergrund des Lehrplanes stehen. Auch in 
den Umgang mit und in das Verhalten zum fremden Volkstum müssen 
die deutschen Kinder ganz organisch herangeführt werden“. 

Auch außerhalb des Schulbetriebes hatten die Landheimschulen nach 
Duckarts Vorstellungen wichtige Aufgaben zu übernehmen. Diese Ein­
richtungen sollten „deutsche Zentren der allgemeinen Ausrichtung und 
auch kulturellen Betreuung der Umsiedler“ sein und als „Hort deutscher 
Verteidigung und deutschen Selbstbehauptungswillens“ gelten. Dieses 
war nach Duckarts Ansicht am besten zu erreichen, wenn jede Land­
heimschule mit einem „Waffen-SS-Führer“ als „Kommandanten“ und 
drei „Waffen-SS-Unterführer“ sowie „BDM-Führerinnen“ besetzt wä-
re593. 

Wegen der schlechten personellen Besetzung der „Abteilung Kul-
turpolitik“ des Generalkommissariats, die eigentlich für die Errichtung 
dieser Landheimschulen zuständig gewesen wäre, kam es aber zu einer 
erheblichen zeitlichen Verzögerung. Erst als sich der Ansiedlungsstab im 
Frühjahr 1943 dieser Aufgabe annahm, konnte die erste Schule mit In­
ternat, es war die „Landheimschule Neuhof“ bei Panevç‡ys, am 22. 
April fertiggestellt werden. Zum Ende der Sommerferien 1943 waren 
auch die Landheimschulen in Vilkaviškis, Šakiai, Mariampolç, Raseinai 
und Tauragç bezugsfertig. Es ergaben sich aber erhebliche Schwierigkei­
ten, da die Kulturabteilung des Generalkommissariats nicht in der Lage 
war, diese Einrichtungen zu verwalten. Obwohl der Leiter dieser Abtei­
lung, Dudzus, zugesagt hatte, seine Dienststelle könne zum 15. August 
die Heime übernehmen, waren noch im Oktober keine Vorbereitungen 
getroffen. Es fehlten sowohl das Wirtschafts- und Verwaltungspersonal 
als auch die finanziellen Mittel für die Lebensmittel- und Brennholzbe­
schaffung. Vor allem aber mußte noch grundsätzlich geklärt werden, ob 
das Generalkommissariat oder die jeweiligen Gebietskommissariate die 
Verwaltung der Landheimschulen zu übernehmen hatten. Die ungelösten 
Probleme führten dazu, daß acht dieser Schulen, die insgesamt ca. 800 

Duckart in einem Bericht über die deutschen Landheimschulen in Litauen, vom 
15.11.1943. BA R 49 Anhang X/7. 
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Kinder aufnehmen sollten, bis zum Herbst 1943 leerstanden. Die Errich­
tung weiterer kleinerer Heimschulen war in Vorbereitung. Bis Mitte 
Oktober waren die Landheimschulen in Šiauliai und Jurbarkas hin­
zugekommen. Im Bezirk Kaunas-Land konnte vorerst keine derartige 
Einrichtung geschaffen werden, da der Generalkommissar von Renteln 
das für die Schule vorgesehene Gutshaus Pagime persönlich nutzte und 
nur bereit war, darauf zu verzichten, wenn ihm ein entsprechender Land­
sitz in der Nähe der deutschen Grenze zur Verfügung gestellt werden 
würde. 

Wie viele dieser Schulen tatsächlich noch ihre Tätigkeit aufnehmen 
konnten, ist nicht bekannt. Ebenso fehlen Unterlagen, die darüber Aus­
kunft geben, ob die Landheimschulen 1943 tatsächlich, wie Duckart es 
gefordert hatte594, dem RKFDV und damit der SS unterstellt wurden. 

Es ist davon auszugehen, daß es für die Kinder der Rücksiedler­
familien, die in weiterer Entfernung von den Volksschulen untergebracht 
worden waren, aufgrund der aufgezeigten Schwierigkeiten bei der Ein­
richtung von Internaten keine Gelegenheit zum Besuch einer deutschen 
Schule gab. 

Am 5.7.1944 sollten die Schulferien beginnen, aber schon in den Wo­
chen davor war in vielen deutschen Schulen nicht mehr an einen Unter­
richt zu denken595. Die Kampfhandlungen waren im Frühjahr und Som­
mer 1944 immer näher an das ehemalige litauische Staatsgebiet herange­
rückt, und Anfang Juli begann man mit der Evakuierung der Deutschen. 
Am 21.7.1944 meldete der Generalkommissar von Renteln, daß die 
volksdeutschen Frauen und Kinder „so gut wie alle“ über die Reichs­
grenze gebracht worden seien596. 

6. Schlussbetrachtung 

Als im Jahre 1944 auch die deutschen Rücksiedler Litauen verließen, 
endete mit der Existenz der Volksgruppe auch die etwa 400jährige Ge­
schichte des deutschen Schulwesens in diesem Lande. Entsprechend den 
politischen Zielen der jeweiligen Machthaber wurden die deutschen 

594 
Ebd. 
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Die Geschichte der deutschen Volksschule in Kybarten. In: Raute 11/1956, S. 2. 
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Von Renteln an Rosenberg vom 21.7.1944. BA R 6/41. 161 



Schulen in dieser Zeit entweder toleriert, aktiv gefördert, oder man ver­
suchte, ihre Erhaltung und Entfaltung zu verhindern. 

Bis in unser Jahrhundert waren diese Schulen eng mit der Ent­
wicklung der evangelisch-lutherischen Kirche verbunden und dienten 
vor allem der Vermittlung der Glaubenslehre und damit der Behauptung 
in der Diaspora. Nur in Wilna und Kaunas betrieben die Gemeinden 
mehrklassige Kirchenschulen, in denen außer der Religion und dem Le­
sen und Schreiben in deutscher Sprache zusätzlich noch andere Fächer 
unterrichtet wurden. Aber auch hier gab es durch Kriege, die Pest oder 
Feuerkatastrophen häufig jahrzehntelange Unterbrechungen der Arbeit. 

Schlechter als in den Zentren des Deutschtums der älteren Zeit sah es 
in den kleineren Orten aus. Die Gemeinden waren in der Regel zu arm, 
um ihre Kinder unterrichten zu lassen. In einigen deutschen Siedlungen, 
so z.B. in Skuodas , Šiauliai, Bir‡ai und Kçdainiai, oblag die Einrichtung 
deutscher Schulen vor allem den protestantischen Adligen, die Deutsche 
angeworben hatten und so nicht zuletzt auch die Bildung ihrer eigenen 
Kinder sicherstellen konnten. Hier wurden meist nur die elementarsten 
Kenntnisse vermittelt. 

Die nach der 3. Teilung Polens 1795 im westlich der Memel gele­
genen Teil der preußischen Provinz „Neuostpreußen“ eingerichteten 
„Vereinigten Militär- und Bürgerschulen“ konnten, da sie sich nur auf 
wenige Orte beschränkten und nach dem Ende der preußischen Herr­
schaft wieder geschlossen wurden, den Bildungsstand der Deutschen 
kaum verbessern. 
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts setzte ein bedeutender Zustrom 
von Deutschen nach Litauen ein, und es entstanden infolge dieser Be­
siedlung zahlreiche neue evangelische Kirchengemeinden. Diese bemüh­
ten sich ebenfalls um die Gründung von Schulen, wobei auch hier der 
Religionsunterricht im Mittelpunkt des Interesses stand. 

Die Einrichtungen wurden vom zaristischen System zunächst tole­
riert. Nach dem polnisch-litauischen Aufstand von 1863 setzte jedoch 
eine planmäßige Unterdrückung ein, die erst in unserem Jahrhundert 
nachließ. Die meisten evangelischen Kirchenschulen wurden geschlos­
sen. Insbesondere den Bemühungen der Pastoren und Kantoren, die ei­
nen Hausunterricht organisierten oder den Konfirmandenunterricht aus­
weiteten, ist es zu verdanken, daß häufig doch noch Grundkenntnisse des 
Lesens und Schreibens vermittelt werden konnten. Viele deutsche Kin­
der blieben jedoch ganz ohne Unterricht. Dieses änderte sich erst nach 
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der Revolution von 1905, als eine ganze Reihe von Schulen mit deut­
scher Unterrichtssprache wiedereröffnet werden konnten. 

Ganz ohne Zweifel begann mit der Besetzung Litauens durch deut­
sche Truppen im Jahre 1914 für die im Lande lebenden Deutschen eine 
positive Entwicklung. Zwar wurde die Minderheit durch die Verschlep­
pungen bei Kriegsbeginn vorübergehend geschwächt, sie erfuhr aber 
durch verschiedene Maßnahmen der Besatzungsverwaltung wieder eine 
deutliche Stärkung. Deutscher Unterricht wurde jetzt überall gefördert, 
und Lehrer, Eltern und Kinder konnten die grundsätzlichen Änderungen 
zunächst „nicht begreifen“597. Noch wichtiger als die Bemühungen um 
die Verbreitung der deutschen Sprache in Litauen war die Tatsache, daß 
die Existenz dieser nationalen Minderheit in Deutschland überhaupt 
bekannter wurde. Heberle sieht zu Recht die „intensive Berührung mit 
dem Stammvolk“ als "wichtigste Wirkung des Krieges" für die Litauen­
deutschen an598. 

Die deutsche Besatzungsverwaltung förderte das deutsche Element in 
Litauen vor allem durch die Schaffung von Elementarschulen mit deut­
scher Unterrichtssprache. Die Gründung einer höheren deutschen Schule 
gelang jedoch nicht. Trotz aller Unzulänglichkeiten bedeuteten die neuen 
Bildungseinrichtungen im Vergleich zu den vorher vorhandenen Kir­
chenschulen einen gewaltigen Fortschritt. Sie vermittelten die elementa­
ren Kenntnisse, auf die später aufgebaut werden konnte, und mit ihrer 
Einrichtung wurden zum ersten Mal die Grundlagen für einen kulturellen 
Aufstieg der Deutschen in Litauen gelegt. Noch wichtiger aber war, daß 
diese Schulen jeweils ein Umfeld, bestehend aus Eltern, den litauendeut­
schen Lehrern und Mitarbeitern der evangelisch-lutherischen Kirchen­
gemeinden hatten. Diese Personenkreise bemühten sich später, nach dem 
Ende der deutschen Besatzungsverwaltung, um den Fortbestand der 
deutschen Schulen. Das Gemeinschaftsgefühl, das sich bislang auf die 
deutsche Kirchengemeinde beschränkt hatte, wurde in dieser Zeit be­
trächtlich verstärkt. Es erwachte ein bis dahin nur in Glaubenssachen 
wirksam gewesenes Selbstbehauptungsstreben. 

Die Bedeutung der Kirche als die einzige die deutsche Kultur in Li­
tauen erhaltende Einrichtung ging zwar in dieser Zeit zurück, das 

597 
Kibarter deutsche Schule. In: Deutscher Kalender für Litauen 1925, S. 58-60, hier S. 
59. 

598 
Heberle, S. 30. 
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Bestreben, die von der deutschen Besatzungsverwaltung eingerichteten 
Schulen auch nach dem Abzug der „feldgrauen Lehrer“ zu erhalten und 
auch neue zu gründen, ging aber zunächst häufig noch von den Geistli­
chen aus. Den Pastoren Kupffer (Šiauliai), von Bordelius (Skuodas), von 
Mickwitz (Raseiniai) und Tittelbach (Kçdainiai) gelang es, den Kindern 
ihrer Gemeinden einen deutschen Unterricht zu ermöglichen. Dabei wa­
ren die Gemeinden zunächst meist völlig auf sich allein gestellt, denn 
aus dem zusammengebrochenen Deutschen Reich war ebensowenig 
Hilfe zu erwarten wie von dem im Aufbau befindlichen litauischen 
Staat. 

Die Litauer, die selbst jahrhundertelang eine Minderheit in einem 
großen Staatsgebilde gewesen waren und um ihre kulturellen Rechte 
kämpfen mußten, legten mit der Unterzeichnung der vom Völkerbund 
geforderten Deklaration vom 12.5.1922 und der Verfassung vom 
1.9.1922 die Grundlagen für eine fortschrittliche Minderheitenpolitik, 
die den jeweiligen Volksgruppen vor allem auch eine kulturelle Eigen­
entwicklung ermöglichen sollte. 

Die Deutschen in Litauen beteiligten sich über die neu gegründeten 
Interessenvertretungen gemeinsam mit den anderen Minderheiten und 
den Angehörigen der Mehrheitsnation aktiv an der Gestaltung des l i ­
tauischen Staates. Wegen des Fehlens einer intellektuellen Führungs­
schicht, das sicherlich das Hauptproblem der deutschen Volksgruppe 
war, konnte dieser Beitrag zum staatlichen Aufbau jedoch nur gering 
sein. 
Daß nicht alle deutschen Schulen der Besatzungszeit nach 1918 weiter­
existierten, lag zum einen daran, daß viele in Gebieten eingerichtet wor­
den waren, in denen nur relativ wenige Deutsche lebten, zum anderen 
erlosch das Interesse von Eltern litauischer Nationalität, ihre Kinder auf 
deutsche Schulen zu schicken, mit dem Ende der deutschen Besatzungs­
zeit und dem nationalen Aufbruch der Litauer. Jetzt galt es, die Natio­
nalsprache zu fördern und litauische Schulen einzurichten. 

In den ersten Jahren der litauischen Republik gab es außer von den 
Gemeinden, die sich erfolgreich darum bemühten, ihre Schule zu erhal­
ten, offenbar keine weiteren Anträge deutscher Gruppen auf Zulassung 
eigener Bildungseinrichtungen. Behördliche Maßnahmen gegen die Er­
haltung bzw. Neueröffnung deutscher Schulen gab es in den ersten Jah­
ren nicht. Im Gegenteil: Es ist bekannt, daß sich die Behörden sogar 
darum bemühten, litauische Kinder zum Besuch einer Schule mit deut-
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scher Unterrichtssprache zu veranlassen, um so die Existenz der Einrich­
tung zu sichern. 

Aber schon wenige Jahre später wurde deutlich, „daß die bestge­
faßten und bestgesinnten Verordnungen keine genügende Garantie für 
eine gerechte Behandlung der Minderheiten bieten, sofern nicht der 
Geist der Ausführung dem inneren Wesen des Minderheitenrechts ent-
spricht“599. 

Die Vorgehensweise bei der Volkszählung im Jahre 1923 und die Zu­
zugsbeschränkungen für Lehrer aus Deutschland oder Lettland machten 
schon deutlich, daß die deutsche Minderheit in Schuldingen kaum Unter­
stützung durch den litauischen Staat zu erwarten haben würde. Die 
Gründe dafür lagen vor allem im wachsenden litauischen Nationalismus, 
aber wohl auch schon in der Belastung des deutsch-litauischen Verhält­
nisses durch die Memel-Frage. Von den großen außenpolitischen Span­
nungen, mit denen der junge litauische Staat gleich von den ersten Jah­
ren an belastet war, hielt die deutsche Volkstumsorganisation sich jedoch 
fern. 

Als man auf deutscher Seite erkannte, daß Litauen nicht gewillt war, 
für das Bildungswesen der Minderheit einzutreten, verstärkte man die 
private Initiative und weitete das Tätigkeitsfeld des Kulturverbandes, der 
zunächst nur für die Oberrealschule zuständig gewesen war, auf ganz 
Litauen aus. 
Diese Organisation war jedoch innerlich so zerrissen, daß sie kaum zur 
Arbeit fähig war. Reichsdeutsche Stellen, die für die Unterstützung deut­
scher Bildungseinrichtungen im Ausland zuständig waren, verweigerten 
angesichts dieser Streitigkeiten zeitweise sogar die Zahlungen. Dabei ist 
der Grund für die Konflikte innerhalb des Schulvereins wohl auch in der 
sehr heterogenen Zusammensetzung der Mitgliederschaft zu suchen. Die 
Deutschbalten und Reichsdeutschen, die in den ersten Jahren die Arbeit 
der Volkstumsorganisation bestimmt hatten, und die Volksdeutschen 
begegneten einander nur mit Skepsis und waren zu einer Zusammenar­
beit nicht bereit. Dieses zeigte sich vor allem auch in den kurzen Amts­
zeiten der jeweiligen Vorstände. Von den Führungsmitgliedern war 
kaum jemand dazu in der Lage, das Deutschtum gegenüber dem litaui­
schen Staat energisch und zielbewußt zu vertreten. 

599 
Mintz, S. 108. 
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Auch als 1926 während der kurzen Regierungszeit der Mitte-Links­
Koalition die Bedingungen für eine Konsolidierung des deutschen 
Schulwesens in Litauen günstig waren, gelang es aufgrund der Ineffekti­
vität der Kulturverbandsarbeit und der daraus resultierenden finanziellen 
Zurückhaltung der reichsdeutschen Stellen nicht, die Situation zu ver­
bessern. Während die polnische Minderheit die Zahl ihrer Schulen in 
dieser Phase vervielfachte, kamen bei der deutschen nur einige wenige 
Bildungseinrichtungen hinzu. 

Der Staatsstreich vom 17.12.1926 und die folgende Alleinherrschaft 
der Tautininkai führten zu einer weiteren Verschlechterung der Lage der 
deutschen Minderheitenschulen. Dabei war die Bestimmung, wonach die 
Erlaubnis zum Besuch einer Schule allein vom Nationalitätsvermerk in 
den Pässen der Eltern abhängig war, das entscheidende Instrument zur 
Schließung der deutschen Bildungseinrichtungen. Dadurch, daß es trotz 
aller Bemühungen und der Vorlage von Dokumenten, die die deutsche 
Volkszugehörigkeit zweifelsfrei belegten, nicht möglich war, die ganz 
offensichtlich falschen Paßeintragungen zu korrigieren, wurde, wie der 
deutsche Gesandte Moraht zutreffend schrieb, „die Minderheiten­
deklaration vom 12.5.1922 (...) sozusagen hinten herum gegenstandslos 
gemacht“600. Daß das Verweigern der Korrektur der Nationalitätsver­
merke in den Pässen eine willkürliche behördliche Maßnahme war, die 
allein das Ziel hatte, den Minderheitenschulen ihre Existenzgrundlage zu 
entziehen, ist ganz offensichtlich, denn umgekehrte Änderungen, also 
von „deutsch“ auf „litauisch“, waren ohne weiteres möglich. 

Dabei ist dieses Vorgehen der litauischen Regierung aber nicht als al­
lein gegen die deutsche Minderheit gerichtet anzusehen, sondern es war 
Ausdruck einer alle Minderheiten betreffenden nationalistischen Politik. 
So wurde in verschiedenen Gesprächen zwischen Vertretern der litaui­
schen Regierung und der deutschen Seite immer wieder deutlich, daß 
diese Beschränkungen vor allem die polnische und weniger die deutsche 
Minderheit treffen sollten. Eine differenzierte Behandlung der einzelnen 
Volksgruppen schien wohl nicht möglich zu sein. 

Insgesamt war das Schicksal der deutschen Schulen sehr weitgehend 
von der Haltung des jeweils zuständigen Schulinspektors abhängig. Die 
Darstellung der Situation an den einzelnen Orten zeigt, daß die Verhält­
nisse sehr unterschiedlich waren. Während z.B. die deutsche Schule in 

Deutsche Gesandtschaft (Moraht) an das AA vom 18.1.1929. PA R 60097. 
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Kçdainiai bis zur Umsiedlung weitgehend ungehindert arbeiten konnte, 
war der Druck ausgerechnet in den Kreisen, in denen die Deutschen am 
dichtesten siedelten (Vilkaviškis, Šakiai, Mariampolç) offenbar am größ­
ten. 

Die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen des Kulturverbandes 
während des Memel-Prozesses, die sich auch negativ auf die deutschen 
Schulen auswirkten, zeigt deutlich, daß das angespannte Verhältnis zwi­
schen Deutschland und Litauen auch die Entfaltungsmöglichkeiten der 
deutschen Minderheit beeinflußten. 

Trotz der räumlichen Zerstreuung und des von deutscher Seite gele­
gentlich kritisierten mangelnden nationalen Verständnisses bei denjeni­
gen deutschen Eltern, die ihre Kinder ohne Bedenken in litauische Schu­
len schickten, da sie etwaige Vorzüge deutscher Bildung im litauischen 
Staat nicht sahen, wurde das Fehlen deutscher Schulen nicht nur vom 
Kulturverband und von den reichsdeutschen Institutionen beklagt, son­
dern vor allem auch von vielen Elternkomitees. Die Vielzahl der im Ar­
chiv überlieferten Anträge auf Erhaltung oder Gründung von Schulen 
macht deutlich, daß die Forderung nach einem Unterricht in der Mut­
tersprache der deutschen Kinder einem akuten Bedürfnis entsprach. 

Das Verweigern der Korrektur der Paßeintragungen, das Nichtzu-
lassen von Lehrern, die keine litauische Staatsangehörigkeit hatten, das 
Ignorieren von Gesuchen der Elternkomitees sowie verschiedene gegen 
die Minderheit gerichtete Maßnahmen auf wirtschaftlichem Gebiet führ­
ten dazu, daß es dem Kulturverband immer leichter wurde, seine Mit­
gliederzahl zu erhöhen. Ab Mitte der 30er Jahre war diese Organisation 
ganz eindeutig nationalsozialistisch orientiert. Es ist nicht verwunder­
lich, daß sich die deutsche Volksgruppe, die sich seit Jahren gegen die 
Assimilierungsversuche des litauischen Staates wehren mußte, gegen­
über einer Ideologie, für die die Begriffe „Volk“ und „Volkstum“ eine 
zentrale Rolle spielten, aufgeschlossen zeigte. Die Bestrebungen gegen 
die Mischehen schienen mit dem nationalsozialistischen Gedanken über 
„Reinhaltung der Rasse“ übereinzustimmen. Ein Antisemitismus war 
unter den Deutschen in Litauen jedoch nicht erkennbar, denn zum einen 
hatte man in der Zeit, als Litauen noch eine parlamentarische Demokra­
tie war, gemeinsam mit den Juden im Sejm die Interessen der 
Minderheiten vertreten, zum anderen gab es bis zum Ende der 30er Jahre 
im vom Kulturverband getragenen Deutschen Gymnasium jüdische 
Schüler. Insgesamt waren die Bemühungen des Kulturverbandes bei der 
Verbreitung des nationalsozialistischen Gedankengutes aber keineswegs 
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